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Das deutsche Strafrecht scheint in ethischen Fragestellungen, mit denen es kon-

frontiert ist, den Standpunkt einzunehmen, es ordne dem unbedingten Lebens-

schutz alles andere unter 1. Kein Rechtsgut ist so umfassend wie das ,,heilige" Le-

ben geschützt. Du sollst nicht töten. Dies gilt nicht nur im Hinblick auf ,,Mord und

Totschlag". So ist etwa in der Frage der Abtreibung spätestens seit den Entschei-

dungen des Bundesverfassungsgerichts beinahe unumstritten'�, daß das Schutzgut

,,ungeborenes Leben" weitaus schwerer wiegt als das Persönlichkeitsrecht der Mut-
ter 3, dem Bedeutung allenfalls in Situationen zukommen soll, die ,,kaum mehr zu

2
3

So beginnt etwa das Lehrbuch von lY'essels, Strafrecht Besondern Teil/1 (BT/1), 20. Aufl. 1996, mit

den wonen:

. ' leder hat du Recht auf Leben und körperliche Unversehnheit ' (An. 2 II I GG [Grundgesetz].
Mit dieser zentralen Aussase räumt das Grundgesetz dem menschlichen Leben im rf(/engefüge der
Grundrechtsnomen den liöchsten Rans und äusleich Anspruch auf den unReteilten Sihuiz der
Rechtsordnune ein (uel. BVerfGE IEntsäheidunsän des Bundesverfassungsgerichtsl 1, 42). Daraus
folgt im Strafrächt für"den Bereich äer SS 21 I b;;217 ,222lstrafgesetzbuc'h-(StGB)fder Grundsatz
deiabsoluten Lebensschutzes: Dm Leben des Menschen genießt absoluten Schutz ohne Rücksicht
auf die Lebensfähiekeir, die Lebensemanung oder das Le-bensinteresse des einzelnen, auf das Alter
des  Rechtseuts t räsers  u .d  se inen Gesu idhe i tszus tand,  au f  se ine  gese l l schaf t l i ch -soz ia le
Funktionstü"chtieke'it und die ihm von anderen entseqenqebrachte Veniinschätzung. Selbst bei
schwersten MißEilduneen und eeistisen Defekten"qitt äs für die rechtl iche Beunii lung kein
'lebensunwenes.Lebenioder gaidre 

-Befuqnis 
zu deisen VernichtulB \üie $ 216 [StGBlzeiy,

un ter l leg tdasLebena lsschutzwurdrEesKechtsgutauchn lch tder .ver tugunts tewa l tse lnes  l raBers i
tur dl€ Kechtsorctnung rst es pnnzrprell unantastDar und unverzlcntDar.
Anders nmentlich Höerster, 'Abtreibung in sährlarn Stddt,2, Aafl. 1995.
BVerfGE 39, 1:

,1. Das sich im Murrerleib entwickelnde Leben steht als selbständiges Rechtsgut unter dem Schutz
äer Verfassune (An. 2 Abs. 2 Satz l, An. I Abs. I GG). Die Schiutzpfl ichides Staates verbietet
nicht nur unm"itielbare staatl iche Eineriffe in das sich entwickelnde Läben, sondern gebietet dem
Staat auch, sich schützend und forderäd vor dieses Leben zu stellen.
2. Die Verpfl ichtung des Staates, dm sich entwickelnde Leben in Schutz zu nehmen, besteht auch
eeeenüber der Muttär.
5 . "Der  Lebensschutz  der  Le ibes f ruch t  sen ießt  g rundsätz l i ch  fü r  d ie  gesamte  Dauer  der
Schwangerschaft Vorrang vor dem,selbstbistimurigsrecht der Schwangere-n und darf nicht fur
elne bestlmmte.rnst rn f rage gestellt weroen.
BWTIGE 88,203:
- l. Das Grundgesetz verpfl ichtet den Staat, menschliches Leben, auch das ungeborene, zu schützen.
biese Schutzpdicht hat ihren Grund in An. I Abs. 1 GG; ihr Gegenstand und - von ihm her - ihr
M.ß werderi durch An. 2 Abs. 2 GG näher bestimmt. Mensihenwürde kommt schon dem
ungeborenen menschlichen Leben zu. Die Rechtsordnung muß die rechtl ichen Voraussetzungen
seiäer Entfaltune im Sinne eines eilenen Lebensrechts des Ungeborenen gewährleisten. Dieses
Lebensrecht wirä nicht erst durch die Annahme seitens der Mutier begründet.
2 . . . .
3. Rechtlicher Schutz sebühn dem Ungeborenen auch gegenüber seiner Mutter. Ein solcher Schutz
ist nur möslich. wenn-der Gesetzeeber"ihr einen Sch-inierschaftsabbruch grundsätzlich verbietet
und ihr döit die erundsätzliche F.echtspfl icht auferlegt,-du Kind auszutragin. Das grundsätzliche

Verbot des Schwäeerschaftsabbruchs ünd die erun&ätzliche Pflicht zuri Austraien des Kindes
sind zwei untrennbir verbundene Elemente deslerfassungsrechrlich qebotenen Schutzes.
4. Der Schwaneerschafrsabbruch muß für die qanze Dauei der Schwingerschaft grundsätzlich als
Unrecht anses;Len und demgemäß rechtl ich värboten sein (Bestätisunivon BVeifGE 39, 1 I44D.
Das Lebensächt des Unseboänen darf nicht, wenn auch nur iür begienzie Zeit, der freien, rechtl iJh
nicht gebundenen Entscf,eidung eines Dritten, und sei es selbst der Mutter, überantwortet werden."
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Das deutsche Strafrecht scheint in ethischen Fragestellungen, mit denen es kon­
frontiert ist, den Standpunkt einzunehmen, es ordne dem unbedingten Lebens­
schutz alles andere unter 1. Kein Rechtsgut ist so umfassend wie das "heilige" Le­
ben geschützt. Du sollst nicht töten. Dies gilt nicht nur im Hinblick auf "Mord und
Totschlag". So ist etwa in der Frage der Abtreibung spätestens seit den Entschei­
dungen des Bundesverfassungsgerichts beinahe unumstritten 2, daß das Schutzgut
"ungeborenes Leben" weitaus schwerer wiegt als das Persönlichkeitsrecht der Mut­
ter 3, dem Bedeutung allenfalls in Situationen zukommen soll, die "kaum mehr zu

So beginnt etwa das Lehrbuch von Wesseis, Strafrecht Besonderer Tei/ll (ET11), 20. Aufl. 1996, mit
den Worten:
;Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit' (Art. 2 II 1 GG [Grundgesetz].
Mit dieser zentralen Aussage räumt das Grundgesetz dem menschlichen Leben im Wertgefüge der
Grundrechtsnormen den höchsten Rang und zugleich Anspruch auf den ungeteilten Schutz der
Rechtsordnung ein (vgl. BVerfGE [Entscheidungen des Bundesverfassungsgenchts] 1, 42). Daraus
folgt im Strafrecht für den Bereich der §§ 211 bis 217, 222 [Strafgesetzbuch (StGB)) der Grundsatz
des absoluten Lebensschutzes: Das Leben des Menschen genießt absoluten Schutz ohne Rücksicht
auf die Lebensfähigkeit, die Lebenserwartung oder das Lebensinteresse des einzelnen, auf das Alter
des Rechtsgutsträgers und seinen Gesundheitszustand, auf seine gesells~haftlich-soziale
FunktIonstüchtIgkelt und die Ihm von anderen entgegengebrachte Wertemschatzung. Selbst bel
schwersten Mißbildungen und geistigen Defekten gibt es für die rechtliche Beurteilung kein
'lebensunwertes Leben' oder gar die Befugnis zu dessen Vernichtung. Wie § 216 [StGB] zeigt,
unterliegt das Leben als schutzwürdiges Rechtsgut auch nicht der Verfügungsgewalt seines Trägers;
für die Rechtsordnung ist es prinzipIell unantastbar und unverzichtbar."

2 Anders namentlich Hoerster, Abtreibung im säkularen Staat, 2. Aufl. 1995.
3 BVerfGE 39, 1:

.1. Das sich im Mutterleib entwickelnde Leben steht als selbständiges Rechtsgut unter dem Schutz
der Verfassung (Art. 2 Abs. 2 Satz 1, Art. 1 Abs. 1 GG). Die Schutzpflicht des Staates verbietet
nicht nur unmittelbare staatliche Eingriffe in das sich entwickelnde Leben, sondern gebietet dem
Staat auch, sich schützend und fördernd vor dieses Leben zu stellen.
2. Die Verpflichtung des Staates, das sich entwickelnde Leben in Schutz zu nehmen, besteht auch
gegenüber der Mutter.
3. Der Lebensschutz der Leibesfrucht genießt grundsätzlich für die gesamte Dauer der
Schwangerschaft Vorrang vor dem Selbstbestimmungsrecht der Schwangeren und darf nicht für
eine bestimmte Frist in Frage gestellt werden."
BVerfGE 88, 203:
.1. Das Grundgesetz verpflichtet den Staat, menschliches Leben, auch das ungeborene, zu schützen.
Diese Schutzpflicht hat ihren Grund in Art. 1 Abs. 1 GG; ihr Gegenstand und - von ihm her - ihr
Maß werden durch Art. 2 Abs. 2 GG näher bestimmt. Menschenwürde kommt schon dem
ungeborenen menschlichen Leben zu. Die Rechtsordnung muß die rechtlichen Voraussetzungen
seiner Entfaltung im Sinne eines eiJ;enen Lebensrechts des Ungeborenen gewährleisten. Dieses
Lebensrecht wird nicht erst durch dIe Annahme seitens der Mutter begründet.
2 ....
3. Rechtlicher Schutz gebührt dem Ungeborenen auch gegenüber seiner Mutter. Ein solcher Schutz
ist nur möglich, wenn der Gesetzgeber ihr einen Schwangerschaftsabbruch grundsätzlich verbietet
und ihr damit die grundsätzliche Rechtspflicht auferle~t, das Kind auszutragen. Das grundsätzliche
Verbot des Schwangerschaftsabbruchs und die grundsätzliche Pflicht zum Austragen des Kindes
sind zwei untrennbar verbundene Elemente des verfassungsrechtlich gebotenen Schutzes.
4. Der Schwangerschaftsabbruch muß für die ganze Dauer der Schwangerschaft grundsätzlich als
Unrecht angesehen und demgemäß rechtlich verboten sein (Bestätigung von BVerfGE 39,1 [44].
Das Lebensrecht des Ungeborenen darf nicht, wenn auch nur für begrenzte Zeit, der freien, rechtlich
nicht gebundenen Entscheidung eines Dritten, und sei es selbst der Mutter, überantwortet werden."
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ertragen" sind a. ,,Hirntote" wie im ,,Erlanger Schwangerschaftsfall" müssen als

Brutmaschinen weiterschaffen 5. - Zum Thema Sterbehilfe vertreten wir mit der

strikten Pönalisierung der aktiven Herbeiführung eines ,,leichten Todes" @utha-
nasie) 6 eine Position, deren Konsequenzen wir keinem tVirbeltier, das vor einem

qualvollen Dahinsiechen durch das Tierschutzgesetz geschützt ist7, zumuten w'ür-

den. - Im Bereich des Suizides lassen wir Juristen keinen Taschenspielertrick un-

versucht, das an sich dogmatisch vorgegebene Ergebnis der Straflosigkeit der

Selbstmordbeihilfe in das Gegenteil zu verkehren, Manche kommen durch einen

dreifachen Salto ,,monale" dazu, Beihilfe zur Tötung auf Verlangen anzunehmen8

4 Entscheidungen des Bundesgericb*bofs (BGH) in Stafsacben (BGHS| 38, 144 (159) (zur alten
Rechts[aee), 

-

-Notlage-... bedeutet auch nach allgemeinem Sprachgebrauch eine Extremsituation, die, wenn keine
Anderulne eintritt. kaum meh. zu"enrrq.n isi. Nicht iede Notlaqe genügt ..."
Siehe in Jiesem Zusammenhang/ähnhe-in Leipziger ko-*"rtoit i- SrcB (K), 10. A"fl. 19s3,5
218d Rn. 73:
.Selbstveruirklichung ist auch in Armut möglich.'

5  DER SPlEGEL 1O/1997.5 .235:
.Knapp sechs rü(/ochen hieken [die Arzte] die Lebensfunktionen der Hirntoten :ufrecht. In ihrem
Bauch-wuchsein Fötus, in ihrem Schädel verweste das Hirn. Um eine Vergiftung zu vermeiden,
eruogen die Arzte sogar, den Kopf der Hirntoten abzutrennen. V/eil ihri Nieien zu versagen
drohön, diskutienen s'ie bereits, där Toten eine Ersatzniere einzupflanzen.'
Amtspericht (AC) Hershruch, Neue luristische Wocbmschrift (NllV) 1992, 3245:
"Bei Jer uorzunehmenden Cüterabwägung zwischen dem posimonalen Persönlichkeitsschutz der
toten Frau und dem selbständigen Leb-ensiecht des ungeborenen Kindes geht dx Recht auf Leben
vor . -
H ilpend orf, Iur s t t s che S cbuluns (lu S ) | 99.t, I 03 :
,, ln"Felleri - ie dem Erlanser Söhwangerschafrsfall ist das Unterlassen von Rettungsmaßnahmen
zugunsren des Foetus grunJsätzlich als Abbruch der Schwangerschaft, $$ 2 I 8, 1 3 [StGBi], anzusehen.'
NäJrer zur strafrechtlichen Diskussion Kiesecher, Die Scbuanguschaft einer Totffi, 1996, S. 47 f.
nt.u,N,

6 \ 21 6 SIGB (Tötuns auf Verlanpen):
](l) lst iemand durih dc ""sdrti"ckJiche und ernstl iche Verlansen ds Getöteten zur Tötuns bestrmmt
*orden, so ist auf Freiheitssrrafe von sechs Monaten bis zu'fünf Jahren zu erkennen. 

-

(2) Der Versuch ist stra{bar."
Bescblußantrap auf dem 56. Deutschen luristentas Dfn 1986:
"Es empfiehlt"sicli, die sog. aktive Stertehilfe in Äbweichrng uon S 2 l6 StGB gesetzlich zuzulassen,
wenn sie der HerbeifühÄng eines menschenwürdigen Todes, insbesondere i ler Beendigung ernes
schweren Leidenszustandes-dient. der nicht durch-andere Maßnahmen behoben odeieelinden
werden kann." (abgelehnt, 10:76:4)
Entuurf der Geiellichaft für Humaites Sterben (DGHS) aon 1986:
") I lba )tutt (tsrnverstanollcne r otunß.l
Eine einverständLche Tötung ist unter den Voraussetzungen des $ 216 dann nicht rechtswidrig,
wenn
a) der Getötete sich in einem schwersten, von ihm nicht mehr zu enragenden Leidenszustand
befand,
b) sich der'ü(/ille des Getöteten zur Tötuns als dauerhaft emiesen hat,
c) der Getörete zu einer Selbsttötung durch eigene Hand körperlich nicht fähig war,
d) auf keinen der Beteil igten einZwäng "rsgeübt worden ist.u
Die Welt am 29.04.1994:
"Dem Bielefelder Emnid-Institut zufolge sprechen sich zur Zeit etwa Z0 Prozent der Deutschen
dafür aus, entweder auf Wunsch des Pätienten oder auf den gemeinsamen Vunsch des Kranken
und seiner Alpehörigen Leiden durch aktives Eingreifen zu ierkürzen. Die anderen 30 Prozent
srno DrlnzlDlell oagegen.
BGü lZiailsnat),"Niw tgaz, tszz'
.Ein Tierarzt, dem ein Tier zu srationärer Behandlung übergeben worden ist, ist berechtigt und
verpfl ichtet. das Tier zu töten, wenn weitere Behandlunesmaßnahmen keinen Erfols verspiechen
rnd d"* Tier längere Qualen erspan werden sollen .l Das ist ... ein sitt l iches öeboi richtig
verstanoenen I lerscnutzes.
Schmidhäuser, Festscbrift für Vhlzcl, 1974, S. 815; Strafrecht 8i'|,2. Aufl. 1983,2. Kap. Rn. 37:
-Es fehlt zwar an einem Straftatbestand des Selbstmoids (wx praktisih insbesondere bedeutet, daß
der versuchre Selbstmord straflos ist). Der Grund der Sirafloiiekeit ist aber - straftatsystematisch
gesehen - nicht etwa darin zu findin, daß schon die Rechtigutsverletzung vom Gesetzgeber
iatbestandlich ausgespart worden wäre; vielmehr entspricht die 5elbsttötung iie die Fremdtö-tung
dem Unrechtstatbäständ der Tötunssdelikte. Ihre Sträflosiekeit beruht a.l lein euf der gesetzlichen
Anerkennuns eines speziellen, die Rächtsschuld ausschließeiden Entschuldigungsgrundes, nämlich
des  Er lebn is ies  der ' "< ; l l i een  S inn los igke i t  des  e igenen Lebens durch  dä  Tarer . . .  \üenn d ie
Se lbs t tö rune dem Unre lh ts ta tbes tmd nach a ls  Tö tunesde l ik t  gesehen w i rd ,  dann s ind
Beihilfehandlungen stra(bar, jedoch in Analogie zum entspiechenderi Rechtsgedanken lediglich
nach $$  216,  2Z [S IGB] . "

68 Uwe Scheffler

ertragen" sind 4. "Hirntote" wie im "Erlanger Schwangerschaftsfall" müssen als
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Selbstmordbeihilfe in das Gegenteil zu verkehren: Manche kommen durch einen
dreifachen Salto "mortale" dazu, Beihilfe zur Tötung auf Verlangen anzunehmen8

4

5

6

7

Entscheidungen des Bundesgerichtshofs (BGH) in Strafsachen (BGHSt) 38, 144 (159) (zur alten
Rechtslage) :
oNotlage ... bedeutet auch nach allgemeinem Sprachgebrauch eine Extremsituation, die, wenn keine
Anderung eintritt, kaum mehr zu ertragen ist. Nicht jede Notlage genügt ... "
Siehe in diesem Zusammenhang Jähnke in Leipziger Kommentar zum StGB (LK), 10. Aufl. 1983, §
218aRn.73:
"Selbstverwirklichung ist auch in Armut möglich."
DER SPIEGEL 10/1997, S. 235: ..
"Knapp sechs Wochen hielten [die Arz.te] die Lebensfunktionen der Hirntoten aufrecht. In ihrem
Bauch wuchs .~m Fütus, m Ihrem Schade! verweste das HIrn. Um eme VergIftung zu vermelden,
erwogen die Arzte sogar, den Kopf der Hirntoten abzutrennen. Weil ihre Nieren zu versagen
drohten, diskutierten sie bereits, der Toten eine Ersatzniere einzupflanzen."
Amtsgericht (A G) Hersbruck, Neue Juristische Wochenschrift (NJW) 1992, 3245:
"Bei der vorzunehmenden Güterabwägung zwischen dem postmortalen Persönlichkeitsschutz der
toten Frau und dem selbständigen Lebensrecht des ungeborenen Kindes geht das Recht auf Leben
vor."
Hilgendor[, Juristische Schulung (juS) 1993, 103:
"In Fällen wie dem Erlanger Schwangerschaftsfall ist das Unterlassen von Rettungsrnaßnahmen
zugunsten des Foetus grundsätzlIch als Abbruch der Schwangerschaft, §§ 218,13 [StGB], anzusehen."
Näher zur strafrechtlichen Diskussion Kiesecker, Die Schwangerschaft einer Toten, 1996, S. 47 jf.
m.w.N.
§ 216 StGB (Tötung aufVerlangen);
,,(1) Ist jemand durch das ausdrück1iche und ernstliche Verlangen des Getöteten zur Tötung bestimmt
worden, so ist auf Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen.
(2) Der Versuch ist strafbar."
Beschlußantrag aufdem 56. Deutschen Juristentag (Dm 1986:
"Es empfiehlt sich, die.sog. aktive Sterbehilfe in :Ab~eichung vo!' § 216 StGB gesetzlich zuzulassen,
wenn sie der Herbelfithrung emes menschenwurdigen Todes, msbesondere der BeendIgung emes
schweren Leidenszustandes dient, der nicht durch andere Maßnahmen behoben oder gelindert
werden kann." (abgelehnt: 10:76:4)
Entwurfder Gesellschaft für Humanes Sterben (DGHS) von 1986:
"§ 216a StGB (Einverständliche Tötung)
Eine einverständliche Tötung ist unter den Voraussetzungen des § 216 dann nicht rechtswidrig,
wenn
a) der Getötete sich in einem schwersten, von ihm nicht mehr zu ertragenden Leidenszustand
befand,
b) sich der Wille des Getöteten zur Tötung als dauerhaft erwiesen hat,
c) der Getötete zu einer Selbsttötung durch eigene Hand körperlich nicht fähig war,
d) auf keinen der Beteiligten ein Zwang ausgeübt worden ist."
Die Welt am 29.04.1994:
"Dem Bielefelder Emnid-Institut zufolge sprechen sich zur Zeit etwa 70 Prozent der Deutschen
dafür aus, entweder auf Wunsch des Patienten oder auf den gemeinsamen Wunsch des Kranken
und seiner Angehörigen Leiden durch aktives Eingreifen zu verkürzen. Die anderen 30 Prozent
sind prinzipiell dagegen."
BGH (Zivilsenat), NJW 1982,1327:
"Ein tierarzt, dem ein Tier zu stationärer Behandlung übergeben worden ist, ist berechtigt und
verpflichtet, das Tier zu töten, wenn weitere Behandlungsmaßnahmen keinen Erfolg versprechen
und dem Tier längere Qualen erspart werden sollen ... Das ist ... ein sittliches Gebot richtig
verstandenen Tierschutzes."
Schmidhäuser, Festschriftfür Welzel, 1974, S. 815; Strafrecht Br, 2. Aufl. 1983,2. Kap. Rn. 37:
"Es fehlt zwar an einem Straftatbestand des Selbstmords (was praktisch insbesondere bedeutet, daß
der versuchte Selbstmord straflos ist). Der Grund der Straflosigkeit ist aber - straftatsystematisch
gesehen - nicht etwa darin zu finden, daß schon die Rechtsgutsverletzung vom Gesetzgeber
tatbestandlieh ausgespart worden wäre; vielmehr entspricht die Selbsttötung wie die Fremdtötung
dem Unrechtstatbestand der Tötungsdelikte. Ihre Straflosigkeit beruht allem auf der gesetzlichen
Anerkennung emes speZiellen, dIe Rechtsschuld ausscWleßenden EntschuldIgungsgrundes, nämlIch
des Erle.bmsses der völlIgen Smnloslgkelt des eigenen Lebens durch den Täter ... Wenn die
Selbsttotung dem Unrechtstatbestand nach als Tütungsdeltkt gesehen WIrd, dann smd
Beihilfehandlungen strafbar, jedoch in Analogie zum entsprechenden Rechtsgedanken lediglich
nach §§ 216, 27 [StGB]."
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oder wollen wenigsrens den Überlebenden eines einseitig fehlgeschlagenen Doppel-

se lbs tmordes , ,unmensch l ich"e  ins  Gefängn is  s teckenr0 .  Andere  bes t ra fen

Unsorgfdltige wegen fah.l:lssiger Tötunglt, inaktive Angehörige. und Arzte von

Suizidenten g"r gleich wegen Totschlages (durch Unterlassen)l2 oder aber beschiie-

ßen, daß rich d"r Suizid unter "unglücksfall" subsumieren ldßt und verurteilen

jedermann wenigstens wegen unterlassener Hilfeleistung rr. - In dem erdachten Schul-

teispiella schließlich, in dem ein zufällig anwesender \Weichensteller den garantiert

vieliach tödlich endenden Zusammenstoß zweier vollbesetzter Personenzüge ger-

stesgegenwärtig dadurch verhindert, daß er einen Zug blitzschnell auf ein.Neben-

nl"ii n-leit"t. wissend, daß dort ein Gleisarbeiter kaum wird ausweichen können,

t"st."f.n *ir ihn nach den Buchstaben unseres Strafgesetzbuches wegen Totschlagesl5

- dem Leben des einzelnen Gleisarbeiters komme absoluter Schutz zu'

9 Noll. Schueizeriscbes Strafrecht BT/1, 1983, S' 25.
lO EGHSI 19, IJ5 (Gisela-Fäll):'- 

:ö;;;;;tki;;;;;[; J"l e.."-,. Geschehen bis zuletzt in der Hand haben und die.auf den

ilL;""*;T;J-"ürl.t."ä. Ausführungshandlung bis zum Eintrirt eigener Bemßtlosigkeit
fonsetzen.-Gisela mag zunächst noch in der Lage-gewesen sem, dle rechte wagentur wlecler zu

;;il;;d..;;;F"ß'&r nng.kl"g,.n "om GasheEel"zu stoßen. Sie hatte sich aber fest entschlossen'
äii-iä.,ä"""i"a. arf den TJJ zielende Handlung des Angeklagten duldend,hinzunehmen,und tat

;i;r;;;i.;"h,;ri.nd, *".n es ihr nicht mehimögliclisein-werde. sich dertcidlichen\Tirkung
zu entziehen. Alles das wußte der Angeklagte; seine Rolle bei Auslührung des uesamtplanes war

;;;";;l;ü;.-Ü;.ia"a.' i '. .in.s fäte'i nach g 216 SIGB. Ob er voi oder nach Gisela das

f.-"3,r.i" verlor, ist .n.ih.bli.h; von diesem ,i"fallig." Umstand, dessen Ungewißhett zum

Gesamtplan eehöne, darf die Beuneilung nicht abhängen'"
R e ichs1ä k h t-ß G ), J ur i s t i s c h e lVo cb en sc hr tft I lV) 1 9 2 1.' 5 7 9 :
-öi;-it. il;ile; Ane.kl., mit dem sie ein lliebist.rhdltnis unterhielt, ernstlich um ihre Tötunq

l.U*... i" .i..* Ho,?lriÄ-"., d"s beide bezoge n- hatten, verstopfte die R. die,Türritzen, während

ä;;;;;.ü.;;ö^i[aL.. an..i.. Die R. starb"infolge."on Gas"*giftung, w{hrqn{ e' Eelang' den

ä;;kl:; ü[;;;;i;;i".... Rechtlich ist die Aniahmedes LGiland[erichtsl, daß.derAngekl.
äl;Ta;";;e.;i. "1. "ig... Tat wollte, nicht zu beanstanden;.dies um so weniger, als die R. den

ä;g;[i.;iJ;;kti.ü!äU"*" har, die bashähne zu öffnen, also seinerseits den entscheidenden
Schritt zu tun.'

ll BGH, luristische Rundschau (R) 1955' 104:' ' 
"Ä;äl;Ü;i6ii.'üi.iiä"r Ü"i'atigbl.ib."s d"r Rngeklagten ftir_die Todesfolge ist nicht zu zweifeln.

L;ö;;r;ffi';ß;i S"Ä.t", i^ft * ihm gelungei wärä, das Mädchen, das nach den Feststellungen
;;;"[';;-;Einh"n un..i-t"e, überhärpr ümzrstim*en, so ist doch die Annahme.des LC

ü.h;; ü;;:;";e;;,ä"ß "iJii .it*.i.Ätlich mit Gelassenheit und ohne Hast in den Tod

,.i."iäa"-uaj.-ti." no.h hatt. festhalten oder doch von den Schienen wegreißen können, wenn

er aufgepaßt hätte und ihm sofon nachgeeilt wäre."
12 BGHST 2,150:'- 

".g.i[iri.' rrr Selbsttötung ist nicht strafbar.. Y.t t:l eine Rechtspflicht hat, Lebensgefahr von

ii."-'"^a* nach Kräftei abzuwenden, und_diese Pflicht hennt,.die Selb.sttötung aber trotzdem

;;;;; hil;;, ;il;üi "i.r [.in",., ir, - ie nach seinem Villen und.seir-r.qr Haltung -zur Todesfolge
- in der Regel der vorsätzlichen oder tahrlässrgen .l ötung schuldrg. lJre KechtsPtlrcnt Kann aur

c;;;;, ö;";;h;i.ii;;;;hi oJ.' V..t',s be',ih.n; sie bisteht für Ehegatten' die in ehelicher

Gemeinschaft leben."
13 BGHST 6,147:'' 

;ö;d;;;h ;i.en S.lbstmordrerzuch herbeigefuhne Gefahrenlage ist ein Ungh1l\sfall im Sinne

6'S;;ö;iS;rl.is-iös ... Alt"raings ist.d.'"selbstmordversuchäbenso *te die Teilnahme drran

rn unserem Kecht nlcnr *iiSirri. b?droht. Eine solche wäre dem.Selbstmörder gegenüber auch

i.hi';ni;;;s;;i;[; ä.; ir"girch"n Sprnnungen,.aus denen heraus er meist oder doch oft

ir;;dtli. A;;A;S?r"florigk"n deiselbstmdrd"ersu"chs kann indes nichts gegen die.hier venretene

Ä;;;;ir; i;; i."-r.]i h"ie.l;itet *erden, daß bei besonderer Sachgestaltung die unterlassene

üiii.i.l.,une ...htlich zugTeich :ls Beihilfe zum Selbstmordversuc.h rufgefaßt -erden könnte. Dies

ii.äir.i",i '".,i"'ä;ilü-i;;;,-;;i J.ij.nig., der fremden Selbstmord förden, anders als der

ö.ftri*oä"i, .i.tti i"'.ii...,, i.^a.rn in freääes Leben greift und selbst in der Regel nicht in den

,.r."iä."d." 3p"..rrg.i .r"hi, die den Selbstmörder meis-t zu seiner Tat drängen. Der Cesetzgeber
hat das Sitteniebot där Hilfeleisrung in gewiss-en.Fällen zu etner durch 5trate erzwrngbaren
ä.:h;ii;L;'."'-[J.", di. "".h Sinn"und2weck des g 330c SIGB sich auch auf die Folgen des

i.l6;;;;;Ä;h. "..it it .. Dieser Rechtspflicht geqenüber muß die fomalrechtliche Folgerung,

äläf.it"J-" "r1..-d"- Selbstmordversuch alsio-lche straflos.ist, zurücktreten.' -
ft 

"F^i;;'"'wri;it, 
ii;rtiirift f"' aie sesamte Strdfrcchtsuissnschaft (Zstw)63 (1.9.51)' 51 f'

is niiii. **r,ecit Allpmäiie, Tellll (AT/1), 2: AuJl 1994, $ 22 Rn' 15'1 m'u N :' -  
- ' - . ; ; ; iß i "  - i ld .äd.  . . .  Strafbar l ie i t . '
SirE;:;t';h*;; Ä"r;.ir "i-r* iri"r eine Entschuldigung wegen "übergesetzlichen Notstandes" an.

Wozu eigentlich Medizinethik? 69

oder wollen wenigstens den Überlebenden eines einseitig fehlgeschlagenen Doppel­
selbstmordes "unmenschlich"9 ins Gefängnis stecken 10. Andere bestrafen
Unsorgfältige wegen fahrlässiger Tötungi!, inaktive Angehörige und Ärzte von
Suizidenten gar gleich wegen Totschlages (durch Unterlassen)12 oder aber beschlie­
ßen, daß sich der Suizid unter "Unglücksfall" subsumieren läßt und verurteilen
jedermann wenigstens wegen unterlassener Hilfeleistung 13. - In dem erdachten Schul­
beispiel14 schließlich, in dem ein zufällig anwesender Weichensteller den garantiert
vielfach tödlich endenden Zusammenstoß zweier vollbesetzter Personenzüge gei­
stesgegenwärtig dadurch verhindert, daß er einen Zug blitzschnell auf ein Neben­
gleis umleitet, wissend, daß dort ein Gleisarbeiter kaum wird ausweichen können,
bestrafen wir ihn nach den Buchstaben unseres Strafgesetzbuches wegen Totschlages1\
- dem Leben des einzelnen Gleisarbeiters komme absoluter Schutz zu.

9 Noll, Schweizerisches Strafrecht BT11, 1983, S. 26.
10 BGHSt 19,135 (Gisela-Fall):

»Der Angeklagte sollte das gesamte Geschehen bis zuletzt in der Hand haben und die auf den
beiderseitigen Tod abzielende Ausführungshandlung bis zum Eintritt eigener Bewußtlosigkeit
fortsetzen. Gisela mag zunächst noch in der Lage gewesen sein, die rechte Wagentür wieder zu
öffnen oder den Fuß des Angeklagten vom Gashebel zu stoßen. Sie hatte sich aber fest entschlossen,
die fortdauernde auf den Tod zielende Handlung des Angeklagten duldend hinzunehmen und tat
dies auch, nicht wissend, wann es ihr nicht mehr möglich sein werde, sich der tödlichen Wirkung
zu entziehen. Alles das wußte der Angeklagte; seine Rolle bei Ausführung des Gesamtplanes war
unter solchen Umständen die eines Täters nach § 216 StGB. Ob er vor oder nach Gisela das
Bewußtsein verlor, ist unerheblich; von diesem zufälligen Umstand, dessen Ungewißheit zum
Gesamtplan gehörte, darf die Beurteilung nicht abhängen."
Reichsgericht (RG), juristische Wochenschrift (JW) 1921,579:
»Die R. hatte den Angekl., mit dem sie ein Liebesverhältnis unterhielt, ernstlich um ihre Tötung
gebeten. In einem Hotelzimmer, das beide bezogen hatten, verstopfte die R. die Türritzen, während
der Angekl. die Gashähne öffnete. Die R. starb infolge von Gasvergiftung, während es gelang, den
Angekl. am Leben zu erhalten ... Rechtlich ist die Annahme des LG [Landgerichts], daß der Angekl.
die Tötung der R. als eigene Tat wollte, nicht zu beanstanden; dies um so weniger, als die R. den
Angekl. ausdrücklich gebeten hat, die Gashähne zu öffnen, also seinerseits den entscheidenden
Schritt zu tun."

11 BGH,juristischeRundschau(JR) 1955,104:
"An der U rsächlichkeit des Untätigbleibens des Angeklagten für die Todesfolge ist nicht zu zweifeln.
läßt man selbst außer Betracht, daß es Ihm gelungen wäre, das Mädchen, das nach den Feststellungen
gänzlich seinem Einfluß unterlag, überhaupt umzustimmen, so ist doch die Annahme des LG
nicht zu beanstanden, daß er das offensichtlich mit Gelassenheit und ohne Hast in den Tod
schreitende Mädchen noch hätte festhalten oder doch von den Schienen wegreißen können, wenn
er aufgepaßt hätte und ihm sofort nachgeeilt wäre."

12 BGHSt 2, 150:
»:Beihilfe' zur Selbsttötung ist nicht strafbar. Wer abe~ eine Rechtspflicht hat, Lebensgefahr von
emem andern nach Kräften abzuwenden, und diese Pflicht kennt, die Selbsttötung aber trotzdem
nicht hindert, obwohl er es könnte, ist - je nach seinem Willen und seiner Haltung zur Todesfolge
- in der Regel der vorsätzlichen oder fahrlässigen Tötung schuldig. Die Rechtspflicht kann auf
Gesetz, Gewohnheitsrecht oder Vertrag beruhen; sie besteht für Ehegatten, die in ehelicher
Gemeinschaft leben. "

13 BGHSt 6, 147:
"Die durch einen Selbstmordversuch herbeigeführte Gefahrenlage ist ein Unglücksfall im Sinne
des § 330c [§ 323c] StGB ... Allerdings ist der Selbstmordversuch ebenso wie die Teilnahme daran
in unserem Recht nicht mit Strafe bedroht. Eine solche wäre dem Selbstmörder gegenüber auch
fehl am Platze angesichts der tragischen Spannungen, aus denen heraus er meist oder doch oft
handelt. Aus der Straflosigkeit des Selbstmordversuchs kann indes nichts gegen die hier vertretene
Ansicht für den Fall hergeleitet werden, daß bei besonderer Sachgestaltung die unterlassene
Hilfeleistung rechtlich zugleich als Beihilfe zum Selbstmordversuch aufgefaßt werden könnte. Dies
liegt schon um deswillen fern, weil derjenige, der fremden Selbstmord fördert, anders als der
Selbstmörder, nicht in eigenes, sondern in fremdes Leben greift und selbst in der Regel nicht in den
zerreißenden Spannungen steht, die den Selbstmörder meist zu seiner Tat drängen. Der Gesetzgeber
hat das Sittengebot der Hilfeleistung in gewissen Fällen zu einer durch Strafe erzwingbaren
Rechtspflicht erhoben, die nach Sinn und Zweck des § 330c StGB sich auch auf die Folgen des
Selbstmordversuchs erstreckt. Dieser Rechtspflicht gegenüber muß die fortnalrechtliche Folgerung,
daß Teilnahme an fremdem Selbstmordversuch als solche straflos ist, zurücktreten."

14 Fall von Welzel, Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenscha!t (ZSt W) 63 (1951), 51 f
15 Roxin, Strafrecht Allgemeiner Teill1 (/l Tll), 1. Auf!. 1994, § 22 Rn. 153 m.w.N.:

» ... gewiß zu mildernde ... Strafbarkeit."
Die herrschende Ansicht nimmt hier eine Entschuldigung wegen »übergesetzlichen Notstandes" an.
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Nun zeigt das letztgenannte Beispiel allerdings schon' daß es so einfach mit der

Annahme des Lebensschutzes als oberstem Gebot doch nicht zu sein scheint. Im-

merhin bedeutet der Schutz des Gleisarbeiters die Preisgabe des Lebens der Fahrgä-

ste. Grotesk wird es, wenn wir den Veichenstellerfall fantasiereich weiterdenken:

Der Gleisarbeiter würde Gott sei Dank nur verletzt werden, bräuchte aber dringend

eine Bluttransfusion. Ein weiterer t' Weichensteller, zufillig als einziger mit der

gleichen Blutgruppe ausgestattet, darf den kleinen Pikser einer Blutentnahme zwecks

lebensrettender Transfusion verweigern 17: Das eben noch so hoch gehaltene Lebens-

recht des Gleisarbeiters muß der "absolut herrschenden Meinung" 18 zufolge hinter

dem Persönlichkeitsrecht des Veichenstellers nun auf einmal zurücktreten. Eine

Blutprobenentnahme, falls er auf den Schreck ein Glas trinkt und sodann in den

Verdacht gerät, ordnungswidrig ein Kfz gefuhrt zu haben, müßte er allerdings dul-

den le. Sie sei ja nur ein ,,ungefährlicher, vergleichsweise unbedeutender Eingriff" 20.

Verfassungsrichter fanden deshalb vor kurzem auch nichts Übenriebenes an einer

DNA-Rasterfahndung gleich gegenüber allen Fahrern einer bestimmten Automar-

ke in einer Miilionenstadt 21.

Verfolgt man diese Spur weiter, kann man ähnlich inkonsistent anmutende Grund-

entscheidungen finden: Ein Todkranker muß sterben, hatte der einzig geeignete

1 6

1 7
1 8

t9

Für den "ersten" \feichensteller nähme die herrschmde Ansicbt wegen seiner Garantenstellung
(lnserenz) anderes an; ve.l. Wessels, S*afrecbt AT,26, Aufl. 1996, Rn. 311.
FÄl u"n Gallas. Festschrift für Mezper, igsc, S. 3zs f.
Roxin. StrafrecLt AT/1,'$'16 R".V4 F". J9 (der silbst anderer Ansichr ist wie insbesondere auch

loerden. G|hdammer\ A-rcbie für Strafrecht iGAl 1991, 425 l).'\ 
81 a I strafrrozeßordnunB ( SIPO) ifn S 46 IV Ordnungsuidrigheitmgesetz (OWiG):

-Eine karoäil ich6 Untereuihuns des Beschuldigten darf zur Feststellung von Tatsachen angeordnet

*"rd.r, äi" für das Verfahren-von Bedeutu-ng sind. Zu diesem Zweck sind Entnahmen von

Blu tproben . . .  ohne E inwi l l igung des  Beschu ld ig ten  zu läss ig ,  wenn ke in  Nachte i l  fü r  se ine

Gesrindheit zu befürchten ist."
lVessels. Strafrecht AT, Rn. 320 f.:
-selbst Unvärdächtiae, die als Zeugen in Betracht kommen, können nach $$ 8 lc SIPO ,372aZPO
iZivilorozeßordnunäl zur Dulduni eines solchen körperlichen Eingriffs gezwungen werden' wenn

äies iä Rahmen der Sachverhaltsarif ldäruns unerläßlich und kein Nachtäil für ihre Gesundheit zu

befürchten ist. Da die verfassunssrechtliche-Zulässigkeit dieser Vorschri{ten bejaht wird ... tr if i t es

somit nicht zu. daß körperliche Eingriffe geqen den \üil len des Betroffenen mit der Menschenwürde

und dem Autoromiepiinrip schleclthin-uivereinbar seien. fuchtl inie für die Entscheidung wird

die Erwäeune.ein niüssen, daß eine soziale Gemeinschafr auf ein Mindestmaß an personeller

OoferberäitsJhaft nicht verzichten kann, redoch zu gewährleisten hat, daß der essentielle Kern der

Ghrndrechte des Menschen unangerasrer bleibt ... Sö betrachtet besteht zwischen einer Blutprobe

und einer Blursoende ein ins Geiwicht fallender Unterschied, Die Blutprobe kann durch einen

relativ harmlosän Eineriff gewonnen werden, dessen Bedeutung übei die Anwendung eines

medizinisch-technischä Hilfsmittels zur Feststelluns aufklärungsbedürftiger Tatsachen nicht

h inausgeht .  Be i  e iner  B lu tspende hande l t  es  s ich  
-dagegen 

wJr tungsmäßig  um e inen Ak t

mitmen-schlicher Hilfsbereirschift, durch den der Spender fi.ir einen anderen etws aus sernem erBenen

Lebensreservoir aufopfen. 
"

Siehe auch $ 14 I 1 Bindeseuchenpcsetz (BSeuchG):

..Der Bunde-sminister für Iueend, Fmilie und Gesundheit wird emächtigr, durch Rechtsverordnung

mit Zustimmuns des Bunäeirates Schurzimpfungen für bedrohte Teile dCr Bevölke rung anzuordnen,

wenn e ine  übe i t ragbare  Krankhe i t  in  b 'ösr r t ig . r  Form auf r r i t t  oder  mi r  ih re r  ip idemischen
V erbreltuns zu recnnen lsl.
Oberlandes[ericht (OLG) Köln, Neue Zeixchrift für Stafrecht ( NSIZ) 1986' 234.
BVer{G Kammeil. NI\V 1996,3071:
_Schliedlich leßf siih auch nichr feststellen, daß die angeordnete Maßnahme und der damir

uerbundene Eineriff in den Grundrechtsbereich des Bf. IBeichwerdeführersl außer Verhältnis zur

Bedeutune der S"ache und zur Stärke des bestehenden Tatverdachts steht. Zutreffend geht das LC

J"uon ^".1 daß für die Bedeutung der Sache die Schwere der Tat maßgebend_ist, deritwegen die

Emittluneen eefühn werden. Die"ses war hier ein Tötungsdelikt, also eine der schwersten Straftaten.

Ihr segenüber"stand die Blutentnahme, die lediglich einen geringen Eingriff. in die körperliche

Im"irir lr des Betroffenen darstellt. Bei dieser-Sachlage bidurlte es für die Anordnung der

BiutSnt."h-. k.ines besonders srarken Tatverdachts ... De-r Umstand, daß die Emittlungsbehörden

ihre Ermittluneen auf einen verhcltnismäßig großen Kreis potentiell Tatverdächtiger erstreckt

haben, fühn fi. i"r sich noch nicht zur Verfuiuigswidrigkeit-einer Maßnahme.nach $ 81a S-tPo,

*"nn i"d.t.h ein Tatverdacht i.S. des $ 152 II S"tPO geigen den von der Anordnung Betroffenen
- ; . L t  - - t f a t l t '
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Nun zeigt das letztgenannte Beispiel allerdings schon, daß es so einfach mit der
Annahme des Lebensschutzes als oberstem Gebot doch nicht zu sein scheint. Im­
merhin bedeutet der Schutz des Gleisarbeiters die Preisgabe des Lebens der Fahrgä­
ste. Grotesk wird es, wenn wir den Weichenstellerfall fantasiereich weiterdenken:
Der Gleisarbeiter würde Gott sei Dank nur verletzt werden, bräuchte aber dringend
eine Bluttransfusion. Ein weiterer 16 Weichensteller, zufällig als einziger mit der
gleichen Blutgruppe ausgestattet, darf den kleinen Pikser einer Blutentnahme zwecks
lebensrettender Transfusion verweigern 17: Das eben noch so hoch gehaltene Lebens­
recht des Gleisarbeiters muß der »absolut herrschenden Meinung" 18 zufolge hinter
dem Persönlichkeitsrecht des Weichenstellers nun auf einmal zurücktreten. Eine
Blutprobenentnahme, falls er auf den Schreck ein Glas trinkt und sodann in den
Verdacht gerät, ordnungswidrig ein Kfz geführt zu haben, müßte er allerdings dul­
den 19. Sie sei ja nur ein »ungefährlicher, vergleichsweise unbedeutender Eingriff" 20.

Verfassungsrichter fanden deshalb vor kurzem auch nichts Übertriebenes an einer
DNA-Rasterfahndung gleich gegenüber allen Fahrern einer bestimmten Automar­
ke in einer Millionenstadt 21.

Verfolgt man diese Spur weiter, kann man ähnlich inkonsistent anmutende Grund­
entscheidungen finden: Ein Todkranker muß sterben, hatte der einzig geeignete

16 Für den .ersten" Weichensteller nähme die herrschende Ansicht wegen seiner GarantensteIlung
(Ingerenz) anderes an; vgl. Wesseis, Strafrecht A T, 26. Auf!. 1996, Rn. 311.

17 Fall von Gallas, Festschrift für Mezger, 1954, S. 325f
18 Roxin, Strafrecht AT/I, § 16 Rn. 44 Fn. 59 (der selbst anderer Ansicht ist wie insbesondere auch

]oerden, Goltdammer's Archivfür Strafrecht [GA] 1991, 425f).
19 § 81 a 1 StrafProzeßordnung (StPO) iVm § 461V Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG):

.Eine körperliche Untersuchung des Beschuldigten darf zur Feststellung von Tatsachen angeordnet
werden, die für das Verfahren von Bedeutung smd. Zu diesem Zweck smd Entnahmen von
Blutproben ... ohne Einwilligung des Beschuldigten zulässig, wenn kein Nachteil für seine
Gesundheit zu befürchten ist."
Wesseis, Strafrecht A T, Rn. 320 f:
.Selbst Unverdächtige, die als Zeugen in Betracht kommen, können nach §§ 81c StPO, 372a ZPO
[Zivilprozeßordnung] zur Duldung eines solchen kÖ!"perlichen Eingriffs gezwungen werden, wenn
dies im Rahmen der Sachverhaltsaufklärung unerläßhch und kein Nachteil für inre Gesundheit zu
befürchten ist. Da die verfassungsrechtliche Zulässigkeit dieser Vorschriften bejaht wird ... trifft es
somit nicht zu, daß körperliche Eingriffe gegen den Willen des Betroffenen mit der Menschenwürde
und dem Autonomieprinzip schlechthin unvereinbar seien. Richtlinie für die Entscheidung wird
die Erwägung sein müssen, daß eine soziale Gemeinschaft auf ein Mindestmaß an personeller
Opferbereitschaft nicht verzichten kann, jedoch zu gewährleisten hat, daß der essentielle Kern der
Grundrechte des Menschen unangetastet bleibt ... So betrachtet besteht zwischen einer Blutprobe
und einer Blutspende ein ins Gewicht fallender Unterschied: Die Blutprobe kann durch einen
relativ harmlosen Eingriff gewonnen werden, dessen Bedeutung über die Anwendung eines
medizinisch-technischen Hilfsmittels zur Feststellung aufklärungsbedürftiger Tatsachen nicht
hinausgeht. Bei einer Blutspende handelt es sich dagegen wertungsmäßig um einen Akt
mitmenscWicher Hilfsbereitscnaft, durch den der Spender für einen anderen etwas aus seinem eigenen
Lebensreservoir aufopfert."
Siehe auch § 1411 Bundesseuchengesetz (BSeuchG):
"Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates Schutzimpfungen für bedrohte Teile der Bevölkerung anzuordnen,
wenn eine übertragbare Krankheit in bösartiger Form auftritt oder mit ihrer epidemischen
Verbreitung zu recnnen ist."

20 Oberlandesgericht (OLG) Köln, Neue Zeitschrift für Strafrecht (NStZ) 1986, 234.
21 BVerfG (Kammer), N]W 1996,3071:

.Schließlich läßt sich auch nicht feststellen, daß die angeordnete Maßnahme und der damit
verbundene Eingriff in den Grundrechtsbereich des Bf. [Beschwerdeführers] außer Verhältnis zur
Bedeutung der Sache und zur Stärke des bestehenden Tatverdachts steht. Zutreffend geht das LG
davon aus, daß für die Bedeutung der Sache die Schwere der Tat maßgebend ist, deretwegen die
Ermittlungen geführt werden. Dieses war hier einTötungsdelikt, also eineder ~chwersten5.traftaten.
Ihr gegenüber stand die Blutentnahme, die ledlghch emen germgen Emgnff In die korperllche
Integntät des Betroffenen darstellt. Bei dieser Sachlage bedurfte es für die Anordnung der
Blutentnahme keines besonders starken Tatverdachts ... Der Umstand, daß die Ermittlungsbehörden
ihre Ermittlungen auf einen verhältnismäßig großen Kreis potentiell Tatverdächtiger erstreckt
haben, führt fur sich noch nicht zur Verfassungswidrigkeit einer Maßnahme nach § 81 a StPO,
wenn dadurch ein Tatverdacht i.S. des § 152 II StPO gegen den von der Anordnung Betroffenen
.... ;,...hr ">nrt~lIt "
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Organspender zu Lebzeiten einer Transplantation ausdrücklich widersprochen a

odä irr.,*".ufgrund seiner Sektenzugehörigkeit ein entgegenstehender \üille auch

nur zu mutmaßen 23. Das Persönlichkeitsrecht des Toten, vom Bundesverfassungs-

gericht erst im ,,Mephisto-Urteil" kreiert 2a, erweist sich sodann als stärker als der

ägeblich absolute Lebensschutz. Eine Leichenöffnung nebst Entnahme von Leichen-

t"ii"n irt aber wiederum zulässig, sind selbst nur vage Anhaltspunkte vorhanden,

daß eine nicht natürliche Todesursache vorliegt 25. Krankenhäuser können die

Explantate sodann wegwerfen, sofern nicht Arzte noch straffrei ein Schnäppchen

damit machen ". - D; Spenden etwa einer Niere durch Lebende aus {inanziellen

Motiven soll ktinftig als brganhandel sogar stra{bedroht sein 27; für die verhinde-

22 Maurach/Scbroeder, Stafrecht BT/2,7.1u11' 1991,$ 62 Rn' l3
-Eine Enrnahme "on l-.,.t'.niil.": i;;ü;'.;ft; it7**k.. der Transplantation, kann jedoch

i;:; öii' i;öB (;;il;;i*;;;;;i.ioi't"nd)l g....htfenigt sein... Da die Angemcssenheitsklausel

ilt' i i 'sl i ';";i;;i;;;ä?;;;'i..li,, "äi;*"nden"zu zwingen, 'seinä Körper als bloßes

i;]iti j-rr;'e ,ä.h;;;;1;;;;;;; *.t *inr.ti.ntwenen Zweckes veruenden zu lassen' ..., kann

t:i:il;;ä;kilRä Äüt.tt""'ia.r Transplantation durch de-n Verstorbenen angesichts der

F;;;l;t;;;;;; J.ssen Personlichleitsrecht " 5 3+ nicht eingreifen "'"

2l So ausdrücklich Dippel in LK' $ 168 Rn. 32
24 BVerfGE 30, 173 ft9a):- ' 

;il{^ä;;i. ä.- *rf"*rngsverbürgten Gebot der Unverletzlichkeit der Menschenwürde, das

äil":""ö;;ä;.:h;.. )r*äro. lregr, unverernDar sern, wenn der Mensch, dem \(ürde hraft reines

Personseins zukommi,  in d iesäm al lgemeinen Achtungsanspruch au,ch.nach t : t l9*  . t1T
herabeevürdiet oder erniedrigt werden dürfte. Dementsprechend endet dle rn Art. I /rDs r uu

;11:;".?;li.h:,"; ä;"i;;f"r1".8.. v"'qfl'.t'i""g,,am Einzelnen Schutz gegen Angriffe auf seine

Menschenwürde zu qewähren,  n icht  mi t  dem lode'
,5 N;'3i;i:i;. 3\11'n;Jil;)ii" frir das strafuerfahren und das Bu/igetdaerfahren (RistBV):-' 

.s-d Ä;'h;ilr""rit.-äri6r-täri."nJ.n, a"'n jÄand eines nichin-atürliöhen Todesgestorben ist

ää'j'. *irä[ä f.i.l. .i".r Ü"üit"rni.ti g.ruÄa"", .o prüfr der Staatsanwelt, ob eine Leichenschau

;;;.;;;i;i[;.affnune.rfoä.rlich ist"... D.r Si".rian-"lt hat darauf hinzuwirken, dall bei der

iliJr,'".aäir.- äi"i:;;ä H;ö;Ü;', M"s"ni"h.l. oder Leichenteile entnommen werden, falls

ä;ä;ililü:t[ä* s".tt'.ii "L J"i.h der""n.ing.h.nde Untersuchung weiter aufgeklän werden

kann."
Siehe auch $\ 31 1,32 III 2 BSeacbG:
-b-i";üi.i.üia"r'ir, "n".*ü-"", a"n ... ein Ver_storbener krenk, krankheitsverdächtig oder

Ärsicheider -ar, so stellt das Gesundheitsamt die erlorderltchen Ermrttlungen, lnsbesondere uDer

A;. Ü;;h". nr.,..krner;r.ll.-"nJ Ä"iUr"i."ng der Krankheir. an ... D'ie "ystan{ifg Behörde

ililäi;iil;;ü;ü;;;;Trä;;;.d;;n.wenn diei,om Gesundheitsamt tur erforderlich gehalten

wird."
AG Berl in-Tierparten, NSIZ 1 996, 544:
1; ö;l;;;fifüi;i'k; R;-J.li vircho* hat sich iedoch seit,einiger Zeit die.übung ausgebildet,

äaß anläßlich einer Obduktion entnommene Bestandterle des KörPers Brundsatzlrch dlesem nrcnr

*.i., U.i*"*.U.n, sondern einer gesondenen Vernichtung durch_Sammlung und.Ubergabe an eln

,'.i"li.r"Ü"^"r"".r.fi;;;;;;.-fui."*erden. Die enrnomm-enen Körperbe-stindteile welden nach

[".nJi"""* a"r obduktioä durch körperfremde Gegenstände, wie z.B^..Holzwolle, ers€tzt. Aut

Veranlässu"ne, der Krankenhausleitung werden demnrch so retelmäl5rt I erle der,[orqer oer

Verstorbenei der Remeinsamen Bestattung entzogen' Durch dteses V-grtehen.des berechtrgten

iJä.;; ä:;,;l.Hii.fr." ö.*"trrsms *ird so*it d"s entnomm€ne Köi'peneil damit aus dem

i.-t uirb"r.i.6 d.s $ 168 I StGB ausgeglieden. Die Wegnahme von Hirnhäuten, dre aut veranlassunt

il;ä;"";i;;il*lä;;;;iÄ' ;;f;l;;; G;per d?s obduzienen ?-urückgegeben werden' krnn

;;ilä;; ü'li;*..üä.. ('ie-e r stCB nicht mäh*erletzen, da diese Körperieile keine Leichenteile

mehr i.S. des ( 168 SIGB sind."
siri,i i"iäi"iai,iiäL"iiÄi, coulcslJ, spD und FDP eines Transphntationssesetzr (,,omnibus"'

Entuurf TPÖ), Bundestagsdruchsache (BT'DrS) I 3/43 55:

"g 16 (Verboi des Organhandelt) ..
(1) Es rst verboren, -,t Urg"r"-Ä, die einer Heilbehandlung zu dienen bestimmt sind, Hande) zu

ireiben. Satz 1 eih nicht für
i.ä.'ä*nr;äoä.i'Änn"t'*".ines angemessenen Entgelts für die.zur Erreichung des Ziels der

i{;ii..-h";;i;;;?.U.i*.'ftr"fS."hmen,lnsbesondere {üi die€ntnahme, die Konservierung, die

*.it"." R"ß.äiiung einschließlich der Maßnahmen zum Infektionsschutz, dte Autbewahrung

und die Beförderuns-der Organe, so*te
;:äääil.1. ä;. l*a"' üi.l V"J.ndung von organen hergestellt sind und den vorschriften

des Arzneimi i te lgesetzes über d ie Zulassung oder Regtstr terung unter l legen oder durcn

Rechtsverordnung von der Zulassung oder Registrierung trerBestellt srnd.
(2) Ebenso iswerSoten, Organe, die nach Absatz I Satz 1 Gegenstand verbotenen nandeltrelDens

iiid. "r e.ttehmen oder auT einen anderen Menschen zu übenragen'
g 17.(Organhandel)

27
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Organspender zu Lebzeiten einer Transplantation ausdrücklich widersprochen 22

oder ist etwa aufgrund seiner Sektenzugehörigkeit ein entgegenstehender Wille auch
nur zu mutmaßen 23. Das Persönlichkeitsrecht des Toten, vom Bundesverfassungs­
gericht erst im "Mephisto-Urteil" kreiert 24, erweist sich sodann als stärker als der
angeblich absolute Lebensschutz. Eine Leichenöffnung nebst Entnahme von Leichen­
teilen ist aber wiederum zulässig, sind selbst nur vage Anhaltspunkte vorhanden,
daß eine nicht natürliche Todesursache vorliegt 25. Krankenhäuser können die
Explantate sodann wegwerfen, sofern nicht Ärzte noch straffrei ein Schnäppchen
damit machen 26. - Das Spenden etwa einer Niere durch Lebende aus finanziellen
Motiven soll künftig als Organhandel sogar strafbedroht sein 27; für die Verhinde-

22 MaurachlSchroeder, Strafrecht BTI2, 7. Aufl. 1991, § 62 Rn. 13
"Eine Entnahme von Leichenteilen, insbesondere zu Zwecken der Transplantation, kann jedoch
[nach § 34 StGB (rechtfertigender Notstand)] gerechtfertigt sein ... Da die Angemessenheitsklausel
in § 34 S. 2 gerade ein!;efUgt worden ist, um niemanden zu zwingen, 'seinen Körper als bloßes
Mittel zur Erreichung emes, wenn auch wünschenswerten Zweckes verwenden zu lassen' ... , kann
bei einer ausdrücklichen Ablehnung der Transplantation durch den Verstorbenen angesichts der
Fortwirkung von dessen Persönlichkeitsrecht ... § 34 nicht eingreifen ... "

23 So ausdrücklich Dippel in LK, § 168 Rn. 32.
24 BVerfGE 30,173 (194):

"Es würde mit dem verfassungsverbürgten Gebot der Unverletzlichkeit der Menschenwürde, das
allen Grundrechten zugrunde liegt, unvereinbar sein, wenn der Mensch, dem Würde kraft seines
Personseins zukommt, in diesem allgemeinen Achtungsanspruch auch nach seinem Tode
herabgewürdigt oder erniedrigt werden dürfte. Dementsprechend endet die in Art. 1 Abs. 1 GG
aner staatlichen Gewalt auferlegte Verpflichtung, dem Emzelnen Schutz gegen Angriffe auf seine
Menschenwürde zu gewähren, nicht mit dem Tode."

25 Nr. 33 I 1, Nr. 35 I 1 Richtlinien für das Strafverfahren und das Bußgeldverfahren (RiStBV):
"Sind Anhaltspunkte dafür vorhanden, daß jemand eines nicht natürlichen Todes gestorben ist
oder wird die Leiche eines Unbekannten gefunden, so prüft der Staatsanwalt, ob eine Leichenschau
oder eine Leichenöffnung erforderlich ist ... Der Staatsanwalt hat darauf hinzuwirken, daß bei der
Leichenöffnung Blut- und Harnproben, Mageninhalt oder Leichenteile entnommen werden, falls
es möglich ist, daß der Sachverhalt durch deren eingehende Untersuchung weiter aufgeklärt werden
kann."
Siehe auch §§ 31 I, 32 III 2 BSeuchG:
"Ergibt sich oder ist anzunehmen, daß ... ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder
Ausscheider war, so stellt das Gesundheitsamt die erforderlichen Ermittlungen, insbesondere über
Art, Ursache, Ansteckungsquelle und Ausbreitung der Krankheit an ... DIe zuständige Behörde
kann die innere Leichenschau anordnen, wenn dies vom Gesundheitsamt für erforderlich gehalten
wird."

26 AG Berlin-Tiergarten, NStZ 1996, 544: ..
"Im Universitätsklinikum Rudolf Virchow hat sich jedoch seit einiger Zeit die Ubung ausgebildet,
daß anläßlich einer Obduktion entnommene Bestandteile des Körpers grundsätzli~h diesem nicht
wieder beigegeben, sondern einer gesonderten Vernichtung durch Sammlung und Ubergabe an ein
privates Unternehmen zugeführt werden. Die entnommenen Körperbestandteile werden nach
Beendigung der Obduktion durch körperfremde Gegenstände, wie z.B. Holzwolle, ersetzt. Auf
Veranlassung der Krankenhausleitung werden demnach so regelmäßig Teile der Körper der
Verstorbenen der gemeinsamen Bestattung entzogen. Durch dieses Vorgehen des berechtigten
Inhabers des tatsächlichen Gewahrsams WIrd somIt das entnommene Körperteil damit aus dem
Schutzbereich des § 1681 StGB ausgegliedert. Die Wegnahme von Hirnhäuten, die auf Veranlassung
der Krankenhausleitung nicht melir 10 den Körper des Obduzierten zurückgegeben werden, kann
somit den Schutzzweck des § 168 I StGB nicht mehr verletzen, da diese Körperteile keine Leichenteile
mehr i.S. des § 168 StGB sind."

27 Siehe Entwurfder Fraktionen der CDUICSU, SPD und FDP eines Transplantationsgesetzes (" Omnibus"­
EntwurfTPG), Bundestagsdrucksache (BT-DrS) 1314355:
.§ 16 (Verbot des Organhandels)
(1) Es ist verboten, mit Organen, die einer Heilbehandlung zu dienen bestimmt sind, Handel zu
treiben. Satz 1 gilt nicht für
1. die Gewährung oder Annahme eines angemessenen Entgelts für die zur Erreichung des Ziels der
Heilbehandlung gebotenen Maßnahmen, msbesondere für die Entnahme, die Konservierung, die
weitere Aufbereitung einschließlich der Maßnahmen zum Infektionsschutz, die Aufbewahrung
und die Beförderung der Organe, sowie
2. Arzneimittel, die aus oder unter Verwendung von Organen hergestellt sind und den Vorschriften
des Arzneimittelgesetzes über die Zulassung oder Registrierung unterliegen oder durch
Rechtsverordnung von der Zulassung oder Registrierung freigestellt smd.
(2) Ebenso ist verboten, Orga~e, die nach Absatz 1 Satz 1 Gegenstand verbotenen Handeltreibens
smd, zu entnehmen oder auf emen anderen Menschen zu übertragen.
§ 17 (Organhandel)
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rung ,,ethisch nicht gerechtfertigter" 28 Rettung von Schwerkranken wili der Gesetz-

geber sogar einen Bruch mit der Dogmatik zur ,,notwendigen Teilnahme" in Kauf

nehmen 2e: Obwohl das Organhandelverbot eigentlich nur die organisierte Krimi-

nalität treffen und gerade auch ,,die gewinnorientierte Ausnutzung existentieller

Notlagen von Spendern" verhüten will r0, solien Explantierte anders als die häufig

ähnlich an ihrer Ausbeutung mitwirkenden Opfer von Wucherern und Zuhdltern

als Straftäter kriminaiisiert werden rt. Für das Blutspenden gegen (allerdings nur

wenig) Entgelt wird andererseits sogar geworben 32 - übrigens auch für das Organ-

spenden als (Hirn)Toter 3r. - Das Embryonenschutzgesetz untersagt es zwar grund-

sätzlich nicht, einer Frau einen Embryo vor Abschluß seiner Einnistung in die Ge-

bärmutter zum Schwangerschaftsabbruch zu entnehmen, verbietet es aber unter

Strafandrohung, dies zwecks Austragung durch eine andere Frau zu tun ra. Vom

28
29
l0

(1 )  \Verentseeen (  l6  Abs .  I  Sa tz  I  m i t  e inem Orsan Hande l  t re ib t  oder  en tgegen $  16  Abs .2  e rn

örg"n_..t. ' ini*t-oder übenrägt, wird mir Freiheissrrafe bis zu fünf Jahren o?er mit Geldsrrafe
bestratt.
(2) Der Versuch ist strafbar."
Beer. .,Omnibus"-Entuurf TPG, S. 31.
Nä'[rei dazu Baumann/lteber, Strat'recht AT, 10. Aufl. 1995, $ 32 Rn. 71 f.
So ausdrücklich die Begründuns ium .Vorläufer" des "Omnibus"-Entwurfs TPG, EntuurJ det
Bundesrcgicrung zu einelm Strafräch*änderungsgesetz (RegE StrAndC) ' Organhandel ', BT'DrS I3/
587. S. 1.
Siehe Begr. ,,Omnibus"-Entuurf TPG, S. 31:
-Der Sträfrahmen ... s..t"tt. i  [esl, die den unrerschjedlichen Ausprägungen des Handeltreibens

ie*eils aneemessene Saäktion zu finden. So wird etwa die an reinem Oewinninteresse orientiene
Ct reanveä i t t luns  anders  zu  bewenen se in  a ls  e ine  e igennütz ige  und dami t  ebenfa l l s  ta t -
besiandsmäßiee O"rsanspende ... Auch deranige Handluieen entSehren der ethischen Recht-
fenieune, dieäer Oieanipende innewohnt. Ihre'generelle Piivi legierung verbietet sich daher.'
Andärs iusdrtickl tchäer Entuurfeines Transpla*ättonsgesetzes derFraktrcn Bündnis 90/Die Grünn
(TPG-E der Grüned. BT-DrS 13/2926:
..... gilc nicht füräielenigen, deren Organe, Organteile oder Gewebe Gegenstand verbotenen
nandeltrelDens waren.
Aus einem Faltblatt des Deatschm Roten Kreuzs:
*Grundsätzlich soll eine Blutspende immer freiwil l ie und unentseltl ich sein. Niemand soll in
Versuchune eefühn werden, eäsundheitl iche Risikerizu verschwäigen, um in den Genuß eines

eeldwenen"V"oneils zu eelane.än. Im Prinzip eilt dieser Grundsatz uch für die Plasmaspende...
Für di" d"ft i. benötiste Zeit u"nd die längeren Anfahnswege erstatten wir den Plasmaspendern für
iede Soende DM 30.: Aufwandsentschidieune."
hr, . i..- Handzeitel des Virchou-Klinihimi Berlin:
.!üir suchen Stammblutspender ... \üir honorieren ihren Einsatz durch hausinterne äztl iche und
ofleserische Betreuuns sowie durch eine Aufwandsentschädigung. 

"

hnz-eigen*erbung dei Bundeszmtrale für gesundheitl iche Aulhläiung - sinnigerweise (auch) in der
Mireliäderzeitschiift . ir.s eroßen Auromöbilclubs,
. . . .  

"G le ichze i t ie  
b i t ten  * ' i r  s ie ,  dennoch e inmal  über  Krankhe i t  oder  sogar  über  den Tod

nachzudenken. benn der kann schneller kommen als eruanet - ob bei Ihnen, IJtrem Panner oder
einem Menschen aus Ihrem Bekanntenkreis. Aber er könnte vielleicht verhinden werden. Denn

J I

luch die Rettung kommt manchmal.  schnel l r r ,  a ls man denkt .  Zum Beispie l  
,dYfch 

eineauch d ie  Ret tung kommt  manchmal  schne l le r ,  a ls  man denk t .  Zum Be isp ie l  durch  e tne

Organtransolantat"ion ... Damit Ihre nächsten Angehörigen lhre persönliche Entscheidung zur

Orä"nsp.nd. kennen, ist es wichtie, daß Sie mit if inen d"tübet sprechen. Außerdem sollten Sie
(JrgantransDlantatron... Uamlt lhre nachsten Angehongen lhre personllcne Entscneloun8 zul

Or["rsp.nd. kennen,.ist es wichtig, daß Sie mrt.if inen darüber.,sprechen. Außerdem sollten Sie(Jrganspende kennen, lst  es wrcht lg,  dals 5re mlt  rhnen daruDer

einä Organspende-Erklärung ausfü[en und d- iese,bei s ich,tragen."elne UrgansDende-l,rl{arung austullen uno dlese Del stcn tragen.
BegrünJung eine s Antrages iber .Echpunhte für die Spmdc ...-aon Organm" (u.a des Abgeordncten
S chmid t - I ortzis ). BT- DrS 1 3 /6 5 9 I :ScE ntdt-l o i.z ig), BT- DrS I 3 /6 5 9 I :

D. t i r r lb  i r t  e ine-g . t i . l t . .  In fo rm: t ion  mög l ichs t  .der  gesamten Bevö lkerung über ,  d ie
lussetzunEen und Umsttnde elner (Jrpanlransplantatlon anzustreoen. um oles zu errelcnen,t ; "  
- - - ' - - - -  - - '  - - " ; , D , - - - - . : - - ,

v ortussetzunsen und umstanoe elnerVo.ru.r.tru.s.r und Ümstände einer Oreantranölantation "iztsttebet. Um dies zu erreichen,
is t  be i  der  Bäanr ragung und ieder  Ver längerung e ines  Persona lausweises  durch  gee ignetes
lnformarionsmateria[auldie Möglichkeir, sichäs Organspender registrieren zu lusen, hinzuweisen.Informationsmat..iJ""fdie Mdclichkeir. sichäs Oäanspender registrieren zu lrsen, hiizuweisen.
Das Informationsmaterial soll auih die Aufforderune-enrhalten, siÄ ftir oder qegen die Bereitscha{'tDas lnformationsmaterial soll auih die Aufforderunienthalten, sict ft ir oder gegen
'"' orp:nsnenrle h.*rßr 2,, enrscheiden- Diese EnrsJheidune sollte aus dem So-lidarr
I)as lnformattonsmaterlal soll auch dr€ AuttorderunR enthalten' slch lur oder ßegen dre öereltscnan
zur Oreanspende berußt zu entscheiden. Diese EntsJheidung sollte aus dem Solidargedanken heraus
einer'Eüreerpfl ichr'entsprechen. Erfoln redoch eine solcle Erklärung nicht, wird daran keine

34

einer'üurg'erpfl icht' entsprechen. Erfolgt jedoch eine solcle Erklärung nicht, w-ird daran ketne

SanktionSanktion eiknüpft ..."
S  1 INr .6 -Embryonn:E m bt-v o n n sc h utzpe s etz ( E S c h G ) :

heitssirafe bis zul Tahien odir mit Geldstrafe wird bestraft, wer ... einer Frau einen,Mit Freiheitsstrafe bts zu 3 Jahren oder mtt Geldstrate wlrd bestratt, wer ... erner-.Frau ernen
Embryo vor Abschluß seiner Einnistung in der Gebärmutter entnimmt, um diesen auf eine andere
Frau zu übenragen ..."
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rung "ethisch nicht gerechtfertigter" 28 Rettung von Schwerkranken will der Gesetz­
geber sogar einen Bruch mit der Dogmatik zur "notwendigen Teilnahme" in Kauf
nehmen 29: Obwohl das Organhandelverbot eigentlich nur die organisierte Krimi­
nalität treffen und gerade auch "die gewinnorientierte Ausnutzung existentieller
Notlagen von Spendern" verhüten will 3D, sollen Explantierte anders als die häufig
ähnlich an ihrer Ausbeutung mitwirkenden Opfer von Wucherern und Zuhältern
als Straftäter kriminalisiert werden 31. Für das Blutspenden gegen (allerdings nur
wenig) Entgelt wird andererseits sogar geworben J2 - übrigens auch für das Organ­
spenden als (Hirn-)Toter H. - Das Embryonenschutzgesetz untersagt es zwar grund­
sätzlich nicht, einer Frau einen Embryo vor Abschluß seiner Einnistung in die Ge­
bärmutter zum Schwangerschaftsabbruch zu entnehmen, verbietet es aber unter
Strafandrohung, dies zwecks Austragung durch eine andere Frau zu tun 34. Vom

(1) Wer entgegen § 16 Abs. 1 Satz 1 mit einem Organ Handel treibt oder entgegen § 16 Abs. 2 ein
Organ entmmmt oder überträgt, Wird mIt FreIheItsstrafe bIS zu fünf Jahren oder mIt Geldstrafe
bestraft.
(2) Der Versuch ist strafbar."

28 Begr. "Omnibus"-EntwurfTPG, S. 31.
29 Näher dazu Baumann/Weber, Strafrecht A T, 10. Auf!. 1995, § 32 Rn. 71/f.
30 So ausdrücklich die Begründung zum.Vorläufer" des .Omn~bus"-Entwurfs TPG, Entwurf der

Bundesregierung zu einem Strafrechtsänderungsgesetz (RegE StrAndG) . Organhandel -, BT-DrS 13/
587, S. 1.

31 Siehe Begr. "Omnibus"-EntwurfTPG, S. 31:
.Der Strafrahmen ... gestattet [es], die den unterschiedlichen Ausprägungen des Handeltreibens
jeweils angemessene Sanktion zu finden. So wird etwa die an reinem Gewmninteresse orientierte
Organvermittlung anders zu bewerten sein als eine eigennützige und damit ebenfalls tat­
bestandsmäßige Organspende ... Auch derartige Handlungen entbehren der ethischen Recht­
fertigung, die der Organspende innewohnt. Ihre generelle Privilegierung verbietet sich daher."
Anders ausdrücklich der Entwurfeines Transplantationsgesetzes der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(TPG-E der Grünen), BT-DrS 13/2926:
" ... gilt nicht für diejenigen, deren Organe, Organteile oder Gewebe Gegenstand verbotenen
Handeltreibens waren."

32 Aus einem Faltblatt des Deutschen Roten Kreuzes:
.Grundsätzlich soll eine Blutspende immer freiwillig und unentgeltlich sein. Niemand soll in
Versuchung geführt werden, gesundheitliche Risiken zu verschweigen, um in den Genuß eines
geldwerten Voneils zu gelangen. Im Prinzip gilt dieser Grundsatz auch für die Plasmaspende ...
Für die dafür benötigte Zeit und die längeren Anfahrtswege erstatten wir den Plasmaspendern für
jede Spende DM 30,- Aufwandsentschädigung."
Aus emem Handzettel des Virchow-Klinikums, Berlin:
•Wir suchen Stammblutspender ... Wir honorieren ihren Einsatz durch hausinterne ärztliche und
pflegerische Betreuung sowie durch eine Aufwandsentschädigung. "

33 Anzeigenwerbung der Bundeszentrale für gesundheitliche AUfklärung - sinnigerweise (auch) in der
Mitgliederzeitschrift eines großen Automobilclubs: .
"... Glelchzemg bitten wir Sie, dennoch emmal über KrankheIt oder sogar über den Tod
nachzudenken. Denn der kann schneller kommen als erwartet - ob bei Ihnen, Ihrem Partner oder
einem Menschen aus Ihrem Bekanntenkreis. Aber er könnte vielleicht verhindert werden. Denn
auch die Rettung kommt manchmal schneller, als man denkt. Zum Beispiel durch eine
Organtransplantation ... Damit Ihre nächsten Angehörigen Ihre persönliche Entscheidung zur
Organspende kennen, ist es wichtig, daß Sie mit ihnen darüber sprechen. Außerdem sollten Sie
eine Organspende-Erklärung ausfüllen und diese bei sich tragen."
Bej;ründung eines Antrages über "Eckpunkte für die Spende ... von Organen" (u.a. des Abgeordneten
Schmidt]ortzig), BT-DrS 13/6591:
"... Deshalb ISt eine gezielte Information möglichst der gesamten Bevölkerung über die
Voraussetzungen und Umstände einer Organtransplantation anzustreben. Um dies zu erreichen,
ist bei der Beantragung und jeder Verlängerung eines Personalausweises durch geeignetes
Informationsmaterial auf die Möglichkeit, sich als Organspender registrieren zu lassen,. hinzuweisen.
Das Informauonsmatenal soll auch die Aufforderung enthalten, Sich für oder gegen dIe BereItschaft
Zur O~ganspende be:vußt zu entscheiden. Diese Entscheidung sollte aus dem Solidargedanken heraus
emer BiJrgerpfilcht entsprechen. Erfolgt Jedoch eme solche Erklarung mcht, Wird daran keme
Sanktion geknüpft .. ."

34 § 1 I Nr. 6 Embryonenschutzgesetz (ESchG):
.Mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer ... einer Frau einen

Embryo vor Abschluß seiner Einnistung in der Gebärmutter entnimmt, um diesen auf eine andere
Frau zu übertragen ..."
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,,Kinder-Holocaust" 
35 und vom Adoptionsvorrang J6 wird erst ein paar (Schwanger-

r.ir[Jf.g. später geredet. Im Gegenteil: Das Embryonenschutzgesetz enthält so-

gar strafbewehrte Tötungspfl ichten rt.

W'ozu dann aber Medizinethik?

versucht man, diese \(idersprüche aufzulösen, drängt sich ein,anderes leitendes In-

*;;;;. ; Strafre.ht als der "bsolrrte Lebensschutz auf: Die Nichteinmischung me-

dizinisch-biologischer Art in den ,Plan Gottes". Auch so kann das Gebot,,Dz sollst

nicht töten..v.".rt.nd"n werden -�denn Gotr darf (und nur in seinem-Namen darf

-"rr rri.ll.i.ht auch). Jedes Leben sei ,,Gottes Eigentum"; niemand dürfe ,,Gott spie-

len., 38. Dies scheint mir mehr als die ,,Heiligkeit des Lebens" die ethische Hürde zu

sein, die es in den einschlägigen Fragestellungen zu übersp-ringen -gilt 
re: Dem

i.tUrr*o.ag.l,i1fen bzw. d.ri 
"Ste.beh"lfer 

wird entgegengehalten, daß der Sterbe-

*iffig" ,l*"f'od in dem Augenblick vorwegnimmt, den man selbst für den geeig-

,r",.r"..,-h:ilr" r0; der Suizid .ielle ,,eitte Zurückweisung der.absoluten Souweränität

Gottes über Leben und Tod" dar 01. - Auch unserem lü(/eichensteller wird das Ein-

g,reifen als ,,Anmaßung von dem Menschen nicht zukommenden Befugnissen" a2, als

:ilr;ip;1";i;, uon SÄicksal" 4i untersagt. - Die eben erwähnten Tötungspflichten

6.ri.h.r, sich auf Geschöpfe der Gentechnologie, nicht Gottes n. - Einer Schwange-

;;, 1., man einen Abbruch nicht aufgrund des Umstandes erlaubt, daß nach der

2."grrg a.. geliebte Kindesvater ve.sio.ben ist, würde man aber in der gleichen

Sr;;r.; eine"künstliche Befruchtung streng verbieten a5 - die übrigens auch nach

der Menopause rechtlich verhindert *i.d ".-- Sterbehilfe wird auf einmal zulässig,

3 5 Holzpartner (CSIJ), Franhfurter Rundschau (FR) aom 18'08'1979

"Die"N ationelsozial isten hab.en die Juden Httö'"! '  Ynl-d-lt-i:di:-ü'Ji;,1;:;rl;1il; t;b,;';i;i"ä"'"-g.,ri,",, und die internationalen sozialisten töten

i'iiiu"'-.i;il;Ü9'.0;l:-y' t."^1...'iq.Y'[i o'.':i;", ist exakt der veg nach Auschwitz'
ö;ZL;;i;i"dt": stGB,4i. AuI. 1ee5, \ 218a R.i. 28:'\i,ä;;ä.",iffi:ff;;;; i;;';;;il';*;*ojll,_*-1lg:1j51"t..ii':f}::\i::*ii"Y:i,Tl-Vegen des Höchstwerts des ungeoorenen Leo€Is" '  w'u rru

für z"rmrtbar halten müssen . ' .  D. ie seelrschen. Folgen elner.  rrJ ;t"?fft;'ffil:;äü"ssä _' ö;äii;;i,q; F;üL ".i*i F,.is"b" sin"d eine r rherapie le.ichter
zueänglich als die psychischen Folgen elnes 5cbwangerschattsabDrucns'

s 6 4 Ekllci '  ,-:- - ^t)^--^r^ *.;-r L-.,..rr -,^, "i.Fn in Ahsetz l
:ü#ff;i 'ffi""rafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer einen i

6ereichneten Embryo auf eine Frau übenrigt''
in Absatz I

öäÜiy. "tf ... eine Frau ... zu übenragen ,"
n 

"i;';';:bi;:i;ä;i;;;;' 
ie;;; in' i"', M"di'in, 1e87/1ee5, S' 36 f'; 107'

\9 Kuh<c. aaO. S. 37:39 Kuhse, aaO, S 3
l3l"äif Y; i;.:r,1 a"s Töten selbst f{sch, sondern es ist falsch, gegen den vill'19-':t::TrY':1?::

lMir Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mt

6ereichneten Embryo auf eine Frau übenrigt' '
g  Z i lNr  1 . l i t . .a  ESchG:
liui* "iiiäu?.:*"r.1..., r.r"rni-mt, ... einen durch eine Handlung nach Absatz 1 entstandenen

F--b.vo auf ... eine Frau ... zu übenragen "'"

äf äää',ffiä,'r"ö;;ilää;;il!.i},e! iir,.h;-a;iiif!."d d"".', was damit demlpfer

il;;;;,rd; ;ä"i" *;,i "#".1-J-.t'"iU iJ'.n, *eil es gegän den Villen.Gattes v-erstö
qo i;lr;i"i'il,iii,'Ü'b", d"" äi), )ia a'iÜ,ionto'tbo,heit deirienscblichen Lebens' 1995. S' 43'

41 
'AaO, 

S. 146.
42 Yzl. lVelzel, ZSIIY 63 (t 95:,)' 51'
+1 ioLobt, Stra'frecbt AT, 2. Aull- 1991,20' Abscbn' Rn' 42
44 

'Bild 
am 24:02.1997, S. 2: r c- 

:ü;;;;;;;;h;.; Tier geklont ... Aus dem Menschen ist der liebe Gott geworden ...

b"zu Steill/1997, S. 46:
:d;;";;;i;,"rd J"h." nach der überliefenen Auferstehung Jesu wurde der Tod erneut

überfirnden.'
DER SPIEGEL 1O/1997, S. 217:
ll'öäi'i.-J. s;t"[.iir.J"i".."r' ... unzulässiger Eingriff in die Schöpfung''

45  S4 /N r .3ESchG:" '  
:Mi  i ; ; ,h; . , . i r f .Uir r" t3"nrenodermitGeldstrafewirdbestra{ t ,wer. . .wissent l icheineEizel le
äitä;;'S;;t eines Mannes nach dessen Tode künstlich befruchtet'"

46 $ 1 INr.  1 ESchG: /  - - - r  ̂ : -^  E'" 
:Mi,'i;;ih;i,.itr"f. bi, zu 3 Jahren oder r,it Geldstrafe wird bestraft, wer . . auf eine Frau etne

iremde unbefruchtete Eizelle übenrägt'
Die lVelt am 30.12.1993:
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"Kinder-Holocaust" 35 und vom Adoptionsvorrang 36 wird erst ein paar (Schwanger­

schafts-)Tage später geredet. Im Gegenteil: Das Embryonenschutzgesetz enthält so­

gar strafbewehrte Tötungspflichten 37.

Wozu dann aber Medizinethik?

Versucht man, diese Widersprüche aufzulösen, drängt sich ein anderes leitendes In­

teresse im Strafrecht als der absolute Lebensschutz auf: Die Nichteinmischung me­

dizinisch-biologischer Art in den "Plan Gottes". Auch so kann das Gebot "Du sollst

nicht töten" verstanden werden - denn Gott darf (und nur in seinem Namen darf

man vielleicht auch). Jedes Leben sei "Gottes Eigentum"; niemand dürfe "Gott spie­

len" 3S. Dies scheint mir mehr als die "Heiligkeit des Lebens" die ethische Hürde zu

sein, die es in den einschlägigen Fragestellungen zu überspringen gilt 39: Dem

Selbstmordgehilfen bzw. dem Sterbehelfer wird entgegengehalten, daß der Sterbe­

willige "den Tod in dem Augenblick vorwegnimmt, den man selbst für den geeig­

netsten hält" 40; der Suizid stelle "eine Zurückweisung der absoluten Souveränität

Gottes über Leben und Tod" dar 41. - Auch unserem Weichensteller wird das Ein­

greifen als "Anmaßung von dem Menschen nicht zukommenden Befugnissen" 42, als

"Manipulation von Schicksal" 4J untersagt. - Die eben erwähnten Tötungspflichten

beziehen sich auf Geschöpfe der Gentechnologie, nicht Gottes 44. - Einer Schwange­

ren, der man einen Abbruch nicht aufgrund des Umstandes erlaubt, daß nach der

Zeugung der geliebte Kindesvater verstorben ist, würde man aber in der gleichen

Situation eine künstliche Befruchtung streng verbieten 45 - die übrigens auch nach

der Menopause rechtlich verhindert wird 46. - Sterbehilfe wird auf einmal zulässig,

35 Holzgartner (eSU), Frankfurter Rundschau (FR) vom 18.08.1979:

.Die Nationalsozialisten haben die Juden getötet, und die internationalen Sozialisten töten

ungeborenes Leben. Das, was in unserem Volk passiert, ist exakt der Weg nach Auschwitz."

36 Dreher/Tröndte, StGB, 47. Aufl. 1995, § 218a Rn. 28:

•Wegen des Höchstwen.s des ungeborenen Lebens... wird man rdie Möglichkeit einer AdoJ?tion]

für zumutbar halten mussen ... Die seelischen Folgen emer Freigabe smd emer Therapie leichter

zugänglich als die psychischen Folgen eines Schwangerschaftsaboruchs. "

37 § 6 II ESchG:
.Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer einen in Absatz 1

bezeichneten Embryo auf eine Frau überträgt."

§ 7 II Nr. 1 lit. a ESchG:
"Ebenso wird bestraft, wer es unternimmt, einen durch eine Handlung nach Absatz 1entstandenen

Embryo auf ... eine Frau ... zu übertragen "

38 Kuhse, Die "Heiligkeit des Lebens" in der Medizin, 1987/1995, S. 36 ff.; 107.

39 Kuhse, aaO, S. 37:
....Somit ist nicht das Töten selbst falsch, sondern es ist falsch, gegen den Willen Gottes zu verstoßen;

mit anderen Worten, Töten ist nicht als solches falsch oder aufgrund dessen, was damit dem Opfer

anj;etan wird, son<iern es ist einfach deshalb falsch, weil es gegen den Willen GOttes verstößt."

40 Johannes Paul II, Uber den lVert und die Unantastbarkeit des menschlichen Lebens, 1995, S. 43.

41 AaO, S. 146.
42 Vgl. lVelzet, ZStlV 63 (1951),51.
43 Jakobs, Strafrecht A T, 2. Aufl. 1991, 20. Abschn. Rn. 42.

44 Bild am 24.02.1997, S. 2:
.Erstes ausgewachsenes Tier geklont ... Aus dem Menschen ist der liebe Gott geworden .. ."

Dazu Stern 11/1997, S. 46:
"Knapp zweitausend Jahre nach der überlieferten Auferstehung Jesu wurde der Tod erneut

überwunden. "
DER SPIEGEL 10/1997, S. 217:
.... Deutsche Bischofskonferenz: ... unzulässiger Eingriff in die Schöpfung."

45 § 4 I Nr. 3 ESchG:
.Mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer ... wissentlich eine Eizelle

mit dem Samen eines Mannes nach dessen Tode künstlich befruchtet."

46 § 1 I Nr. 1 ESchG:
.Mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder m.it Geldstrafe wird bestraft, wer ... auf eine Frau eine

fremde unbefruchtete Eizelle überträgt."
Die lVelt am 30.12.1993:
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wenn sie Gottes \üillen ihren Lauf läßt: Lebensverlängerung um jeden Preis durch

Einsatz aller möglichen medizinischen Maßnahmen darf unterlassen werden a7. Dies

sei ,,Ausdruck dafür, daß die menschliche Situation angesichts des Todes akzeptiert

wird" a8. - Am Rande: Redet nicht insbesondere die Rechtsprechung heute noch bei

.iedem ärztlichen (FIeil-)Eingriff von Körper-'Verlerzung" ae?

Diese Überlegungen werden durch eine weitere unrerstützt: Es wird von nie-

mandem ernsthaft erwogen, ein allgemeines ethisches oder gar strafrechtlich nor-

miertes Gebot der Erzeug.tng von Leben aufzustellen. Der Gedanke einer Pflicht,

Kinder zu zeugen, ist tibei dieldee eines ,,Begrüßungsgeldes" für Neugeborene nicht

hinausgekomÄen so; der Satz \foody Allens, ,,onanie isr Massenmord", findet (fast)

.r.r. der Bei{all der Kinobesucher s1. Im Gegenteil: \(eibliche Jugendliche unter 16

-... im Zentralkomitee der deutschen Katholiken hieß es, eine einheitliche europdische Regelung
iolle künstliche Befruchtungen bei Frauen jenseits der Wechseljahre verhindern. l)te Prdstdenttn
ä;;;ü.;;i;; V;;*trng k"tlolit.her Laien'in Deutschland, tuta Vschbüsch, sagre: 'Es gibt kein

Recht auf ein Kind.'"
47 BGHSI37,376:

-... t.i *t.*htsloser Proqnose darf Sterbehilfe ... entsprechend dem erklän en oder mutm-aßl ichen
ö;;i"*;;;lii;; iur.tr J'. Ni.tr."inleitung oder den'Abbruch lebensverlängernder Maßnahmen

;;1"il;;;;;ä;;,;; i.Äl*.U"" ... seinen'narürlichen, de r \(ürde des Mensclen gemäßen verlauf
zu lssen._
BGHST 40,257:
-gä "i".ä unheilbar erkrankten, nicht mehr enrscheidungsfähigen Patienten.kann der Abbruch
.;". lr".ii.[." Sehandlung oder'Maßnahme "rsnah*s-eäe auc]t dann zulässig sein, wenn ... der
Sterbevorgang noch nicht e'ingesetzt hat.'
Süd.deutscäe Ieituns (SZ) am 06.05.1996:
"öi. üritt.t".it" u'nl di".urng.lirche Kirche in Deutschland haben sich,entschieden gegen jede

Form d. ,  akr iven Srerbehi l le ausgesprochen. Dagegen hal ten s ie den Verzrcht  aut  erne
i"L.rrr.rläns..nde Behandlung bei u"nhiilbar Kranken- fir ethisch verantwonbar."

48 lohannes Patil II, Über den Weri tnd die Unantastbarkeit ds Lebms, S. 144.-Küng, 
in Jffis/Küng, Menschmuürdig sterbm, 1995' S. .46:

-öffJ"riitrrti.tisriift ein Patient auÄ nach konservativer christlicher Lehre nicht in die-exklusiven
ir".it* a., iätro"pf.i. "r", *.nn .r in dieser 

'Weise 
eigenverantwonlich über die Stunde oder den

Tae seines Todei selber entscheidet."
49 Seii Entscheidanrn des Re ichsserichts in Stafsachm (RG St) 2 5' 3 7 5 :

-Zunächsr erscTreint  es ver lehl t ,  . . .  den 
-zum 

Zweck des Hei lver fahrens vorgenommenen
chirursischen Eingriffen in die Unversehnheit des Kö1pers und der Gliedmafien eines Menschen
,it ".ü- a".Ub'obiektiv den Charakter einer unter^g 223 St.G.B.'s fallenden'Mißhandlung'
;ü;;;ü;;";;llenjweil nach gewöhnlichem Sprachgebrauche unter'mißhandeln' led.iglich.ein
uningemessrnes, schlimmes oder übles, niemals aber ein rn srch vernüntttges und zveckmalsrges
Handeln zu verstehen sei ..."

so 7fiäiiil""aai)i aii a;" C*attrungaon Zuumd*ngm des Landes Brandmburganlä.fllicb dq cebnt
eincs Kindes tom 01.10.1994 (Auszus):
-b"r l"nd nt"ndenburs eewlhn ... äne Zu*endung bei der Cebun eines nach dem JO September
i 994 seborenen Kindes-.I Der Zrschuß wird gewähn als ein LandesErziehungsgeld für dte ersten
acht iebenswochen des Kindes ... Das sog. Landeserziehungsgeltl-wird als elnmalrger hestbetrag ln
Höhe von I �OOO,- DM je Kind gewähn .  . "
Der TagessPicgel aom 21.1 1'1994:
"Di"-br"J"nlrrgische Sozialministerin Hildebrandt hatte die Prämie mit dem Geburtenrückgang
h. . ' i i n r l c t

i';i;;;;;; iir*"e Nachricbtcn (Regionalbcilage Tagespiegel)-aom t0.01'199.6: -
:1" d;;rä."ü;r* Lrben über I 4'00ö Neugeboie.. e' in B.g"rüßrngsgeld aus der- Landeskasse.erhalten

.... *iL. ior..n'.rin Clau.diz Sz.r"s g.rti.. auf Anfragi mit ... Das Begrüßungsgeld habe keine

Aus-irkuÄeen auf einen Anstieg deiCebunenzahlen gehabt."

5l Vgl. Hooste-r, Abtre*ung im sähularen Staat, S' 102 :'- 
-r";. äi. n."i ir i.-r* dilses späteren Lebeniinteresses der Person P ist es völl ig gleichgültig, ob.P

"lt Fö,ur abeetrieben'oder ob'P gar nicht ersr gezeugl worden wäre. So oder so wäre l 'heute ntcht

"-i"..,. \{ lJnr ."r also aus P'! gegenwänigle_a Läbensinteresse ein Recht auf die notwendiqen

Vorausserzunsen seiner ietzigen-Eiisrenz alleiten wollte, so müßte man der entsprechenden

u".*tr"".i.r iElzelle ebJnso äin Rechr auf Befruchtung wie dem entsprechenden vorpersonalen

Fötirs ein Recht auf Nicht-Abtreibung zuerkennen!"

Joerden, in Freuer/Roedel (Hrsg.), Perin und Etbih, 1993, S' 126 Fn' l7:'..-Oi" 
tt i"f;s vertrerene TheseiUer.its die Potentialität der befruchteten Eizelle, sich zu ernem

ä,I"n..h.. iu ent*ickeln, sei qua Einräumung eines Lebensrechts zu schützen, scheint mir.wenig

"iri.u.ht".d. Denn dies'müdte konsequentörueise auch zu einem Schutz von unbefruchteten
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wenn sie Gottes Willen ihren Lauf läßt: Lebensverlängerung um jeden Preis durch
Einsatz aller möglichen medizinischen Maßnahmen darf unterlassen werden 47. Dies
sei "Ausdruck dafür, daß die menschliche Situation angesichts des Todes akzeptiert
wird" 48. - Am Rande: Redet nicht insbesondere die Rechtsprechung heute noch bei
jedem ärztlichen (Heil-)Eingriff von Körper-"Verletzung" 49?

Diese Überlegungen werden durch eine weitere unterstützt: Es wird von nie­
mandem ernsthaft erwogen, ein allgemeines ethisches oder gar strafrechtlich nor­
miertes Gebot der Erzeugung von Leben aufzustellen. Der Gedanke einer Pflicht,
Kinder zu zeugen, ist über die Idee eines "Begrüßungsgeldes" für Neugeborene nicht
hinausgekommen 50; der Satz Woody Allens, "Onanie ist Massenmord", findet (fast)
nur den Beifall der Kinobesucher 51. Im Gegenteil: Weibliche Jugendliche unter 16

•." im Zentralkomitee der deutschen Katholiken hieß es, eine einheitliche europäische Regelung
solle künstliche Befruchtungen bei Frauen jenseits der Wechseljahre verhindern. Die Präsidentin
der obersten Vertretung katholischer Laien in Deutschland, Rita Waschbüsch, sagte: 'Es gibt kein
Recht auf ein Kind.'"

47 BGHSt 37,376:
.... bei aussichtsloser Prognose darf Sterbehilfe '" entsprechend dem erklärten oder mutmaßlichen
Patientenwillen durch die Nichteinleitung oder den Abbruch lebensverlängernder Maßnahmen
geleistet werden, um dem Sterben ... seinen natürlichen, der Würde des Menschen gemäßen Verlauf
zu lassen."
BGHSt 40, 257:
.Bei einem unheilbar erkrankten, nicht mehr entscheidungsfähigen Patienten kann der Abbruch
einer ärztlichen Behandlung oder Maßnahme ausnahmsweise auch dann zulässig sein, wenn ... der
Sterbevorgang noch nicht eingesetzt hat."
Süddeutsche Zeitung (SZ) am 06.05.1996:
.Die katholische und die evangelische Kirche in Deutschland haben sich entschieden gegen jede
Form der aktiven Sterbehilfe ausgesprochen. Dagegen halten sie den Verzicht auf eine
lebensverlängernd!, Behandlung bei unheilbar Kranken für ethisch verantwortbar."

48 ]ohannes Paul 11, Uber den Wert und die Unantastbarkeit des Lebens, S. 144.
Küng, in ]ens/Küng, Menschenwürdig sterben, 1995. S. 46:
.Offensichtlich greift ein Patient auch nach konservativer christlicher Lehre nicht in die exklusiven
Rechte des Schöpfers ein, wenn er in dieser Weise eigenverantwortlich über die Stunde oder den
Tag seines Todes selber entscheidet."

49 Seit Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen (RGSt) 25, 375:
.Zunächst erscheint es verfehlt, ... den zum Zweck des Heilverfahrens vorgenommenen
chirurgischen Eingriffen in die Unversehrtheit des Körpers und der Gliedmaßen eines Menschen
schon um deshalb objektiv den Charakter einer unter § 223 St.G.B.'s fallenden 'Mißhandlung'
absprechen zu wollen, weil nach gewöhnlichem Sprachgebrauche unter 'mißhandeln' lediglich ein
unangemessenes, schlimmes oder übles, niemals aber em an sich vernünftiges und zweckmäßiges
Handeln zu verstehen sei ..."

50 Fördergrundsätze überdie Gewährung von Zuwendungen des Landes Brandenburg anläßlich der Geburt
eines Kindes vom 01.10.1994 (Auszug):
.Das Land Brandenburg gewährt ... eine Zuwendung bei der Geburt eines nach dem 30. Sel'tember
1994 geborenen Kindes ... Der Zuschuß wird gewährt als ein Landes-Erziehungsgeld für die ersten
acht Lebenswochen des Kindes ... Das sog. Landeserziehungsgeld-wird als einmaliger Festbetrag in
Höhe von 1.000,- DM je Kind gewährt .. ."
Der Tagesspiegel vom 21.11.1994:
.Die brandenburgische Sozialministerin Hildebrandt hatte die Prämie mit dem Geburtenrückgang
begründet ... "
Potsdamer Neueste Nachrichten (Regionalbeilage Tagesspiegel) vom 10.01.1996:
.ln Brandenburg haben über 14000 Neugeborene ein Begrüßungsgeld aus der Landeskasse erhalten
.... teilte Sprecherin Claudia Szczes gestern auf Anfrage mit ... Das Begrüßungsgeld habe keine
Auswirkungen auf einen Anstieg der Geburtenzahlen gehabt."

51 Vgl. Hoerster, Abtreibung im säkularen Staat, S. 102 :
.Für die Realisierung dieses späteren Lebensinteresses der Person P ist es völlig gleichgültig, ob P
als Fötus abgetneben oder ob P gar mcht erst gezeugt worden wäre. So oder so wäre P heute mcht
existent. Wenn man also aus P's gegenwärtigem Lebensinteresse ein Recht auf die notwendigen
Voraussetzungen seiner jetzigen Existenz ableiten wollte, so müßte man der entsprechenden
vorpersonalen Eizelle ebenso ein Recht auf Befruchtung wie dem entsprechenden vorpersonalen
Fötus ein Recht auf Nicht-Abtreibung zuerkennen!"
]oerden, in Frewer/Roedel (Hrsg.), Person und Ethik. 1993, S. 126 Fn. 17:
"Die häufig vertretene These, bereits die Potentialität der befruchteten Eizelle, sich zu einem
Menschen zu entwickeln, sei gua Einräumung eines Lebensrechts zu schützen, scheint mir wenig
einleuchtend. Denn dies müßte konsequenterweise auch zu einem Schutz von unbefruchteten
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Jahren wurden bis 1994 strafrechtlich lediglich vor verführung zu dem "Einen"

leschützt 
52, was nur mit der Gefahr der Schwängenrng zu begründen war s- Auch

ä.,. Irrr.rt (g 123 SIGB) und der bis 1969 srrafbare Ehebruch (g 172 SIGB) 5a be-

schränken sich ausschließlich auf den Beischlaf. Bislang hat nur die ,richtige" Verge-

waltigung ($ 177 SIGB) einen höheren Strafrahmen als die (sonstige) sexuelle Nöti-

gung (S iZä SrCn; 55; unterlassene Empfängnisvorsorge soll sogar nochmals straf-

i.fra"ri*a wirken i'. - Od., ein ganz anderes Beispiel: Fortp{lanzung unter Zuhilfe-

nahme einer ,,Ersatzmutter" ist verboten s7.

Allerdings geht es auch in diesen Fällen um Gottes Plan. Neues Leben soll nur in

der Ehe ".rtitÄ.n 58, und zwar als Folge der ,,eheiichen Pflichten" 5e, zu denen zu-

mindest früher auch ausdrücklich die Zeugung von Nachkommenschaft gerechnet

Eizellen und Samenzellen führen, tragen diese doch ebenfalls die Möglichkeit in sich, menschliches

Leben entstehen zu lassen.'
öä U"-iiii*liüii, öonut lnrit Conozici bezeichnete künstliche Empfängnisverhütun^g^als-Mord"
{irti-äri nTr"Uirber,in Hesselmann/Merhel (Hrsg.), Zur Dehatte über Euthanasie, 1991, S. 28:

-ö;;,..*i.höh;re a.. Z"trlä.i i.iiuidu." in d.rh.eg.l arch die Gesmtsumme an Lebensfreude
;."tlülilil'ttiä*it t^.r".h.. Üiitn"rismus zufolge eiie grundsätzliche Verpflichtung zur Zeugung

von Nachkomen."
52 S 152 I SIGB i.d.F. uon 1974 bis 1994:-- 

]V.i "i" fr,faä.'ti;;;;;;r r..-li".h" Jahren dazu verfüh.n, mit ihm den Beischlaf zu vollziehen,

I'i.ä--iift"itt.irsstrafe bis zt ein.m Jahr oder mit Geldstrafe bestraft'"
53 Siehe Horsth otte, Jilrtstenzeitang (JZ) 197a' 89 m.u'N'

vsl. auch BGHST 16, 175 (177):
:.:'*;;.;;;;i, '"'fa.ifirri". a.s Strafgesetzbuchs die Tatbestandshandlunq in d* Vollziehung

ä., ä"i..ltt"it u.i*[i, di"".rirl" j.denfalü ruch der verhinderung uneruünschter Zeugung."

54 RGSI 70,173:-' 
"'Eh.b;tr'Lt nu, bei Vollzug des Beischlafs, nicht auch bei unzüchtigem Verkehr anderer An
g e g e o e n . . .

SS t ;&r" l . , r i "UerdenBeschlufdesBundatagesaom0g.05. lgg6zueinemStr / indG:
.g l7l (Sexuelle Nötigung; Vergwaltrgung) . -
?it V"i .ln" andere P"ersän -it"ö.*J?, aüi'.h. Drohung mit ge*:nwäniger Gefahr iür Leib oder

llUrä.ääi-ii";'Ä;;i;"ü;-"r i"g", i" der das o"pfer där-Einwirk-ung des Täters schutzlos

ausgeliefen,ist, nö,tigt, sexuellö Handlungen ... vorzunehmen, wlrd mlt l'rerheltsstrate nrcnt unter

ernem lahr bestran.

56

57

5 8

59

li{irb.rond"rrrchwerenFdllenistdiesrrafeFreiheitsstrafe.nichtunterzweiJahren Einbesonders

['h;";;;;iii"" i;l;; R;.I ';r, wenn ... der Täter mit dem.Opfer den Beischlaf vollzieht.oder

ähnl iche sexuel le Handlungen an dem Opfer.vorntmmt,  dre dreses .besonders ernledrrFen,

insbesondere, wenn sie mit einem Eindnngen ln den KörPer verbunden slno (vergewdrrBung.,

BGHST 37, 15J (gegen BGH, NSIZ I 985, 21 5):
:ö;; S;;,'i l;, 'L-""i;..Z*.ii"i, daß die t'atsa,che des ungeschützten Geschlechts'erkehrs mrt

S;;;;;;ß i; äi. 5.6.a. zumessungserheblich sein kl:nn Ln der Rechtsprechunt war.nre

ffi;;;i,,"";'ä;ä,;" i", S,*fl"r.,rbrcü die Vollziehung des Beischlafs verbieret, dies.'jedentalls

," f - f ,ä. .Vir f , i "a"^.gu. . .o i i r r .hterZeugung'dient( l i 'GHSt 16,17.5,177). . . .Sowei t$ lTZSIGB

auch vor unge*ollterSch*angerschaft schützen soll, grerlt dleser Schutz schon eln' wenn es um

äi"-V;ll;.Ä';;i;t' i",U..,""J., ttt" um das Eindringä des Gliedes in den Sc[sjdenvorhof geht "

$ 1 N r . 7 E S c h A :
:Mi,'i;,üi;;rafe bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, we.r - es unternimmt, bei

. iner Frau,  welche berei t  ret ,  ihr  Kind nach der Geburt  Dr i t ten auf  l )auer zu uber lassen

ä;;;;;;;"ri,:i;" f.üri,tl.l. ri.f^chtung durchzufuhren oder auf sie einen menschlichen Embryo

zu übenragen."
BGHST 6,45 (53):
-öi. il,äl.i"6.anune will, daß sich der Verkehr der Geschlechter grundsätzlich.in der Finehe
läffii.f... i,.iia"r'Siri ""äa;äe.ie. d* V..["hr. das Kind.ist . . N-'ur.iq der Ordnung der Ehe

""a-i" a.. Gemeinschaft der Familie kann das Kind gedeihen und sich serner menschltchen

BestimmunR Remäß entfalten."
BCH lZiailieiat), NJW 1967' 1078:
:ö;f;;;;;;l#ihi"n .h"liih.n pflichten nicht schon damit, daß sie die Beiwohnung teilnahmslos

;;:h.il";1;ä;:V;;;";'ih;l;i;i;. ih..i v.,"nl"g'os odei a's anderen Gründen' zu denen die

Ü;i*;h"ü", 
-ei,i."i" 

e.hit;."; [";;, u.r.rgt"bl"ibt, im ehelichen Verkehr Befriedigung zu

f inden, ro fordert  d ie Ehl  von ihr  doch eine Gewährung tn ehel tcher Zunergung und

öoi.iü.*,*h"fr und verbietet es, Gleichgültigkeit oder \Wideruillen zur Schau.zu tragen. [Jenn

eJahrungseemäß vermag sich der Panner, der im ehelrchen Verkehr selne naturtlche uno letl!lme

;:#ää6'T;'rä;,;;Täi.b"'i, k;r- i"-4, mit der.bloßen Triebstilung zu begnüsen, ohne

drvon bärüFn zu *erden, was der andere dabei empftndet 
-
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Jahren wurden bis 1994 strafrechtlich lediglich vor Verführung zu dem "Einen"
geschützt 52, was nur mit der Gefahr der 5chwängerung zu begründen war 53. Auch
der Inzest (§ 173 5tGB) und der bis 1969 strafbare Ehebruch (§ 172 5tGB) 54 be­
schränken sich ausschließlich auf den Beischlaf. Bislang hat nur die "richtige" Verge­
waltigung (§ 177 5tGB) einen höheren Strafrahmen als die (sonstige) sexuelle Nöti­
gung (§ 178 5tGB) 55; unterlassene Empfängnisvorsorge soll sogar nochmals straf­
schärfend wirken 56. - Oder ein ganz anderes Beispiel: Fortpflanzung unter Zuhilfe­
nahme einer "Ersatzmutter" ist verboten 57.

Allerdings geht es auch in diesen Fällen um Gottes Plan. Neues Leben soll nur in
der Ehe entstehen 58, und zwar als Folge der "ehelichen Pflichten" 59, zu denen zu­
mindest früher auch ausdrücklich die Zeugung von Nachkommenschaft gerechnet

Eizellen und Samenzellen führen, tragen diese doch ebenfalls die Möglichkeit in sich, menschliches
Leben entstehen zu lassen."
Das bis 1917 gültige Corpus luris Canonici bezeichnete künstliche Empfängnisverhütung als "Mord".
Siehe auch Birnbacher, in Hegselmann/Merkel (Hrsg.), Zur Debatte über Euthanasie, 1991, 5.28:
"Da eine Erhöhung der Zahl der Individuen in der Regel auch die Gesamtsumme an Lebensfreude
erhöht, besteht dem klassischen Utilitarismus zufolge eine grundsätzliche Verpflichtung zur Zeugung
von Nachkommen."

52 § 1821 StGB i.d.F. von 1974 bis 1994:
"Wer ein Mädchen unter sechzehn Jahren dazu verführt, mit ihm den Beischlaf zu vollziehen,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft."

53 Siehe Horstkotte,]uristenzeitung(]Z) 1974,89 m.w.N.
Vgl. auch BGHSt 16,175 (177):
"... wo nach den Strafdrohungen des Strafgesetzbuchs die Tatbestandshandlung in der Vollziehung
des Beischlafs besteht, dienen sie jedenfalls auch der Verhinderung unerwünschter Zeugung."

54 R GSt 70, 173:
"Ehebruch ist nur bei Vollzug des Beischlafs, nicht auch bei unzüchtigem Verkehr anderer Art
gegeben .. ."

55 Siehe jetzt aber den Beschluß des Bundestages vom 09.05.1996 zu einem StrAndG:
,,§ 177 (Sexuelle Nötigung; Vergewaltigung)
(1) Wer eine andere Person mit Gewalt, durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder
Leben oder unter Ausnutzung einer Lage, in der das Opfer der Einwirkung des Täters schutzlos
ausgeliefert ist, nötigt, sexuelle Handlungen ... vorzunenmen, wird mit Freiheitsstrafe nicht unter
einem Jahr bestraft.
(2t ..·
(3 In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht unter zwei Jahren. Ein besonders
sc werer Faliltegt m der Regel vor, wenn ... der Tater mit dem Opfer den BeISchlaf vollz.,ehtoder
ähnhche sexuelle Handlungen an dem Opfer vormmmt, d,e dieses besonders ernledngen,
insbesondere, wenn sie mit emem Eindringen in den Körper verbunden sind (Vergewaltigung) .. ."

56 BGHSt 37,153 (gegen BGH, NStZ 1985, 215):
.Der Senat hat keinen Zweifel, daß die Tatsache des ungeschützten Geschlechtsverkehrs mit
Samenerguß in die Scheide zumessungserheblich sein kann. In der Rechtsprechung war nie
umstritten, daß, wo das Strafgesetzbuch die Vollziehung des Beischlafs verbietet, dies 'jedenfalls
auch der Verhinderung unerwünschter Zeugung' dient (BGHSt 16, 175, 177) ... Soweit § 177 StGB
auch vor ungewollter Schwangerschaft schützen soll, greift dieser Schutz schon ein, wenn es um
die Vollendung des Tatbestands, also um das Eindringen des Gliedes in den Schridenvorhof geht.»

57 § 1 Nr. 7 ESchG:
"Mit Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer ... es unternimmt, bei
einer Frau, welche bereit ist, ihr Kind nach der Geburt Dritten auf Dauer zu überlassen
(Ersatzmutter), eine künstliche Befruchtung durchzuführen oder auf sie einen menschlichen Embryo
zu übertragen."

58 BGHSt 6,46 (53):
"Die sittliche Ordnung will, daß sich der Verkehr der Geschlechter grundsätzlich in der Einehe
vollziehe, weil der Sinn und die Folge des Verkehrs das Kind ist ... Nur in der Ordnung der Ehe
und in der Gemeinschaft der Famtlie kann das Kind gedeihen und sich seiner menschlichen
Bestimmung gemäß entfalten."

59 BGH (Zivilsenat), N]W 1967, 1078:
"Die Frau genügt ihren ehelichen Pflichten nicht schon damit, daß sie die Beiwohnung teilnahmslos
geschehen läßt. Wenn es ihr infolge ihrer Veranlagung oder aus anderen Gründen, zu denen die
Unwissenheit der Eheleute gehören kann, versagt bleibt, im ehelichen Verkehr Befriedigung zu
finden, so fordert die Ehe von ihr doch eine Gewährung in ehelicher Zuneigung und
Opferbereitschaft und verbietet es, Gleichgültigkeit oder Widerwillen zur Schau zu tragen. Denn
erfahrungsgemäß vermag Sich der Partner, der 1m ehehchen Verkehr seme natürhche und legitime
Befriedigung sucht, auf die Dauer kaum jemals mit der bloßen Triebstillung zu begnügen, ohne
davon berührt zu werden, was der andere dabei empfindet."
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worden ist 60. Unfruchtbarkeit gilt als Eheaufhebungsgrund 61, eine Vergewaltigung

in der Ehe ist bislang keine 62, der verführer blieb straflos, wenn er sein opfer

heirarete 6r, die Tötung nichtehelicher Neugeborener durch die Mutter ist privile-

giert 64.

Dem entspricht es, daß allgemeine vorsorge gegen die Entstehung von.Leben

wiederum auch niem"trd treffen soll: So haben frühere Gesetze die Unfruchtbarma-

chung sogar im Rahmen der Abtreibungsvorschriften pönalisiert 65; auch heute darf

eine Kastration nur bei Vorliegen ganz enter Voraussetzungen vorgenommen wer-

60

6 1

RG (Ziailsnat), Höchstricbttlicbe Rechtsprechung (HRR) 1942, Nr' 780:
_b-"h;.h ii. ä;ndior. V.ie.*rg, Naclkomm"..schaii zu ezeugen, ... als ein schwerer Verstoß

eeqen die ehel]Pflichten dars"tellt, Iann keinem Bedenken unterliegen''
\ i2 I Ehcpesetz lEheG):
:il;h;;'".* k'.;n Xrfh.brng d.r Ehe begehren, wenn er.sich bei der Eheschließung,übu solche
persönlichen Eigenschaften des anderen Ehegatten gerrn. hat. dre lhn ber Kenntnrs oer )acnlage

IrJ-U.l "...iar;fii"i {vriii;gr"g aes \(esens &r Ehe 
""on 

der Eingehung der Ehe abgehalten haben

würde.'
Uillir-C;"auUu in Müncbener Kommmtar ztm Bürgerlicben Gesetzbuch (MüncbKomm), 3. Aufl.

1992. $ 32 EheG Rn. 36: 37:
_Eil;;;t;11Ä; iie;*h"ft bild.t die dauernde oder in absehbarer Zeit nicht behebbere,.absolute
ffi;;i"*; i|.i;;f""riir.Äliit .i, (Impor.nz) des Mannes.oder d.er,Frau, glerchgültig, ob sie

auf körperlichen oder seelischen Gründen beruht, sotern sle nrcht ledrFllch erne- Folge oes Alters

il'... äi;;';;;;""1i;[;-ii;;;;.[' i i i,t ".h die Zeugunssunfähig[eit des Mannes und die
Unfruchtbar'heit der Frau ..1
$ 177 I SIGB:
:\ü;;;i;;F;r" mit Gewalt oder durch Drohung mit gegenwäniger Cefah.r für Leib oder Leben

;;;'r;i;.;h;li.h." s"it.ttJ;;. ihm oder "inä D.itän nötigi, wird mit Freiheitsstrafe nicht

unter zwei lahren bestrafr."
Bschluß dei Bundntdpes aom 09'05.1996 zu einem StrAndG:
,,S 177V SIGB
ir"t ... d". oof", -it dem Täter verheiratet, so kann die Tat nichr verfolgt werden, wenn das opfer

widerspriclit, es sei denn, daß die strafverfolgungsbehö_rde ein besonderes öttentltches lnteresse an

i;;-s;;'"ü';tiilr* zui g.s"u". [alr. Ein Videisp*ch ist persönlich bis.zum Beginnder ersten

Hauprverhandlunim eritän Rechtszug vor dem Staatsanwdt od_er nach l';rhebung der ottentltcncn
Klasä auch vor dim Vorsirzenden des Gerichts, das mrt der Sache betallt tst, zu erklaren; oer

ViJerspruch kann nicht zurückgenommen werden ..-"
Beschluh des Bundesrates, Bundesiatsdruchsacbe @R' DrS) 3 49 /96,:

;ö;f,ffi;;;;; t."h"i-äi. Ei"f"ti-ng .in.s \irid.rspruchsrechts für mit dem Täter verheimtete

b"ä, "6:-nü; il-5ir"f;[, ;ir;"fige Sonde*egilung für.Ehegrnen bedeutet. keine Stärkung

dei- Opferautonomie. Vielmehr wird sich d?s verherrarere.Opter ln dtr (Jewaltbezlenung, ln oer es

il;ilT;;;;'i"ü;, p;;;;;, d.m fiy.hisch"n und-Phyiischen Druck des räters sowte auch

,.ii*.r"1"" UÄi"fd., ru.g.r.,r, ,"4.'n, uon sein.m Viderspruchsrecht Gebrauch zu machen."

S 182 II 2 SIGB i.d.F. bis 1994:
;Di.-ü.f;i'd J", f", it, ausgeschlossen, wenn der Täter die Verfühne geheiratet hat.'
\  217 SIGB:
]rii 'ei"J"rta"".., welche ihr nichteheliches Kind in oder gleich nach der Gebun tötet, wird mrt

Fiäiheitsstrafe nicht unter drei Jahren bestraft.
i2ii; ;i;U;;;il*eren Fällen iit die Strafe Freiheirsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren."
I'iotioe zu einem Strafgesetzbuch t'ür dcn Norddeutschm Bund, 1868:
-ö;;-iä;;; d;; ü;;h;l;.["; Kindes durch die Muttei ist fiEben der Vernichtung d.'s,neu

äi',""ia'."ä ir"...ü.J"ü."t t"aiitl.h die vernichtung des.Verhältnisses, in welchem dieueheliche
Mutter zum Kinde steht. Tödtet die Mutter dagegen das eheltche Krnd, so,zerrel.llt sle damlt nrcnl

;;;i; B;;ä;I;;[-*.i.[.J"' "."gebor.'e KT.ä mit der Fmilie, in weiche.es eintrin, verbunden

;;;. öi.-ilä,;;;ä.r "..frdi.ü""T.i"a", i" die Opposition gegen_die Folgen eines,lediglich
""iurti.tt.rn.tär*"r, &"-iöit".e des ehelichen Kin'des dagegei die-Oppositiön gegen den.durch

die Sitre leealisiän"natürlichen Proceß der Zeugung ... Die Gesetzgebung, welche ln der.l odtunq

des ehelich"en Kindes keine höhere Schuld erblickr, als in der Tödtun8 des unehelrch€n, bsrrl aul

;i;;;i-h'i;;i ';;--t;;;: ;;l.h"t Jen außerehelichen Beischlaf für elenso sittlich hdlt' wie den

ehelichen."
Kant. Metaolnsih der Sitten' Rechtslehre:
"ö;;';;;'häi,Jh;"Jd;. V.lrg.[o-mene Kind ist außerdem Ges.etz (denn das heißt.Ehe),,mithin
;;.1; ;;n;;ä; $huit a.ii.ß"", geboren. Es ist in d4s gg*gine !9pen gleichsam,eingeschlichen
(wie verbotene Ware), so daß dieses seine Existenz (werl es bllllg aut drese Art nrcht natte exrstleren

iollen), mithin auch ieine Vernichtung ignorieren kaln ...'
i;r-'h';;;;i;i" Ä"ri.bi b"g.ind.t die f ri"vilegierung dagegen mir der unwiderleglichen Vermutung
-cebunsbedincter Erreeung" der Mutter.
,{rt. 133 der Pänlkhm llaligoicbtsordnung Kark V. (PGO) pon I 532:
-i;; ,; ä";il .v""- *.ilfUlia Jrr.h b?r*"rg, .ssen oäer-d_rincken, eyn lebendiqlsndt abtreibt,
*". "t.h -".t oäer weib vnfruchrbar macht, so solch übel lürsetzllcher vnd bol5hatttrter verls

63

64

65
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worden ist 60. Unfruchtbarkeit gilt als Eheaufhebungsgrund 6\ eine Vergewaltigung
in der Ehe ist bislang keine 62, der Verführer blieb straflos, wenn er sein Opfer
heiratete 63, die Tötung nichtehelicher Neugeborener durch die Mutter ist privile­
giert 64.

Dem entspricht es, daß allgemeine Vorsorge gegen die Entstehung von Leben
wiederum auch niemand treffen soll: So haben frühere Gesetze die Unfruchtbarma­
chung sogar im Rahmen der Abtreibungsvorschriften pönalisiert 6\ auch heute darf
eine Kastration nur bei Vorliegen ganz enger Voraussetzungen vorgenommen wer-

60 RG (Zivilsenat), HächstrichterlicheRechtsprechung(HRR) 1942, Nr. 780:
.Daß sich die grundlose Weigerung, Nachkommenschaft zu erzeugen, ... als ein schwerer Verstoß
gegen die ehel. Pflichten darstellt, kann keinem Bedenken unterliegen."

61 § 32 1 Ehegesetz (EheG):
.Ein Ehegatte kann Aufhebung der Ehe begehren, wenn er sich bei der Eheschließung über solche
persönlichen Eigenschaften des anderen Ehegatten geirrt hat, die ihn bei Kenntnis der Sachlage
und bei verständiger Würdigung des Wesens der Ehe von der Eingehung der Ehe abgehalten haben
würde."
Müller-Gindullis in Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch (MünchKomm), 3. Aufl.
1992, § 32 EheG Rn. 36; 37:
.Eine persönliche Eigenschaft bildet die dauernde oder in absehbarer Zeit nicht behebbare, absolute
oder relative Beiwohnungsunfähigkeit (Impotenz) des Mannes oder der Frau, gleichgültig, ob sie
auf körl'erlichen oder seelischen Gründen beruht, sofern sie nicht lediglich eine Folge des Alters
Ist ... Eme persönhche Eigenschaft 1st auch dIe ZeugungsunfähIgkeIt des Mannes und dIe
Unfruchtbarkeit der Frau .. ."

62 § 177 1 StGB:
•Wer eine Frau mit Gewalt oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben
zum außerehehchen BeIschlaf mIt Ihm oder emem Dntten nötIgt, Wird mIt FreIheItsstrafe nicht
unter zwei Jahren bestraft." ..
Beschlußdes Bundestages vom 09.05.1996 zu einem StrAndG:
,,§ 177 V StGB
Ist ... das Opfer mit dem Täter verheiratet, so kann die Tat nicht verfolgt werden, wenn das Opfer
widerspricht, es sei denn, daß die Strafverfolgungsbehörde ein besonderes öffentliches Interesse an
der Strafverfolgung für gegeben hält. Ein Widerspruch ist persönlich bis zum Beginn der ersten
Hauptverhandlung im ersten Rechtszug vor dem Staatsanwalt oder nach Erhebung der öffentlichen
Klage auch vor dem Vorsitzenden des Gerichts, das mit der Sache befaßt ist, zu erklären; der
Widersl;'.ruch kann nicht zurückgenommen werden .. ."
BeschlUßdes Bundesrates, Bundesratsdrucksache (BR-DrS) 349/96:
.Der Bundesrat lehnt die Einführung eines Widersl'ruchsrechts für mit dem Täter verheiratete
Opfer ab. Diese im Strafrecht einmalige Sonderregelung für Ehegatten bedeutet keine Stärkung
der Opferamonomie. Vielmehr wird sich das verheIratete Opfer in der Gewaltbeziehung, in der es
mit dem Täter lebt, pertnanent dem psychischen und physischen Druck des Täters sowie auch
seines sozialen Umfeldes ausgesetzt sehen, von seinem Widerspruchsrecht Gebrauch zu machen."

63 § 182112 StGB i.d.F. bis 1994:
.Die Verfolgung der Tat ist ausgeschlossen, wenn der Täter die Verführte geheiratet hat."

64 § 217 StGB:
.(1) Eine Mutter, welche ihr nichteheliches Kind in oder gleich nach der Geburt tötet, wird mit
Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren bestraft.
(2) In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren.»
Motive zu einem Strafgesetzbuch für den Norddeutschen Bund, 1868:
.Die Tödtung des unehelichen Kindes durch die Mutter ist neben der Vernichtung des neu
entstandenen Menschenlebens lediglich die Vernichtung des Verhältnisses, in welchem die uneheliche
Mutter zum Kmde steht. Tödtet dIe Mutter dagegen das ehehche Kmd, so zerreißt sIe damIt nicht
nur die Bande, durch welche das neugeborene Kmd mit der Familie, in welche es eintritt, verbunden
ist. Die Tödtung des unehelichen Kindes ist die Opposition gegen die Folgen eines lediglich
natürlichen Vorganges; die T ödtung des ehelichen Kindes dagegen die Opposition gegen den durch
die SittelegalisiI:ten natürlich~n Proceß der Zeugung ... Die Gesetzgebung, welche in der Tödtung
des ehehchen Kmdes keme hohere Schuld erbhckt, als m der Tödtung des unehehchen, baslrt auf
einem ethischen System, welches den außerehelichen Beischlaf für ebenso sittlich hält, wie den
ehelichen."
Kant, Metaphysik der Sitten - Rechtslehre:
.Das uneheliche auf die Welt gekommene Kind ist außer dem Gesetz (denn das heißt Ehe), mithin
auch außer dem Schutz desselben, geboren. Es ist in das gemeine Wesen gleichsam eingeschlichen
(wie verbotene Ware), so daß dieses seine Existenz (weil es billig auf diese Art nicht hätte existieren
sollen), mithin auch seine Vernichtung ignorieren kann .. ."
Die herrschende Ansicht begründet die Privilegierung dagegen mit der unwiderleglichen Vermutung
.geburtsbedingter Erregung" der Mutter.

65 Art. 133 der Peinlichen Halsgerichtsordnung Karls V. (PGO) von 1532:
.!tem so jemandt eynem weibßbild durch bezwang, essen oder drinckefi;' eyn lebendig kindt abtreibt,
wer auch mann oder weib vnfruchtbar macht, so solch übel fursetzhcher vnd boßhafftlger weIß
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den 66. Eine ähnliche Beschränkung der Sterilisation ist zum Bedauern des Bundesge-
richtshofes 67 bisher nicht verabschiedet worden. - Der Gebrauch von Verhütungs-
mitteln, von der Katholischen Kirche heute noch in die Nähe der Abtreibung ge-
stellt 68, wurde jedenfalls bis zum Beginn der Aidswelle restriktiv reguliert: Die
Verbung für Verhütungsmittel war noch bis 1973 sogar strafbar 6e; der Automaten-

o /

beschicht, soll der mann mit dem schwen als eyn rodtschläger, vnnd die fraw so sie es auch an ;r
selbst thette, enrenckt oder sunst zum todt gestrafft werden."
\ 991 II. T;it Tit. 20 dcs Allpemeinen PrTußischen.Landrechts (ALR) aon 1794 regehe die

Ünfruchtbamachune einer -\Viibsperson" unier der Uberschrift: "Abtreibung der Leibesf rucht' '

S 14 ReicbscrbpesundEcitssesetz (RErbGesG) pon 1933:
]fi". Unf^.hib"rmachüne oder Schwanserschaftsunterbrechung, die nicht nach den Vorschrifren

äi.r., Gesetzes erfolet. soüie eine Entfeäung der Keimdrüsen iind nur dann zulässig, wenn ein

Ä.zt sie nach den Reäeln der Kunst zur Abwändung einer ernsten Gefahr für das Leben oder die

Gesundheit desienige;, an dem er sie vornimmt, unä mit dessen Einwill igung vollzieht "

$, 2 Kastrationsseseti (KastrG):

](t) Di. K"r,r"i ion durch.inen Arzt ist nicht als Körperverletzung stra{bar, wenn

l .  der  Bet ro f fene e inwi l l ie l  (S  3) ,
2. die Behandlune n".h JenEr|.rntnissen der medizinischen Vissenschaft angezeigt ist, um bei

dem Betroffenen"schwerwiegende Krankheiten, seelische störungen oder Leiden, die mit seinem

abnomen Geschlechtstrieb iut*-enhänq.., zu verhüten, zu heilen oder zu l indern,

3. der Betroffene das fünfundzwanzigste Löensjahr vollendet hat,
4. für ihn köroerlich oder seelisch dürch die Kaitration keine Nachteile zu erwarten sind, die zu

dem mit der Behandlung angestrebten Erfolg außer Verhdltnis stehen, und
i. j ie Behandluns nachä.ntrkenntnissen Jer medizinischen Wissenschaft vorgenommen wird.
(2) Unter den Vo"raussetzungen des Absatzes I Nr. l, 3 bis 5 ist die Kastration durch einen Arzt

l. i .[ d""" nicht als Körpärverletzung strafbar, wenn bei dem Betroffenen ein abnormer

ö"*trL.l,r. i i .U eegeben ist, der nach iiner Persönlichkeit und bisherigen Lebensführung die

B.*"hun* ,echtsiiätiser Taten im Sinne der $$ 175 bis 179, 183, 211-, 212,223 b.i.s 226 des

Stäfeeseizbuches eruihen ldßt, und die Kastration nach den Erkenntnissen der medtztntschen

ViriE"r.tt"t angezeigt ist, um dieser Gefahr zu begegnen und dmit dem Betroffenen bei seiner

künftigen Lebenifuhrung zu helfen.'
BGHST 20, 81:
-g, *ib. ("in. deutsche Strafuorschrift mehr, die freiwil l ige Steril isierungen mit Strafe bedroht.

Di.sä Ges.tzeslücke kann nur durch den Gesetzgeber geschlossen werden.'

BGH (Ziailsenat), NJW 1976, 1790:
-Bereits die Dis(rti ion um die freiwil l ise Steril isation, die vor allem durch die ... Entscheidung-rn

bCHSt ZO, 81 ff. belebt worden ist, zeigi, daß in unserer Gesellschaft eine gesichene Crundlage lür

ein sitt l iches Verdikt über eine freiw'i l l ige Steril isation, die nicht schon genetisch (eugenisch),

kriminoloeisch oder medizinisch indizien ist, nichr besteht ... Auch die Vechselwirkungen der

u.iJr.rur*l.".htl ichen \üenentscheidung mit der Sittenordnung dürfen nicht außer Betracht

bi.ib"n, *".nn "t darum Rehr, ob die Gericlte solcher Entscheidrn[ "ts dem innersten Bereich. der

Personiichk.it aus Grünäen äer Sitt l ichkeit.Beacht.ng zu t.rsagen-haben ...,\7ann eine freiwil l ige

Sterilisetion, die weder medizinisch, kriminologisch oder genetisch noch so.zlal lndr_zrert ßt,.autgrund

solcher Ab*äeuna zu mißbil l ieen ist, muß, iol"nge esl. einer verbindlichen Entscheidung des

Gesetzsebers lehltl d.r Entsche'idung des Einzelfalls vorbeha.lten bleiben.'
Siehe {"226, SrG B i.d.F. oon 1943 bii 1950:
;\ü", i. "nd.r"n als in den gesetzlich zugelssenen Fällen die Zeugungs- oder Gebarfähigkeit bei

.i..* and.r.n mir dessen"Einwill isunä oder bei sich selbst vorsätzlich zerstön oder durch

Bestrahlune oder Hormonbehandlu'ng äachhaltig stön, wird mit Gefängnis nicht unter drei

Monaten. i i  besonders schweren Fälleri mit Zuchthaus bestraft ..."

Iohannes'Paal II, Über den Wert und die Llnantdstbdrheit des menschlrcben Lebens, S' 40 f.:
-Sicherlich sind vom moralischen Gesichtspunkt her Empfängnisverhütung und Abtretbung threr

Än nach verschiedene Üb.l ... Ab.r troti dieses Unrerichiids in ihrer Natur und moralischen

Bedeutung stehen sie, a.ls Früchte ein und derselben Pflanze, sehr oft-in enger Beziehung zueinander

_ .  l . i J . i i . l , i  d . r ' " re "  Zusammenhang,  der  menta l i tä rsmäßig  z i i schen de iPrax is  der

Empfänenisrerhürrrg,"rd jener der Abtre'ibung besteht, immer mihr zutage; ds beweisen auf

"l". '*i"Änd. Veise j ich die An*endung chern'ischer Präparate, das -Anbringe.n mechanischer

Empfängnishemmer in der Gebärmutter und der Einsatz von Imptstollen, dte ebenso lercht wle

VeÄütu"nssmirtel verbreitet werden und in Virklichkeit als Abtreibungsmittel im allerersten

Entwicklu'ngsstadium des neuen menschlichen Lebens wirken.'
(  184 lNr .  32SIGBi .d .F .  b is  1973:

lMit Freiheitstrafe bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft,

ä.. .- in "in.r Srtte oder Anstanä verletzenden Veise Mittel, Gegenstände oder Verfahren -die zur

V"rhtitu"g uon Geschlechtskrankheiten oder zur Verhütung där Empfängnis.dienen, öffentl ich

,Jti"airrl anpreisr oder solche Mittel oder Gegensrände anii.em deh Püblikum zugänglichen

On auss ie l l t  . . . "
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den 66. Eine ähnliche Beschränkung der Sterilisation ist zum Bedauern des Bundesge­
richtshofes 67 bisher nicht verabschiedet worden. - Der Gebrauch von Verhütungs­
mitteln, von der Katholischen Kirche heute noch in die Nähe der Abtreibung ge­
stellt 68, wurde jedenfalls bis zum Beginn der Aidswelle restriktiv reguliert: Die
Werbung für Verhütungsmittel war noch bis 1973 sogar strafbar 6\ der Automaten-

beschicht, soll der mann mit dem schwert als eyn todtschläger, vnnd die fraw so sie es auch an jr
selbst thette, ertrenckt oder sunst zum todt gestrafft werden."
§ 991 Il. Teil Tit. 20 des Allgemeinen Preußischen.. Landrechts (ALR) von 1794 regelte die
Unfruchtbarmachung einer.Weibsperson" unter der Uberschrift: .Abtreibung der Leibesfrucht".
§ 14 Reichserbgesundheitsgesetz (RErbGesG) von 1933:
"Eine Unfruchtbarmachung oder Schwangerschaftsunterbrechung, die nicht nach den Vorschriften
dieses Gesetzes erfolgt, sowie eine Entfernung der Keimdrüsen sind nur dann zulässig, wenn ein
Arzt sie nach den Regeln der Kunst zur Abwendung einer ernsten Gefahr für das Leben oder die
Gesundheit desjenigen, an dem er sie vornimmt, und mit dessen Einwilligung vollzieht."

66 § 2 Kastrationsgesetz (KastrG):
.(1) Die Kastration durch einen Arzt ist nicht als Körperverletzung strafbar, wenn
1. der Betroffene einwilligt (§ 3),
2. die Behandlung nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft angezeigt ist, um bei
dem Betroffenen schwerwiegende Krankheiten, seelische Störungen oder Leiden, die mit seinem
abnormen Geschlechtstrieb zusammenhängen, zu verhüten, zu heilen oder zu lindern,
3. der Betroffene das fünfundzwanzigste Lebensjahr vollendet hat,
4. für ihn körperlich oder seelisch durch die Kastration keine Nachteile zu erwarten sind, die zu
dem mit der Behandlung angestrebten Erfolg außer Verhältnis stehen, und
5. die Behandlung nach oen Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft vorgenommen wird.
(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 N r. 1, 3 bis 5 ist die Kastration durch einen Arzt
auch dann nicht als Körperverletzung strafbar, wenn bei dem Betroffenen ein abnormer
Geschlechtstrieb gegeben Ist, der nach seiner Persönlichkeit und bisherigen Lebensführung die
Begehung rechtswidriger Taten im Sinne der §§ 175 bis 179, 183,211,212,223 bis 226 des
Strafgesetzbuches erwarten läßt, und die Kastration nach den Erkenntnissen der medizinischen
Wissenschaft angezeigt ist, um dieser Gefahr zu begegnen und damit dem Betroffenen bei seiner
künftigen Lebensführung zu helfen."

67 BGHSt 20,81:
.Es gibt keine deutsche Strafvorschrift mehr, die freiwillige Sterilisierungen mit Strafe bedroht.
Diese Gesetzeslücke kann nur durch den Gesetzgeber geschlossen werden."
BGH (Zivilsenat), NJW 1976, 1790:
.Berelts die Diskussion um die freiwillige Sterilisation, die vor allem durch die ... Entscheidung in
BGHSt 20,81 ff. belebt worden ist, zeigt,daß in unserer Gesellschaft eine gesicherte Grundlage für
em SIttlIches VerdIkt über eme freIwIllIge Stenhsanon, die nicht schon genetisch (eugenisch),
kriminologisch oder medizinisch indiziert ist, nicht besteht '" Auch die Wechselwirkungen der
verfassungsrechtlichen Wertentscheidung mit der Sittenordnung dürfen nicht außer Betracht
bleiben, wenn es darum geht, ob die Gerichte solcher Entscheidung aus dem innersten Bereich der
Persönlichkeit aus Grünoen der Sittlichkeit Beachtung zu versagen haben ... Wann eine freiwillige
Sterilisation, die weder medizinisch, kriminologisch oder genetisch noch sozial indiziert ist, aufgrund
solcher Abwägung zu mißbilligen ist, muß, solange es an einer verbindlichen Entscheidung des
Gesetzgebers fehlt, der EntscheIdung des Einzelfalls vorbehalten bleiben."
Siehe § 226b StGB i.d.F. von 1943 bis 1950:
"Wer in anderen als in den gesetzlich zugelassenen Fällen die Zeugungs- oder ~ärfähigkeitbei
einem anderen mit dessen Einwilligung oder bei sich selbst vorsätzlich zerstört oder durch
Bestrahlung oder Hormonbehandlung nachhaltig stört, wird mit Gefängnis nicht unter drei
Monaten, in besonders schweren Fällen mit Zuchthaus bestraft ..."

68 Johannes Paul II, Über den Wert und die Unantastbarkeit des menschlichen Lebens, S. 40 f:
.Sicherlich sind vom moxalischen Gesichtspunkt her Empfängnisverhütung und Abtreibung ihrer
Art nach verschiedene Ubel ... Aber trotz dieses Unterschieds in ihrer Natur und morahschen
Bedeutung stehen sie, als Früchte ein und derselben Pflanze, sehr oft in enger Beziehung zueinander
... Leider tritt der enge Zusammenhang, der mentahtätsmäßig zwischen der Praxis der
Empfängnisverhütung und jener der Abtreibung. besteht, immer mehr zutage; das beweisen auf
alarmIerende WelSe auch dIe Anwendung chemIscher Präparate, das Anbnngen mechamscher
Empfängnishemmer in der Gebärmutter und der Einsatz von Impfstoffen, die ebenso leicht wie
Verhütungsmittel verbreitet werden und in Wirklichkeit als Aotreibungsmittel im allerersten
Entwicklungsstadium des neuen menschlichen Lebens wirken."

69 § 184 I Nr. 3a StGB i.d.F. bis 1973:
.Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen wird bestraft,
wer ... in einer Sitte oder Anstand verletzenden Weise Mittel, Gegenstände oder Verfahren, die zur
Verhütung von Geschlechtskrankheiten oder zur Verhütung der Empfängnis dienen, öffentlich
ankündigt, anpreist oder solche Mittel oder Gegenstände an einem dem Publikum zugänglichen
Ort ausstellt .. ."
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verkauf von Prdservativen war verboten 70. - Der gemeinsame Nenner aller von der

Katholischen Kirche verpönten, von unserer Rechtsordnung allerdings inzwischen

geduldeten Spielarren (sehst ehelicher) Sexualität liegt darin, daß sie nicht zur Lebens-

ärrtrt"h,rrrg führ.n körrn.n 7r. Gorr und nicht der Mensch soll über die Entstehung

von Leberientscheiden. Ein Kind zu bekommen, sei eigenrlich immer gut und rich-

t io 72
' ^ b

Nun ist auch klar, daß die Nichteinmischung in Gottes Plan selbst in den hier

besprochenen Fragestellungen nicht immer voll durchgehalten.wird..Natürlich ret-

t"rr'A.zte Leben."Bei geistlg oder seelisch Behinderten darf eine Schwangerschaft

unter lJmsränden mit .]1.. M".ht verhindert werden 73. Beratung zur Verhinderung

70 BGHST 13,16:
-ver in !üarenautomäten an öffentlichen straßen oder Plätzen Gummischutzmittel (Präseruative)

i.lihlli. u"rl.or Sitte und Anstand schlechthin - gleichviel, ob andere anstöl5rge umstände noch

hinzutreten oder fehlen."
öi;h;;r;h- %; h un ssse r ic bt s hof (V G H) B a d e n' lVü tt t em ber g, B B I 9 5 8' 5 0 0,:

:ö;;Ä;;ä*;;.;;;rl"ir? "". p'aJ"i"ativän durch Straßen"'tömat.' ist *ahllos..in gegenständ[cher

ffi;ilir;-. il;.hä." Ä,.Ä","rr.rkauf bekommen Prdseruative, also.Gegenstände mit eindeuti6er

b.ri.h""" zum Geschlechtsverkehr, den gleichen Selbswerständlrchkettscharakter wle dre lm

iLi;il;i?.h, H;ib;;il;.;;,.n od., ii anderen Straßenauto-maten feilgehaltener Bonbons,

i^r.h"ntü.h"., Zigaretten usw. Der Automatenverkauf durch Straf!enautomaten stellt l 'rtseruatlve

;ä1äli:^üö;b?;;-.ü;ik;i i-g;;.r"*r["n r"- Cemeingebrauch. der mit einer Münze beliebig

rnd selbitterständlich erkauft werden kann'"
71 Koch, Anfangsgründe des peinlic.ben Rechts, 1790, 5^342: ,

-Die Sodomre *,ra "ut a..ii".-li. 6. Ü.iä"g.", 
"Enr*"d., 

treibt yemand,mit sich selbst, oder mit

i4ää;;ä;;;i,Ti,*";-Ü;;tt. fi,ui er es mit Menschen, so gehören diese enrweder zu

d"*.Ib"", oder zu einem verschiedenen Geschlecht. In jerem Fall tretbt entweder.Mann mlt

rvi*. ää'.i "i* lit"iU.p"rroi-li ' i in.r V"ßip"..o" Unzucht; in diesem ist die Sodomie ebenfalls

zwiefach. Es wird nämfich entweder ein Glied des Körpers gebraucht, welches nlcht zur zeugung

[.*i*t i", oder die Unzucht wird nicht auf eine natüilichJAn tollbracht "

Bild am 22.02.1997, S. 1:
-ffS,;;;;;;ilöiJ-S.* nu, "6 Vorspiel zum Gesch_lechtsverkehr erlaubt, entschied das Oberste

ä:;ili;!;#"h;aÄ s,"iiri*r.r. Arisonst.n handele es sich um eine verbotene'.'unnatürliche

il;äi;;i;iö;i.i"".rt a"." i.' eall, wenn der Pannerein'erstanden ist. Außerdem gilt es nur

;:ää;1"#;1 ;;irll.,iitlenn"rr rnd Frauen, denn oral-Sex darf kein Ersatz fur den nitürlichen

Geschlechtsverkehr sein."
72 OLG BambersBiailsnat), NIW 1969' 1685:- 

-ri"a.i "aiÄ'na.h de.'ihi'istlich-h.m"nistischen Kulturvorstellungen. wie.sie unserer Rechts-

l;äö:,"1il;;fi.*il;;;;;;i.ii"!.n, "1. b.,o"d.rs hohe vene,-mögen sie aus persönlichen,

;;ä;ili;;ilä;;:;;i".t.;"i;;s";[.n im Ei"zelf"il auch noch so unewünscht sein; die Gebun

;; ; "ä i ; ' -E; i ; ; ; " r  e in.s I i i tdes l i "n i . i "ht  a ls Schadens{al l .angesehen werden, denn etne

W.nte*irkli.huns läßt sich nicht zugleich als Scheden qualifizieren -

Löuc, Vusicherungirecht (VersR) 1969' 574:
-Da Eheleute. die *n.,r".d.irärl"irt.n, di" Sindu"g an die Rechtspflicht.zum Unterhalt ehelicher

Kind.r  let r t i ich aus selbst  zu verantwonender FntscheidunB'erngehen, l legt  daher tn oer

ö;l;;U;;h;;* .i.". S.h"ä.1"1, d.t-i" J"i Ü ni".h"t,rpfl icht gegÄtibei einem-uniewolltm Kinde

besteht. ein mir äem Vesen der Ehe und der Familie nrcht zu verelnbarendes.verlan_gen. Lres gilt

il; ';:;;: *."iä1. ett.il"ii i- elnr.lf"ll auf Grund der Befolgung ärztlicher Ratschläqe ...

dri""i "."tr", haben, daß ihr Verkehr ohne Folgen bleiben werde ' mag auch " ern nocb so

gravierendes Verschulden eines Dritten vorltegen '-
73 K 1 905 I BürRerlichcs Gesetzbuch (BGB):'' 

:#;;iltä'9;;;;ii;i;iti;;' iff-ii-.ine'' Sterili."tion des Betreuten, in die dieser nrcht einwilligen

kann, so kann der Betreuer nur etnwtllrgen, wenn
i. äi" St.tili."ti"n dem \üillen des Betre-uren nichr widerspricht,
2. der Betreute auf Dauer einwilligungsunfihig bleiben wrrd,
3. anzunehmen ist, daß es ohne die Srerilisation zu erner Schwangerechatt kommen mroe'

+. ;i"i". äi.r., s.i,*rne..;'h.f.lin.-ö"f"iiifü. d* Leben oder die Gefahr einer schwerwtegenden

ili;;;%hä;;ä;r-k?;;;;il;h;; od., seelischen Gesundheitszustandes der Schwangeren zu

;ä;;;;;;?;fi*i.üi"ii ""-t,u".e \ü.i'. abgewendet werden könnte' und .
;. il 

-S;i,;;ü;t.hrfr 
ni.l" d"i.ti "nd.r. ru*rrB"re Mittel verhindert *erden kann. ..

ärIi.r,l;iä.ära'.ä.i"üiru.äi.l..i;*l* C"i"ndheitszustand der Schwmgerengilt auch dre

äir l i l " . i " . ' " " ' . i ; ; ; ; ' ; ; i  ; |h; i ; ; ; ; ;  Leld 's,  d"s ihr  drohen würde'  wer l  vormund-

iü"?i.""ii.-rirri.rr. Ira"a""m"", ai. -i, f,to. Trennung vom Kind verbunden wären ($$ 1656'

i666a),"gegen sie ergriffen werden müßten'"
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verkauf von Präservativen war verboten 70. - Der gemeinsame Nenner aller von der
Katholischen Kirche verpönten, von unserer Rechtsordnung allerdings inzwischen
geduldeten Spielarten (selbst ehelicher) Sexualität liegt darin, daß sie nicht zur Lebens­
entstehung führen können 71. Gott und nicht der Mensch soll über die Entstehung
von Leben entscheiden. Ein Kind zu bekommen, sei eigentlich immer gut und rich­
tig 72.

Nun ist auch klar, daß die Nichteinmischung in Gottes Plan selbst in den hier
besprochenen Fragestellungen nicht immer voll durchgehalten wird. Natürlich ret­
ten Ärzte Leben. Bei geistig oder seelisch Behinderten darf eine Schwangerschaft
unter Umständen mit aller Macht verhindert werden 73. Beratung zur Verhinderung

70 BGHSt 13, 16:
»Wer in Warenautomaten an öffentlichen Straßen oder Plätzen Gummischutzmittel (Präservative)
feilhält. verletzt Sitte und Anstand schlechthin - gleichviel, ob andere anstößige Umstände noch
hinzutreten oder fehlen."
Siehe auch Verwaltungsgerichtshof(VGH) Baden-Württemberg, BB 1958,500:
»Der Automatenverkauf von Präservativen durch Straßenautomaten ist wahllos in gegenständlicher
Hinsicht ... Durch den Automatenverkauf bekommen Präservative. aho Gegenstände mit eindeutiger
Beziehung zum Geschlechtsverkehr, den gleIChen Selbstverständlichkeitscharakter wie dIe Im
Nebenschacht desselben Automaten oder in anderen Straßenautomaten feilgehaltenen Bonbons,
Taschentücher, Zigaretten usw. Der Automatenverkauf durch Straßenautomaten stellt Präservative
wie alltägliche Gebrauchsartikel gewissermaßen zum Gemeingebrauch. der mit einer Münze beliebig
und selbstverständlich erkauft werden kann."

71 Koch, Anfangsgründe des peinlichen Rechts, 1790, § 342:
»Die Sodomie wird auf dreifache Art begangen: Entweder treibt jemand mit sich selbst, oder mit
Menschen oder mit Thieren Unzucht. Thut er es mit Menschen. so gehören diese entweder zu
demselben. oder zu einem verschiedenen Geschlecht. In jenem Fall treibt entweder Mann mit
Mann, oder eine Weibsl'erson mit einer Weibsperson Unzucht; in diesem ist die Sodomie ebenfalls
ZWiefach. Es WIrd nämlich entweder em Glied des Körpers gebraucht, welches mcht zur Zeugung
bestirnt ist. oder die Unzucht wird nicht auf eine natürliche Art vollbracht."
Bild am 22.02.1997, S. 1:
»In Singapur ist Oral-Sex nur als Vorspiel zum Geschlechtsverkehr erlaubt. entschied das Oberste
Berufungsgericht des Stadtstaates. Ansonsten handele es sich um eine verbotene, 'unnatürliche
Handlung'. Das ist auch dann der Fall. wenn der Partner einverstanden ist. Außerdem gilt es nur
beim Lieoesspiel zwischen Männern und Frauen. denn Oral-Sex darf kein Ersatz für den natürlichen
Geschlechtsverkehr sein."

72 aLG Bamberg (Zivi/senat), N]W 1969,1685:
»Kinder gelten nach den christlich-humanistischen Kulturvorstellungen. wie sie unserer Rechts­
und Gesellschaftsordnung zugrunde liegen. als besonders hohe Werte, mögen Sie aus persönlichen.
wirtschaftlichen oder sozialen Erwägungen im Einzelfall auch noch so unerwünscht sem; die Geburt
und die Existenz eines Kindes kann nicht als Schadensfall angesehen werden. denn eine
Wertverwirklichung läßt sich nicht zugleich als Schaden qualifizieren."
Löwe, Versicherungsrecht (VersR) 1969,574:
»Da Eheleute, die miteinander verkehren. die Bindung an die Rechtspflicht zum Unterhalt ehelicher
Kinder letztlich aus selbst zu verantwortender Entscheidunt"eingehen. liegt daher in der
Geltendmachung eines Schadens, der in der Unterhaltspflicht gegenüber einem ungewollten Kinde
besteht, ein mit dem Wesen der Ehe und der Familie mcht zu vereinbarendes Verlangen. Dies gilt
auch dann, wenn die Eheleute im Einzelfall auf Grund der Befolgung ärztlicher Ratschläge ...
darauf vertraut haben. daß ihr Verkehr ohne Folgen bleiben werde .... mag auch ... ein noch so
gravierendes Verschulden eines Dritten vorliegen ... "

73 § 1905 JBürgerliches Gesetzbuch (BGB):
»Besteht der ärztliche Eingriff in einer Sterilisation des Betreuten, in die dieser nicht einwilligen
kann, so kann der Betreuer nur einwilligen, wenn
1. die Sterilisation dem Willen des Betreuten nicht widerspricht,
2. der Betreute auf Dauer emwI1ligungsunfähig bleiben WIrd. .
3. ~nzunehmen 1St. daß es ohne dIe Stenlisatlon zu emer Schwangerschaft kommen wUrde.
4. mfolge dIeser Schwangerschaft eme Gefahr für das Leben oder dIe Gefahr emer schwerWiegenden
Beeinträchtigung des körperlichen oder seelischen Gesundheitszustandes der Schwangeren zu
erwarten wäre, die mcht auf zumutbare WelSe abgewendet werden könnte, und
5. die Schwangerschaft nicht durch andere zumutbare Mittel verhindert werden kann.
Als schwerwiegende Gefahr für den seelischen Gesundheitszustand der Schwangeren gilt auch die
Gefahr eines schweren und nachhaltigen Leides, das ihr drohen würde. weil vormund­
schaftsgerichtliche Maßnahmen, die mit ihrer Trennung vom Kind verbunden wären (§§ 1666,
1666a), gegen sie ergriffen werden müßten."
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unervünschter Empfängnis wird (schwangeren!) Frauen staatiicherseits kostenlos

angeboren 7a. ,,Verhüten - null Problemo" bieden sich die Bundeszentrale für ge-

r.rttdh.itli.h. RufklärungJüngeren an 75. - Andererseits: Ein Abtreibungsverbot selbst

Vergewaltigter mag nicht nur der Papst Bosnierinnen nahelegen 76. 
Jegliche Blut-

tr"nif,rrionen oder Organtransplantationen lehnen zwar lediglich Sekten wie die

Zeugen Jehovas ab - aber unter erstaunlicher Nachsicht der Rechtsprechung z. Dies

bekiafrigt nochmals, woher dieses ethische Prinzip stammt: Aus der christlichen,

oder vielmehr aus der kirchlichen Dogmatik. Vor allem bei denjenigen, deren Ge-

schichte mit Hexenverbrennungen, Kreuzzügen und Glaubenskriegen verbunden

74 S 5 II 2 Scbuanpsschaftshonflihtgesetz (ScbKG):
öi. B.;;;; i"t.rri.ht"t'"rf fuunsth der'schwangeren auch über Möglichkeiten, ungewollte
Schwangerscliafren zu vermeiden."
v.rb"n? i" d"r t<undenzeitschrift einer Hamburger-Kette für u.a. ein "Kurzinfo im comicstil".
ioio"iiiPo"l tt, Über die LJnantastharkait des mcriscblichen Lebms, S I38 f: .'-ir,Ili 

J.i Ä"t.riiät, die Christus Perrus und seinen Nach{olgern übenragen hat, erkläre ich ... daß
ä," J;i.t ,., ä"r h.iär Js Ziel oder Mittel ge*ollte Abtreibung'immer einschweres sitt[ches Vergehen
darstelh, nämlich die vorsätzliche TöJung.eines-unschul.dt6en Menschen ... Kern Umslmd, keln
Z;;;t;,-t;l; C;;eJ wird iemals eine Hanälurg für die VeIt sratthaft machen können, die in sich
unerlaubt ist, weil sie dem Gesetz Gottes widerspricht ...'
Kommissariat der deutschen Bischöle an 23'06 1970:
-A;ß;;;"r medizinischen lndikätion können andere Begründungen fur die Straf{reihe.it- etner
tai"n" *"rd."den Lebens nicht anerkannt werden. D* gilt nicht ntr fur die soziale und für die
"*."l"r.t. i"iikation, sondern auch für den Fall ein"er durch Notzucht aufgezwulgenen
i;fi;;;;;;t.litft. D", "n d., Frau begangene Verbrechen kann die Tötung des in ihrem Schoße
*".hr"n"d.n schuldlosen Kindes nich"t rächtfenigen. Es hieße Unrecht dürch neues und noch
schlimmeres Unrecht wiederqutmachen zu wollen'u
Franh{urter Allsemeine Zeituip (FAZ) aom 24.02'1992, S' 3:
Ti; {,i;;;.h; i"h.. "lt"r i.isc'hes MEdchen ist als Opfe.r einer .weihnachtlichen. Vugewaltigung
schwanger geworden und will jetzt in London abtreiben lassen, doch ern Gerrcht.ln l)ublrn hat dre
Reise u'nreisaet, zunächsr in erster Insranz. Die Revisionsverhandlung_eröttnet der C)berste
Gerichtshof an-diesem Montag. Die Vedassung der katholischen Nation verbietet dte Abtretbung.-

75

BGHST 2 ,381:
-A;r. Üri,. iür*t ung der Schwangerschaft darf nur wegen ernster Gefahr für Leib oder Leben der

ö;h;;;;;;;;-"i;ht ""u, "nd...n Gitinden behördlich ge-stattet werden, insbesondere nicht deshalb,

*eil die"Schwaneerschaft aus einer Notzucht herrühn."
n n,ü9rpE ^iZ,9,S |S"e.n OLG Stuttgart, Mona*scbrift für Deutsches Recht [MDR] 1964, 1024 in der

Rlerchen Sacner:
:bi; ; i ;h-;;; Art. 4 Abs. 1 GG ergebende Pflicht.aller öffentl ichen Gewalt, die. ernste

öt""S.rif iü*",ie;ne ir *. ir.*"n G.ärzen zu respektieren, muß zu_einem Zurückweichen des

Strafrechts iedenfil ls i lann führen, wenn der konkrete Konflikt zwischen etner nach allSemernen

Ä"..6-*"i"" S.ri"h..d.r Rechtsp{licht und einem Glaubensgebot den Täter in eine seelische

b;J;*;; i. B;i";. J.ie"e."üb.t die kriminelle BestrafunB, die ihn zum Rechtsbrecher stempelt,

sich als"eine ubeimäßigä ünd daher seine Menschenwürde verletzend,e soziale (eaktror darstellen

würde ... Die Anwendüne dieser Grundsätze auf den vorliegenden Fall ergibt, daß das Landgericht

und das Oberlandesg..ic[t die Ausstrahlungswirkung des An. 4 A!s.. I GG bei der. Auslegung u.nd

Är*"ndun" des $ j"lgc SIGB verkannt haben. DerriBeschwerdeführer kann nicht vorgeworten

;;;;;, i"A "i.r"rnt.rl"rr"n hat, seine Frau entgegen seiner Glaubensüberzeugung zuiAufgabe

ihrer damit übereinstimmenden Glaubensüberzeügüng zu überreden 
'

OLG Hamm, NJV 1958,212:

,-p-1. Hli i.t. i ' .r" 'rg war nach Auffassung des Senats ... nicht erforderlich ... Der Angeklagte mßte,

ä;ß, ;;;; ;;;; i t"rt Ji.Tutti-*ung nicht eneilte, der Vormundschaftsnchter mrt Srcherheit die

rechrlichen Voraussetzungen für d.n"Bl.t"rsrausch schaffen würde ... lm tibrigen wäre, selbst wenn

-""-i"-i i f.r i.Ji;hk.i.ä". Zustimung des Angeklagten beiahen wollte, *m Angeklagten die

Eneilune der Zustimmung zu diesem Zeitpunkt nicht zumutbar Bewesen. Der AnBeklagte' der

sich duräh ein von ihm ern-st genom-.res ieligiöses- Gebot an der ZustimmunF Fehlndert 
sah und

;I""ü*,-ä";; i l  di. 2"., i--"äg schwere-Schuld auf sich zu nehmen, mßte, daß,dem Kind, auch

i;;;; ' ;;; i ;-Z"r;i--rng teru"eigene, die medi' inisch erforderliche Hilfe zuterl werden würde.

\ülä m"n die p.rsönlichJn Intereisen des Angeklagten und die seinem Kind drohende Leibesgefahr

*.*E".i"""a-.t '"U, * *tird. es nach Auffass"ung ä.s Sen"ts_zu weit gehen, vom.Angeklagten zu

ieilangen, gegen ein von ihm bejahtes göttl iches Gebot und damrt gegen.seln (iewrssen zu handeln,

";;; i l-äJ-"t; i-""Jr.h"fr. l- i.ht.i und dem Sorgerechtspfie-gtr die für diese zveifelsfreie

Entscheidung abzunehmen."

Wozu eigentlich Medizinethik? 79

unerwünschter Empfängnis wird (schwangeren!) Frauen staatlicherseits kostenlos
angeboten 74. "Verhüten - null Problemo" biedert sich die Bundeszentrale für ge­
sundheitliche AufklärungJüngeren an 75. - Andererseits: Ein Abtreibungsverbot selbst
Vergewaltigter mag nicht nur der Papst Bosnierinnen nahelegen 76. Jegliche Blut­
transfusionen oder Organtransplantationen lehnen zwar lediglich Sekten wie die
Zeugen Jehovas ab - aber unter erstaunlicher Nachsicht der Rechtsprechung 77. Dies
bekräftigt nochmals, woher dieses ethische Prinzip stammt: Aus der christlichen,
oder vielmehr aus der kirchlichen Dogmatik. Vor allem bei denjenigen, deren Ge­
schichte mit Hexenverbrennungen, Kreuzzügen und Glaubenskriegen verbunden

74 § 5 JI 2 Schwangerschaftskonfliktgesetz (SchKG):
Die Beratung unterrIchtet auf Wunsch der Schwangeren auch über Möglichkeiten, ungewollte
Schwangerschaften zu vermeiden."

75 Werbung in der Kundenzeitschrift einer Hamburger-Kette für U.a. ein "Kurzinfo im Comicstil".
76 johannes Paul JI, Uber die Unantastbarkeit des menschlichen Lebens, S. 138 f:

"Mit der Autorität, die Christus Petrus und seinen Nachfolgern übenragen hat, erkläre ich ... daß
die direkte, das heißt als Ziel oder Mittel gewollte Abtreibung lffimer ein schweres sittliches Vergehen
darstellt, nämlich die vorsätzliche Tötung eines unschuldigen Menschen ... Kein Umstand, kein
Zweck, kem Gesetz Wird Jemals eme Hanalung für die Welt statthaft machen können, die m Sich
unerlaubt ist, weil sie dem Gesetz Gottes widerspricht ...«
Kommissariat der deutschen Bischöfe am 23.06.1970:
"Außer der medizinischen Indikation können andere Begründungen für die Straffreiheit einer
Tötung werdenden Lebens nicht anerkannt werden. Das gilt nicht nur für die soziale und für die
eugenische Indikation, sondern auch für den Fall einer durch Notzucht aufgezwungenen
Schwangerschaft. Das an der Frau begangene Verbrechen kann die Tötung des in Ihrem Schoße
wachsenden schuldlosen Kindes nicht rechtfenigen. Es hieße Unrecht durch neues und noch
schlimmeres Unrecht wiedergutmachen zu wollen.«
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) vom 24.02.1992, S. 3:
"Ein vierzehn Jahre altes irisches Mädchen ist als Opfer einer weihnachtlichen Vergewaltigung
schwanger geworden und will jetzt in London abtreiben lassen, doch ein Gericht in Dublin hat die
Reise untersagt, zunächst in erster Instanz. Die Revisionsverhandlung eröffnet der Oberste
Gerichtshof an diesem Montag. Die Verfassung der katholischen Nation verbietet die Abtreibung.«
BGHSt 2, 381:
"Eine Unterbrechung der Schwangerschaft darf nur wegen ernster Gefahr für Leib oder Leben der
Schwangeren, nicht aus anderen Gründen behördlich gestattet werden, insbesondere nicht deshalb,
weil die Schwangerschaft aus einer Notzucht herrühn.«

77 BVerfGE 12, 98 (gegen OLG Stuttgart, Monatsschrift für Deutsches Recht [MDRj 1964, 1024 in der
gleichen Sache):
"Die sich aus Art. 4 Abs. 1 GG ergebende Pflicht aller öffentlichen Gewalt, die ernste
Glaubensüberzeugung in weitesten Grenzen zu respektieren, muß zu einem Zurückweichen des
Strafrechts jedenfalls dann führen, wenn der konkrete Konflikt zwischen einer nach allgemeinen
Anschauungen bestehenden Rechtspflicht und einem Glaubensgebot den Täter in eine seelische
Bedrängnis bringt, der gegenüber die kriminelle Bestrafung, die ihn zum Rechtsbrecher stempelt,
sich als eine übermäßige und daher seine Menschenwürde verletzende soziale ~~ktion darstellen
würde ... Die Anwendung dieser Grundsätze auf den vorliegenden Fall ergibt, daß das Landgericht
und das Oberlandesgericlit die Ausstrahlungswirkung des An. 4 Abs. 1 GG bei der Auslegung und
Anwendung des § 330c StGB verkannt haben. Dem Beschwerdeführer kann nicht vorgeworfen
werden, daß er es unterlassen hat, seine Frau entgegen seiner Glaubensüberzeugung zur Aufgabe
ihrer damit übereinstimmenden Glaubensüberzeugung zu überreden.«
OLG Hamm, NjW 1968,212:
"Die Hilfeleistung war nach Auffassung des Senats ... nicht erforderlich '" Der Angeklagte wußte,
daß, wenn er selbst die Zustimmung nicht eneilte, der Vormundschaftsrichter mit Siclierheit die
rechtlichen Voraussetzungen für den Blutaustausch schaffen würde ... Im übrigen wäre, selbst wenn
man die Erforderlichkeit der Zustimmung des Angeklagten bejahen wollte, dem Angeklagten die
Eneilung der Zustimmung zu diesem Zeitpunkt nicht zumutbar gewesen. Der Angeklagte, der
sich durch ein von ihm ernst genommenes religiöses Gebot an der Zustimmung gehindert sah und
glaubte, durch die Zustimmung schwere Schuld auf sich zu nehmen, wußte, daß dem Kind, auch
wenn er die Zustimmung verweigene, die medizinisch erforderliche Hilfe zuteil werden würde.
Wägt man die persönlichen Interessen des Angeklagten und die seinem Kind drohende Leibesgefahr
gegenemander ab, so würde es nach Auffassung des Senats zu welt gehen, vom Angeklagten zu
verlangen, gegen ein von ihm bejahtes göttliches Gebot und damit gegen sein Gewissen zu handeln,
nur um dem Vormundschafts richter und dem Sorgerechtspfleger die für diese zweifelsfreie
Entscheidung abzunehmen.«
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ist und die heute noch die Todesstrafe beiahen, wenn sie Gottes Plan verwirklichtTt,

erweist sich die Doktrin der Heiligkeit des Lebens ohnehin als brüchig'e.

Allerdings ist zu konstatieren, daß ein stringentes Lebensschutz-Primat Konse-

quenzen häite, die weitreichend wären, vielleicht sogar die ganze Gesellschaft ver-

ärrderten. Müßte dann nicht ,,jedermann damit rechnen, ... auf offener Straße zu

einer Blutspende gezwungen zu werden" to oder sogar Angsl 1L 
sein Nierenpaar

haben? p"s tn.titut des r-echtfenigenden Notstandes ($ 34 SIGB) legt ein solches

Ergebnis nahe, überwiegt die Heilfukeit des I ebens alles andere 8t. - F{ätte man sich

.hä, ,rr- Krüppel schlJgen zu l"ss.rr, als daß man den Angreifer in Notwehr ($ 32

stGB) töten dtirfte "? D1e Richtigkeit einer solchen 
'!üertentscheidung haben sich

bisher wohl allenfalls die Gewissensprüfer von \(iehrdienstverweigerern darlegen

lassen wollen 8r. - weiter: Müßten dann nicht auch der ,,tendenzielle" und der

,subintentionale" Suizid 8a verhinden werden, wären also etwa der Alkohol- und

Iohannes Paul IL Über den lYut und die [Jnantastbarheit des **tr5llgben I,ebms, S. 125: ..,"it;'ff;i,lä 
i# t;ä;;;.;Lj ;"n i" &. opiit g,ner strafjustiz eingeordnet werden, die immer

;-.1; d;; wü;ä; d.. M"rr.h.n'rnä;;i1.ü;; E;ies Goties PIan üezüglich des Menschen,und

J"iö"Jti.n"ft ""ispre.h.n toll ... Ausmaß und An der-Strafe ' dürfe.1 " in schwcruteqendsten

Feit.r"-a"i helß,, *ärt d.r Schutz der Gesellschaft nicht mderj möqlich sern sollte. .. brs zum

Ärh.ää. .aJich der Verhängung der Todesst rafe gegen den Schuldigen' gehen''

Kuhse. Die ..Heilisheit des Lebeni in der Medizin, S' 24: ,,-V:ä";t"*J:ä;ßäL;Ä;;;.; 
a.i H.iiigt .i, a"s L.ebens.absolut ist, soll das nicht heißen, daß

äas Verbot. i4enschen zu töten, immer als universell- gültrg.anff)sehen wrrd' denn dles' mroe

;:iil;.'ffi;näil;;iiil; ü"ä.*"" ""a die Todesstrafe"und"das Töten in Notwehr ausschlteßen

-. öäi;il;;;ä.i'A.lfigL"ir-ä;. L.U."r *iUi"tet nur- das absichtliche Töten unschuldigen

-."rrif,"f i.ü"" L.'ü"* O"Äi ;ri es diese, Lehre zufolge nicht immer falsch zu töten ..."

Hoerster, Abtreibung im säkukrn Staat, S- 133 Fn' 76:
:ffiä;Iü;i,i;äföh'i;i;;;;' und äes Nationalsozialismus macht ....deutlich, wie problemlos

;ff;;ü;;i;. durchaus restriktive Abtreibungsregelung mit eine-m sehr gqnngen KesPekt tur

eeborenesMenschenlebeneinhergehenkann Mandenkean-Krtege,KetzerundJudenven"olBungenl
iaed auf Hexen und Homosexuelle sowie den lreizügtgen Umgang mtt der I odesstrale'

Siöhe Joerden, GA I 99 1, 426'
S J4 StG&
-Ver tn etner sesenwdrtrgen, nicht anders abwendbaren C-efahr.fur Leben'.Leib' Freiheit' Ehre'

öi".",u- "d.rii" anderei Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr von stch oder ernem anderen

;til;;;ä;^hä;il;l;i,;-;;;lt.�;idüg, *.n"t.i Abwägung.der widerstreitenden Interessen,

namentlich der betroffenen Rechtsgüter und des Grades derqhnen drohenden uetahren' oas

il;:iü;ir,*":ä; b-;;;;;i'titte *es..tlich überuiegt. Dies silt jedoch nur, soweit die Tat

äin *e.-"rr.n.. Mittel ist, die Gefalr abzuwenden "

il;'F;ä-";Jtia"iig Äii'aÄ -t,rinzip der Doppelwirkung' im Anschluß an Thomas ton Aquin,

Summa theoloerc|. zu beantworten versucnt:
#.sliäüi.hffi \iö'ä;ii;;;;Jii*iu. s""at"ng zwei \üirkungen hat, 'on denen nur die

erne beabsrchtr"t rr.. *"nr..o o]. "iä*. .ri""n"itr"lb där eigentlichen Absicht lie*. Die sittlichen

Handluneen aÜer.mpfa.qen ihre Eigenan von dem, was-beabsrchttgt lst, ntcht aber von Oem' was

;iä:;i,ätäi"1tü.äil;;ä;U;;;iäi1f i... s" k""" auch aus der.H"andlung dessen, der sich selbst

veneidiet. eine doOOelte Virkung folgen: die eine ist die Rettung des etgenen Lebens; clre xnoere rst

n ilr,il;ä A-d;r;if;rr. eln.-.""t.ti. Handlung hat auf Grunä der Äbsicht, die auf Rettung des

eieenen Letrens eeh1, nichts unerlaubtes..."
Ei;;;;;Ä;l;;;;*i,ht ßve,uG), Deutsches verual t angsblau pVBl' ) 1 e6e' 402 :

-bas VG IVetJa] tutgsier icht ]  hat  ferner seine-Zwei fe l  an dem Vor l tegen elntr  echten

ä;'i';;il;h;il;;'äi;lt ü;äÄ.i*, a"n der Kläger auf die Frage, aus welchem Grunde es

iL- .ä.ft r.i"". Ä,iil;r"r*;;i.h;";;gii.ü i.i,.i.h -it !in"- GewehrTum Schutze vor seine.Frau

;;:l,:ffi. iJi;:i.;;;;;iiU ;'+,ii.h ni.'h, etwa auf sein Gewissen berufen, sondern,lediglich

""a"tt.t habe, daß ei fiierbei doch auch darauf ankime, ob man mrt ernem (rewehr uberhauPt

imeehen könne."
2" ä." B.gtff.n siehe Scbefrler, Saizi.dproplrylaxe 22 (199t)' 5t
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ist und die heute noch die Todesstrafe bejahen, wenn sie Gottes Plan verwirkliche8,
erweist sich die Doktrin der Heiligkeit des Lebens ohnehin als brüchig 79.

Allerdings ist zu konstatieren, daß ein stringentes Lebensschutz-Primat Konse­
quenzen hätte, die weitreichend wären, vielleicht sogar die ganze Gesellschaft ver­
änderten. Müßte dann nicht »jedermann damit rechnen, ... auf offener Straße zu
einer Blutspende gezwungen zu werden" 80 oder sogar Angst um sein Nierenpaar
haben? Das Institut des rechtfertigenden Notstandes (§ 34 StGB) legt ein solches
Ergebnis nahe, überwiegt die Heiligkeit des Lebens alles andere 81. - Hätte man sich
eher zum Krüppel schlagen zu lassen, als daß man den Angreifer in Notwehr (§ 32
StGB) töten dürfte 82? Die Richtigkeit einer solchen Wertentscheidung haben sich
bisher wohl allenfalls die Gewissensprüfer von Wehrdienstverweigerern darlegen
lassen wollen 83. - Weiter: Müßten dann nicht auch der »tendenzielle" und der
»subintentionale" Suizid 84 verhindert werden, wären also etwa der Alkohol- und

78 ]ohannes Paul II, Über den Wert und die Unantastbarkeit des menschlichen Lebens, S. 126:
»Das Problem [der Todesstrafe] muß in die Optik einer Strafjustiz eingeordnet werden, die immer
mehr der Würde des Menschen und somit letzten Endes Gottes Plan bezüglich des Menschen und
der Gesellschaft entsprechen soll ... Ausmaß und Art der Strafe ... dünen ... i~ schwerwiegendsten
f.ällen, das heißt, wenn der Schutz der Gesellschaft mcht anders moghch sem sollte, ... biS zum
Außersten, nämlich der Verhängung der Todesstrafe gegen den Schuldigen, gehen."

79 Kuhse, Die »Heiligkeit des Lebens" in der Medizin, S. 24:
»Wenn ich sage, daß die Lehre von der Heiligkeit des Lebens absolut ist, soll das nicht heißen, daß
das Verbot, Menschen zu töten, immer als universell gültig angesehen wird, denn dies würde
vollkommenen Pazifismus bedeuten und die Todesstrafe und das Töten in Notwehr ausschließen
... Die Lehre von der Heiligkeit des Lebens verbietet nur das absichtliche Töten unschuldigen
menschlichen Lebens. Damit ist es dieser Lehre zufolge nicht immer falsch zu töten ... "
Hoerster, Abtreibung im säkularen Staat, S. 133 Fn. 76:
»Die Geschichte des Christentums und des Nationalsozialismus macht ... deutlich, wie problemlos
offenbar eine durchaus restriktive Abtreibungsregelung mit einem sehr geringen Respekt für
geborenes Menschenleben einhergehen kann. Man denke an Kriege, Ketzer- und Judenvenolgungen,
Jagd auf Hexen und Homosexuelle sowie den freizügigen Umgang mit der Todesstrafe."

80 Siehe]oerden, GA 1991,426.
81 § 34 StGB:

»Wer in einer gegenwärtigen, nicht anders abwendbaren Gefahr für Leben, Leib, Freiheit, Ehre,
Eigentum oder ein anderes Rechtsgut eine Tat begeht, um die Gefahr von sich oder einem anderen
abzuwenden, handelt nicht rechtswidrig, wenn bei Abwägung der widerstreitenden Interessen,
namentlich der betroffenen Rechtsgüter und des Grades der-ihnen drohenden Gefahren, das
geschützte Interesse das beeinträchtigte wesentlich überwiegt. Dies gilt jedoch nur, soweit die Tat
ein angemessenes Mittel ist, die Gefahr abzuwenden."

82 Diese Frage wird häufig mit dem .Prinzip der Doppelwirkung" im Anschluß an Thomas von Aquin,
Summa theologica, zu beantworten versucht:
»Es steht nichts im Wege, daß ein und dieselbe Handlung zwei Wirkungen hat, von denen nur die
eine beabsichtigt ist, während die andere nur außerhalb der eigentlichen Absicht liegt. Die sittlichen
Handlungen aber empfangen ihre Eigenart von dem, was beabsichtigt ist, nicht aber von dem, was
außerhalb der Absicht liegt, da es zuHillig ist. So kann auch aus der Handlung dessen, der sich selbst
verteidigt, eine doppelte Wirkung folgen: die eine ist die Rettung des eigenen Lebens; die andere ist
die Tötung des Angreifers. Eine solche Handlung hat auf Gruna der Absicht, die auf Rettung des
eigenen Lebens gelit, nichts unerlaubtes .. ."

83 Bundesverwaltungsgericht (BVerwG), Deutsches Verwaltungsblatt (DVBI.) 1969,402:
»Das VG [Verwaltungsgericht] hat ferner seine Zweifel an dem Vorliegen einer echten
Gewissensentscheidung damit begründet, daß der Kläger auf die Frage, aus welchem Grunde es
ihm nach seiner Auffassung nicht möglich sei, sich mit einem Gewehr zum Schutze vor seine Frau
zu stellen, falls sie angegriffen würde, sich nicht etwa auf sein Gewissen berufen, sondern lediglich
geäußert habe, daß es hierbei doch auch darauf ankäme, ob man mit einem Gewehr überhaupt
umgehen könne."

84 Zu aen Begriffen siehe Scheffler, Suizidproplrylaxe 22 (1995), 55.
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Nikotingenuß 85 sowie das Bergsteigen und Motorradfahren 86 zu unterbinden?

Ges,rndlieitspolitiker haben dies als Problematik schon erkannt 87. - Und schließ-

lich: Vie wäre bei uns angesichts von vielen Tausenden Verkehrstoten noch das

Autofahren zu legitimieren ? soweit gingen nicht einmal die ,,Grünen" in ihrer

Anfangszeit 88.

So wie also die konsequente Besinnung auf Gottes PIan zumindest tendenz-iell

das Ende der modernen tvledizin einläuten kann und wohl ailenfalls von Anhängern

in irgendeiner Form fundamentalistischer'\üeltanschauungen befürwortet werden

85

85 BayeriscbesohustesLandesguicbt(BayobLG),Zei*cbflftfirdasgesamteFamilimrecbt(FamRZ)1993,
600:
-lDiel Voraussetzungen etner Unterbringungsgenehmigung liegen " vo.r' Insbes,ondere ist es bei

ä'."- ,jf,r"iri. riiiJ.tl.*"-Ui". b"irtoff.n'enlirTolge l"n'gilhiig"-n, "..h.blichen Alkoholgenusses rls
ä: 'ä;; ; i ; ;ü'öpl i iäi i .- ' ' "  ' ,1 ' i lü*. i i""s. iaen.schäJen de.s.zentralen,und,peripheren
N..vensvitems eekbmmen, daß er gegenüber seiner Erkrankung völltg unkrltlsch uncl nlcht rn der

Lage is i ,  s . ine"n Alkoholgenuß-. in f re ier  Wi l lensbest immung zu steuern und so elnen

Al[oholmißbrauch zu vermeiden, der zu werteren 5chadrBunBen lunren mulste

Schuab in MünchKomm, $ 1906 Rn. 13:
"ö,.ö.i"tri ä"r S.iS"rifiaäig""e -rd ."fg*"d einer.psychischen Krankheit oder geistigen oder

!*i"Ä"n-e.hind.*ne e.eJü?"'t3ii. tvtiiilEi* t*"rdäriis schließt das Gesetz Maßiahmän,gegen
il;;;,;i;;i;i; ;;?.";;;1.h.' Krankheiten oder Defiziten.leiden' aus, mögen sie auch 'lediglich

aus Freude an den Genüssen des Lebens oder aus Leichtsinn' sich Besundhertlrch schädlgen (slarkes

Rauchen, übermäßiges Essen) "

BVerfG,beschlsßwl- 22.0t.t992 ' 2 BoR 1915/.91 '' St !.7 l':
:ö#Ä;;il; ;;,.i -.[i itl..r.ttm rls Ve,kehrsun{ä11., Aids, Alkohol, illegale.Drosm, Morde

i,iä"s.flriäääl';;;;;;-... ZirrÄ"niru.li"n ist in'den indusrrieländer-n die häufisse und

*i*.rä"i.li.ft * d.u,liiüri"JEi.gr. Einr"lurs"che fur^den Krebstod ... Im Ergebnis ist nach

h;; , i ; ; ;  mediz in ischen Kenntnis l tand gesichert ,  daß Rauchen Krebs sowte Herz-  und

ä;;;itL;;;kh;il-".Ä..".t'i, d"-it zu tödllchen K.rankheiten fühn ... Die $(:rnung vor diesen

ö;ffi1,"[;;i;il;"; s;[;; ;;;;iegitimen Au{gaben des Staates Staatliche Gesundhertspolitik
d-m'fl;J;;i;iß uoi -"Jirinir.h.miesäen und schieren Gefahren des Rauchens warnen und dem

K";G.;;;. bewußt machen, daß aktives Rauchen den Raucher " schädigt'"
S 2 1 a I I Straßmaerhebrsordnung (SIVO):

]DäFti;; i ' ; ;;x-i"f..Ei.i" i"ä ihiJ g.ifrh'.. müssen während der Fahn mtlich genehmigte

Schutzhelme tragen."
BVerfGE 59,275 (278):
1, i 'rJf".ä"i" '"r"ik"nr, und wird auch von den Beschwerdeführern nicht bezweifelt, daß ern

!ifr"äi. l* '-. l i ;;;; i i , kopfrerletzrngen. zu_vermeiden.oder jedenfalls deren Schwere zu

;"ä;ä;;;. öl;;Er ü.*"a"l.3.hutz für Kraftradtahrer rst mrt keinen nennenswerten Nachteilen

""iü".i... Oi. bisherige Ent*i.kirrg seir Einführu_ng der Schutzhelmtragepll icht hat gezeiqt'

daß Auf}.Iärune, AppellÄ an die Vernunft der Krahradlahrer und ztvtlrectrtlrche l.olgf n allern nrcnt

" " ig . r . i .h t  häb. ' " ^ ,  r -  e ine  a l lgemeine .E inha l tung d ieser  P t l i ch t  zu  er re rchen . .  Dre

ä;ifää;;;;J"ng erscheint d"h.r?li . i i .rd.tl iche und 
"geeignete 

Maßnahme, um den Schutz der

Krafr radfahrer weiter auszudehnen 
"

Die Tapeszcitung(IAZ) vom 06.07.1995, S. 4:
;ri""iSr".i"raBJitsminister s*trofer (i:su) wil l Risikogruppen wie Autofahrern, Rauchern und

Überse;ichtigen ihre Behandlungskosten aulbürden
Saarh-rücher BindesDropramm der "Grünen" (1 980):

-ö", "ä,lJ*V."t "1it""t i..-ä"n ford"n lrhil i .h 14000 Tore und eine halbe Mill ion Verletzte.

L;;ffi";ä"il;;;ili;;; ii. C.i"ndh.it'. . Die verkehrspolitik der Grünen ruht auf den
folsenden drei Gundsätzen:
- R?Jrti.tu"s d.s Verkehrs durch Verbesserung der lnfrastruktur'

i.;;J;;; ;J.p.i-rl. Nutzung des jeweils 
"umweltf 

reundlichsten Verkehrsmittels.

T;;i;;; l ' .  ü;ü!*"^"g At.i F"l"r."g. im Bereich des Energieverbrauchs, der Emission, der

Sicherheit und Haltbarkeit."
Yz l .  VG Bremen,  NJW 1981,  1  1  10 :

Jä Ä;*[i;ß;; ' j ; lr. O"A.g""!.. zu den seine Kriegsdienstverueigerung auslösenden Gründen

h ie l t  das  Ger ich t  dem K läger ,  der  im Besr tz  e iner  Fahrer laubnrs  rs t ,  d re  heut rBe J r tua t lon  rm

Straßenverkehr vor Augen, bei der ein motorisiener Verkehrstetlnehmer stets elne latente

ö;i i i ,ä;;;;;; r. 'r".r.t '?rüU.. J*r.i i i . Auf entsprechendes Befragen hat_der Kl. erklän, d;ß

;b.;;; l; iX;iä;;-B;t; i iü;t ' ;. i .., b"*"ff '"r"n'Auseinandersetzünp im Kriege das Leben für

iü, ,"i..r Sinn verlöre, 
"-"tir 

.. als Autofahrer einen Verkehrsunfall mit tödhchem A..usFal'

verursachen würde ... \}(/|äre es dem Kl. mit seiner BehauPtunt ernst gewesen, sern Leben.wrde rm

i;1.;;;;;ä"r;Älhn '.-rr".h,"n Verhehrsunfalles für' ihn s'innlos ierden, ... hätte er sich für die

il;;;;;-l;d4;;i. korr.qr"n, ..tschieden, nämlich zukünftig auf dx Autofahren zu verzichten."

87

88
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Nikotingenuß 85 sowie das Bergsteigen und Motorradfahren 86 zu unterbinden?
Gesundheitspolitiker haben dies als Problematik schon erkannt 87. - Und schließ­
lich: Wie wäre bei uns angesichts von vielen Tausenden Verkehrstoten noch das
Autofahren zu legitimieren? Soweit gingen nicht einmal die "Grünen" in ihrer
Anfangszeit 88.

So wie also die konsequente Besinnung auf Gottes Plan zumindest tendenziell
das Ende der modernen Medizin einläuten kann und wohl allenfalls von Anhängern
in irgendeiner Form fundamentalistischer Weltanschauungen befürwortet werden

85 Bayerisches Oberstes Landesgericht (BayObLG), Zeitschrift für das gesamte Familienrecht (FamRZ) 1993,
600:
"[Die] Voraussetzungen einer Unterbringunpgenehmigung liegen ... vor. Insbesondere ist es ... bei
dem ohnehin minderbegabten Betr(offenen] mfolge langjährigen, erheblichen Alkoholgenusses als
dessen typische Spätfolge zu so schwerwiegenden Schäden des zentralen und peripheren
Nervensystems gekommen, daß er gegenüber seiner Erkrankung völlig unkritisch und nicht in der
Lage ist, seinen Alkoholgenuß in freier Willensbestimmung zu steuern und so einen
AlKoholmißbrauch zu vermeiden, der zu weiteren Schädigungen führen müßte."
Schwab in MünchKomm, § 1906 Rn. 13:
"Die Gefahr der Selbstschädigung muß aufgrund einer psychischen Krankheit oder geistigen oder
seelischen Behinderung gegeben sein. Mit diesem Erfordernis schließt das Gesetz Maßnahmen segen
Personen, die nicht unter solchen Krankheiten oder Defiziten leiden, aus, mösen sie auch 'ledlghch
aus Freude an den Genüssen des Lebens oder aus Leichtsinn' sich gesundheitlIch schädigen (starkes
Rauchen, übermäßiges Essen)."
BVerfG, Beschlußvom 22.01.1997·2 BvR 1915/91·, S. 17 f:
"Das Rauchen tötet mehr Menschen als Verkehrsunfälle, Aids, Alkohol, illegale Drogen, Morde
und Selbstmorde zusammen ... Zigarettenrauchen ist in den Industrieländern die häufigste und
wissenschaftlich am deutlichsten belegte Einzelursache für den Krebstod ... Im Ergebnis ist nach
heutigem medizinischen Kennt~issta~d sesichert, daß. Rau~hen Krebs sowIe Herz-. und
Gefaßkrankhelten verursacht, damIt zu toclllchen KrankheIten fiJhrt ... Die Warnung vor dIesen
Gesundheitsgefahren gehört zu den legitimen Aufgaben des Staates. Staatliche Gesundheitspolitik
darf jedenfalls vor medizinisch erwiesenen und schweren Gefahren des Rauchens warnen und dem
Konsumenten bewußt machen, daß aktives Rauchen den Raucher ... schädigt."

86 § 21a II Straßenverkehrsordnung (StVO):
"Die Führer von Krafträdern und ihre Beifahrer müssen während der Fahrt amtlich genehmigte
Schutzhelme tragen."
BVerfGE 59, 275 (278):
"Es ist allgemein anerkannt und wird auch von den Beschwerdeführern nicht bezweifelt, daß ein
Schutzhelm geeignet ist, Kopfverletzungen zu vermeiden oder jedenfalls deren Schwere zu
vermindern. Dieser besondere Schutz für Kraftradfahrer ist mit keinen nennenswerten Nachteilen
verbunden. Die bisherige Entwicklung seit Einführung der Schutzheimtragepflicht hat gezeigt,
daß Aufklärung, Appelle an die Vernunft der Kraftradfahrer und zivilrechtliche Folgen allem nicht
ausgereicht haben, um eine allgemeine Einhaltung dieser Pflicht zu erreichen '" Die
Bußgeldandrohung erscheint daher als erforderliche und geeignete Maßnahme, um den Schutz der
Kraftradfahrer weiter auszudehnen."

87 Die Tageszeitung (TAZ) vom 06.07.1995, S. 4:
~Bundesgesundheitsminister Seehafer (CSU) will Risikogruppen wie Autofahrern, Rauchern und
Ubergewichtigen ihre Behancllungskosten aufbürden." "

88 Saarbrücker Bundesprogramm der" Grünen" (1980):
"Das gigantische Verkehrsaufkommen fordert jährlich 14000 Tote und eine halbe Million Verletzte.
Lärm und Abgase schädigen die Gesundheit ... Die Verkehrspolitik der Grünen ruht auf den
folgenden drei Gundsätzen:
- Reduzierung des Verkehrs durch Verbesserung der Infrastruktur.
- Förderung und optimale Nutzung des jeweils umweltfreundlichsten Verkehrsmittels.
- Techniscne Verbesserung aller Fahrzeuge im Bereich des Energieverbrauchs, der Emission, der
Sicherheit und Haltbarkeit."
Vgl. VG Bremen, N]W 1981,1110:
"Im Anschluß an diese Darlegungen zu den seine Kriegsdienstverweigerung auslösenden Gründen
hielt das Gericht dem Kläger, der im Besitz einer Fahrerlaubnis 1St, die heutige Situation im
Straßenverkehr vor Augen, bei der ein motorisierter Verkehrsteilnehmer stets eine latente
Gefährdung von Menschenleben darstellt. Auf entsprechendes Befragen hat der Kl. erklärt, daß
ebenso wie bei der Beteiligung an einer bewaffneten Auseinandersetzung im Kriege das Leben für
Ihn semen Smn verlore, wenn er als Autofahrer emen Verkehrsunfall mIt tödlIchem Ausgang
verursachen würde ... Wäre es dem Kl. mit seiner Behaul'tung ernst gewesen, sein Lebenwürde im
Falle emes durch Ihn verursachten Verkehrsunfalles für Ihn smnlos werden, ... hätte er SIch für dIe
einzig naheliegende Konsequenz entschieden, nämlich zukünftig auf das Autofahren zu verzichten."
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dürfre 8e, ftihrte die umfassende Ausrichtung am Lebensschutz zu einem unfreien

obrigkeitlichen Gesellschaftsverständnis eo, bedeutete letztendlich die "totale
Sozialpflichtigkeit des ... Körpers" e1.

tYozu also nun Medizinethih?

Beide Prinzipien taugen nur bedingt als ,,Leitstern" der Medizinethik. Sie dümpelt

denn auch zwar nicht kraftlos, aber doch etwas ziellos, hin- und hergerissen zwi-

schen beiden Polen vor sich hin: Kein \funder, daß es der Strafgesetzgeber bis heute

nicht geschafft hat, zum ärztlichen Heileingriff e2, zur Sterilisation e3 oder zu (passi-

89 Siehe etwa Calra, Wendezeit, 1982 / dt. Neuausg l988,S. 1691.:"' 
3i;;i;h,,.".. Är;"k ... isi die Meinutg, diä Heilung ein-er Erkrankung erfordere ärztliches

ä;;;';li;;';ä; "ut{Ä, .nt-.d.' physische? An durch C[.irurgie oder Bestrihlung' odlr chemrsch

J"l!ül,i.ait r*"nte. Die B;;;r;ä;ig" medizinische Thera"pie beruht auf dieiem Prinzip der

medizinischen lnteruenrion; sie verlä(Jt srch ber der Herlu,ng oder zumlndest Llnderung von

Schmerzen und Beschwerden auf äußere Kräfte, ohne das Heilungspotenttal tm l'atrenten selbst zu

L.rü.kri.h,ie.n ... In vielen.Fdllen könnte jene An von Therapie an ihre S.telle treten! wle sre selt

iJ;;;r;;;;X-;;. *"i*, Arzt.. rnd Heilern praktizien wird, ein subtiles Einwirken auf den

ö;;;;;;J*ihn d"r, "nr.gt, den Heilungspräzeß von sich aus zu vollziehen. Solche Thergien
ü-.äü;;;iä;*i.. Äihiu"i ior dem Selb"stleilungspotential und au{ de-r Anschau^ung, dail de r
p"ii.r..ir..lb.tuerantwonliclies Individuum ist, du &n Gesrndungsprozeß selbst in Gang bringen

kann."
90 Kuhse, Dic ,,Heiligheit des Lebms" in der Medizin, S' 46:'- 

"M;ßl;;i;.räti at.i.- Fri.zip handeln, dann geriete die Medizin zum Fanatismus, und die

L"ü.ns..h"ltr.s hätte Vorrang to', "llen a.d.ren mädizinischen und sozialen Zielen ... Eine solche

Hä;;;;;ü;?ü.i.i,i ."ilf,.ri,i, unpi""rib"l, sie ist in Ietzrer Konsequenz auch rational nicht

rachvollziehbar. "

9 l  Rüpinx GA 1978,135'
si 

-Sl;l; 
iJr; "U er ien Entunf eines 6. Strafrech*reformgesetzes (S*RG) des Bundesministeriams der

Iustiz oom 15.07.1996:
-$ ZZg S,CS (Eigenmächtige Heilbehandlung)
(i)V.;;h".';it-k;;;; Ei.*illigu"g bei eiier_anderen Person einen körperlichen Eingriff oder

:il.';;l;;;;...;-[oip.tli.h. In?egr1tät oder_deren Gesundheitszustand nrcht nur unwesentlich

ü;;"{il;;;i; B;-ü;1f";;';t"*;t, um bei ihr oder ihrer Leibesfrucht vorhandene oder künftige

ü;;.ti;ir;';tg; ,;.iirlh. kr"nkh.*en,_Schäden, Leiden, Beschwerden oder Störungen zu erkennen,

," fi.ii.i,I il"a"ä"J.-. itt""" "".r"U.rg"r, *i.d .ii Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit

Geldstrafe bestrafr ...
(riil6;;"d;.;;chweren Fillen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren
bl" Ü*nd.tt schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn die Beh-andlung-
l-ä.. fmrobrne.in.. n.r.n b.f,"rdlungsmtthode dient, ohne daß dies im Interesse der behandelten
Person 6der ihrär Leibesfrucht geboten ist, oder
i.;;;il;q"ttg d.i *n ihr"erfolgten Zwecls und einer mit ihr für die behandelte Person

verbundenen Gefährdung nrcht vermtwortet werden kann'
( 3 ) . . .
( 2:o stCs (Fehlerhafte Heilbehandlung)
iriV.ri"nJairi- J;;;h.1";" Behandlü'ngsfehler eine andere Pecson im Rahmen einer den in $
)js'Äb..1'S";'i b.r.i.hn.t.n Zwecken"dienenden Behandlung an ihrer Gesundheit schädigt'
-ird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrate bestratt
()\

gf 3il'he S 226 b I, II SIGB RegE J. StrRG aom 1.5'05..1972, BT'DrS VI/3434:' 
i i j  Oiä uon einem Arzt uoirgeno--ene Steril isarion i ir nicht als Körperuerletzung strafbar, wenn

äl'. P;;t";: ;;;r die Steril isarion vorgenommen wird (Betrollener), rn dre sterrlrsatron einwill igt

und mindestens fünfundzwanzig Jahre alt ist.
ljjlst d., B"troff"ne noch nicht lü-nfundzwanzig Jahre alt, so ist di_e von einem Arzt vorgenommene

\i ',,r; i ir"i* . i.t11-;l;K1;ö.;;t l; i ;mg rtr"ib"i,k.nn der Betroffene in die Steril isation einwill igt

und
i.'äie St..ilir"tion einer Frau nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft angezeigt

*. u-J;;;fi;;e Gefahr für das Leben oder den Gesundheitszustand abzuwenden'
j. äie bet.offen. Frau mindestens vier Kinder geboren hat-,

J. .r.ü a". Erk"nntnir..nl"r medizinischen Viss.nschaft Grund für die Annahme besteht, daß

.n,.id., N".hkomm.nsch"ft des Betroffenen infolge einer Erb.mlage eine nicht behebbare schwere

il ' [äi;;;* ä.r Gesundheitszustandes auftreten wirde, und der Betroffene mindestens achtzehn

Iahre aI isi oder
i: J; B";ff;;. mit einer Frau verheiratet ist, bei der die Voraussetzungen der Nummern 1, 2

oder 3 vorliegen."
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dürfte 89, führte die umfassende Ausrichtung am Lebensschutz zu einem unfreien
obrigkeitlichen Gesellschaftsverständnis 90, bedeutete letztendlich die "totale
Sozialpflichtigkeit des ... Körpers" 91.

Wozu also nun Medizinethik?

Beide Prinzipien taugen nur bedingt als "Leitstern" der Medizinethik. Sie dümpelt
denn auch zwar nicht kraftlos, aber doch etwas ziellos, hin- und hergerissen zwi­
schen beiden Polen vor sich hin: Kein Wunder, daß es der Strafgesetzgeber bis heute
nicht geschafft hat, zum ärztlichen Heileingriff 92, zur Sterilisation 93 oder zu (passi-

89 Siehe etwa Capra, Wendezeit, 1982/dt. Neuausg. 1988, S. 169 f:
»Ein wichtiger Aspekt ... ist die Meinung, die Heilung einer Erkrankung erfordere ärztliches
Eingreifen von außen, entweder physischer Art durch Chirurgie oder Bestrahlung, oder chemisch
durch Medikamente. Die gegenwärtige medizinische Therapie beruht auf diesem Prinzip der
medizinischen Intervention; sie verläßt sich bei der Heilung oder zumindest Linderung von
Schmerzen und Beschwerden auf äußere Kräfte, ohne das Heilungspotential im Patienten selbst zu
berücksichtigen ... In vielen..Fällen könnte jene Art von Therapie an ihre Stelle treten, wie sie seit
Jahrtausenden von weisen Arzten und Heilern praktiziert wird: ein subtiles Einwirken auf den
Organismus, das ihn dazu anregt, den Heilungsprozeß von sich aus zu vollziehen. Solche Therapien
beruhen auf der tiefen Achtung vor dem Selostheilungspotential und auf der Anschauung, da/I der
Patient ein selbstverantwortliches Individuum ist, das den Gesundungsprozeß selbst in Gang bringen
kann."

90 Kuhse, Die "Heiligkeit des Lebens' in der Medizin, S. 46:
»Müßten wir nach diesem Prinzip handeln, dann geriete die Medizin zum Fanatismus, und die
Lebenserhaltung hätte Vorrang vor allen anderen medizinischen und sozialen Zielen ... Eine solche
Haltung ist jedoch nicht nur intuitiv unplausibel, sie ist in letzter Konsequenz auch rational nicht
nachvollziehbar. "

91 Rüping, GA 1978, 136.
92 Siehe Jetzt aber den Entwurf eines 6. Strafrechtsreformgesetzes (StrRG) des Bundesministeriums der

Justiz vom 15.07.1996:
»§ 229 StGB (Eigenmächtige Heilbehandlung)
(1) Wer ohne Wirksame Einwilligung bei einer anderen Person einen körperlichen Eingriff oder
eine andere deren körperliche Integntät oder deren Gesundheitszustand nicht nur unwesentlich
beeinflussende Behandlung vornimmt, um bei ihr oder ihrer Leibesfrucht vorhandene oder künftige
körperliche oder seelische Krankheiten, Schäden, Leiden, Bes~hwerden od~r Störungen zu erkennen,
zu li.eilen, zu hndern oder Ihnen vorzubeugen, Wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit
Geldstrafe bestraft ...
(2) In besonders schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren.
Em besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn die Behandlung
1. der Erprobung einer neuen Behandlungsmethode dient, ohne daß dies im Interesse der behandelten
Person oder ihrer Leibesfrucht geboten ist, oder
2. unter Abwägung des mit ihr verfolgten Zwecks und einer mit ihr für die behandelte Person
verbundenen Gefährdung nicht verantwortet werden kann.
(3) ...
§ 230 StGB (Fehlerhafte Heilbehandlung)
(1) Wer fahrlässig durch einen Behandlungsfehler eine andere PetSon im Rahmen einer den in §
229 Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Zwecken dienenden Behandlung an ihrer Gesundheit schädigt,
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) .. ."

93 Siehe § 226 b I, II StGB RegE 5. StrRG vom 15.05.1972, BTDrS VI/3434:
(1) Die von einem Arzt vorgenommene Sterilisation ist nicht als Körperverletzung strafbar, wenn
die Person, an der die Sterihsation vorgenommen wird (Betroffener), in die Sterilisation einwilligt
und mindestens fünfundzwanzig Jahre alt ist.
(2) Ist der Betroffene noch nicht fünfundzwanzig Jahre alt, so ist die von einem Arzt vorgenommene
Sterilisation nicht als Körperverletzung strafbar, wenn der Betroffene in die Sterilisation einwilligt
und
1. die Sterilisation einer Frau nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft angezeigt
ist, um von ihr eine Gefahr für das Leben oder den Gesundheitszustand abzuwenden,
2. die betroffene Frau mindestens vier Kinder geboren hat,
3. nach den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft Grund für die Annahme besteht, daß
unter der Nachkommenschaft des Betroffenen infolge einer Erbanlage eine nicht behebbare schwere
Schädigung des Gesundheitszustandes auftreten würde, und der Betroffene mindestens achtzehn
Jahre alt ist oder
4. der Betroffene mit einer Frau verheiratet ist, bei der die Voraussetzungen der Nummern 1, 2
oder 3 vorliegen."
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ver) Sterbehilfe ea und Suizidteilnahme e5 ein Gesetz in Kraft treten zu lassen' - Zur

Abtreibung sind in gut 20 Jahren rund 30 Gesetze_sentwürfe in den Bundestag einge-

bracht ,6 und vier Gesetze ierabschiedet worden e7, wovon zwei sofort wieder durch

inrg.r"-t drei vom Bundesverfassungsgerichterlassene Übe.gattgsregelungen ersetzt

*"?a"" es. Das (vielleicht nur rrorlErifi-ge? ee) Ergebnis dieser legislatorischen Groß-

;ff.;;. ist eine strafrechtsdogmatisch nn. "ls grotesk zu bezeichnende Konstrukti-

on r@, die genaugenomm"n ,r]cht das Abtreiben, sondern das Nichtberatenlassen

94 siehe die Richtlinie der Bundesäntehammer, Deuts.ches Ätzteblnt (DABL) 1979, 957:
' ' 

:il; S;tbttJ.n, .i".- d"- Tode nahe Erkrankten oder Verletzten
:*;;"i"ä;;-d;-öi-ra"lai" -l-ir]"rr.- Prognose einen irreversiblen Verlauf genommen hat

und
- ) der kein bewußtes und umweltbezogenes Leben mit eigener Persönlichkeitsgestaltung wird

führen können
ihää ä;^Ä;r, die Beschwerden. Es ist aber nicht v_erpflichtet, alle der Lebensverlängerung

äi."""d"n.h.t"peutischen Möglichkeiten einzusetze-n'
,s !i:ä;'ää'Ä7;;;äi.E"'-ö,,f fifi'i,ii,LJ;yi ooi.n,o1"'sorm des strafrechts und der Medizin, 1e85:

-S 215 SIGB fNichrhinderung erner Selbsttotung , .
?il \ü";;;;";;üßi;äi. Selbittötrng.ines anderen zu hindern, handelt nicht rechtswidrig,wenn

ii'. ö:iffi;;;;;i"il;i;";;;;;ivoJti'h"", ausdrücklich erklänen oder aus den ljmständen

.i["n"b"t.n erästlich.n Entscheidung beruht'
(2) Von einer solcrt". e .,riit.iat"*g-i"Hittptlt149.p "pttt ausgeBanBen werden' wenn der mdere

X.i,;i;ü; i8 l"h;l "ri i', ää"'äi; ';l;; f'.i. VillensbestimÄring intsprechend $$ 20' 2 I SIGB

,, \:;:ts:;^fl)'fiä'rrtoro, rrrrr, rr.otsJ/ls.+;,2./s!t^; /257;7/4128;7/4?l];!2/:rli!?/6e5; 12/
841: 12/8e8; 12/1178; tztiiii; b)zeöi; i/ee+s; 1?/t16-e;'n/671;; 12/6944; 12/6988; 12/7098:

hTzTioi ül-sios; 1 3'/27 ; 1 3 /2:68; 1 3 /285 ; 1 3/3e5; 1 3 /3e7; 1 3 /402'
e7 5. StrRG oom ts.oe.ßzq; ii. s7üäG';;;1i;.;;.i'e7e; i,h;,".ngeren'und Familienhilfegeretz (SFHG)
" 

"Ä i/.0/.ts92; SFHGÄndG (Anderungsgesetz) aom 29'06'|995'
s8 BVerfGE 37, 324; 39, I (2 f'); 88' 203 (209 JJ')'tö 

ääJifi i" s"u,i,,;nL"i kiÄir"tL' 'ä stcn.$K), l' Aufl' 1ee6' vor $ -218 Rn' 54:' ' ':#";i;;... 
ii.ä i.,ä,a;;i,i,;;;;;ä;;-s%.fö "ä.t .i;"r nichi allzri langen Zeit erneut über

ä"iJü;;f";;;;;;inigL.iiä.r'il.'.h* ä.t 5.[*""g.tschaftsabbruchs zu entscheiden hätte "

FAZ wm 31.01.1997:
;ii; ;;;il;;;assungsgericht muß sich in absehbarer.Zeit mit einer Vorentscheidunp-zu-da
Ver fassungsbesch- . 'a "a . . .M i in .hnerAr , tes .S tap fbeschäf t igen 'D jeBeschwerde. -nc t te ts tch
eegen einJReihe ton Besttmmungen des bayerischen Gesetzes"vom August vorigen-Jahres' welche

ä;3il i ;;;;;;;;- r"a r"*i i;..6fieänderuÄgssesetz des Bundes vom 2 l '  August le95 ergänzen "

ffi"ü.fa,"il;:ffi[;;;ä;;;il; n* .-.R'"f,d. ""f-a.n foliti'.hen Hauiteinwan4 c1li.:-1:
baverische Gesetz ern, *rä"iJi.",'"U*.i.[."d to* Bundelsgesetz vom 2l . Augus 1995, aber rm

;iiüä;;ä;Üä"iliäi's;äl;;;;i;;;;;G,t;,.ht,'o'f, 28. Mai 1ee3 fest-selegte Pflicht der

;ä1ü;:"d;#'Ab;;;iü;;;;;*.', i* Berätü'gsge-spräch ihre Gründe zu nennen. Aus den

Ankündisungen, g.t." ,.;; f";;;;:h. h'sttt-g d";Liql"s"n beim Verfxsunq:c:Tf:I::l!:1:1
. s rekmenvo r l l emausden ,Re ihende r -baye_nschenFDP- i s t vo re r s tn | ch t sgeworden ibe lde r
FDp ... und auch b.i a.r spö b.fti.chtet man'offenbar, daß das Verfassungsgericht seine These, die

Schwansere, di. .in. B.ri.ir"i;;ii;-;f;;;h;; habe an den V.oraussitiungen"l,.: l:l1t-1tg: ; ; ; ; ; ; "*k;"4,  bekraf t igen ,äd damir  dem im Bundesgestz lestgehal tenen schwergerecnt

rusdrücklich *idersprechän könnte'"
DER SPIEGEL 32/1996' S. '9:
: i l ; " ; ; ; , 'ä .d ig;  Z*" ; i . 's . "" ,  war schon immer für  Überr"schrng.n gut .  Nach dem

Abtreibungsune,l uon f yif"ö"t ;b;;;a;.i; Reuirement. Nun sitzen?reFne-ue Richter am

Beratunestisch. Di. S.ridfi.fi;lä; lü;i;;b".-t ioi6t. J.- Sotialdemokraten Ernst Gottfried

iühäB;iä V;;;-;;;l"h li.in. n"'n"rr*.nl Veränderung bei Abstimmungen. Doch

der liberale Strafrechtler tütr#;äi];;.i.t-*t" d.en schwer kalklulierbaren Ernst-Volfgang

il.il".f";ä.,;;; ri.f, i-*är äÄiiq" i", t.i". H"tt unft als Sozialdemokrat und als praktizterender

Katholik miteina.d.r r";.;;;ü;;i. ü.-ä *üiiiniilh-tr"t der bish.r eher farblose Christdemokrar

il;':i;;;'hil1;;i;;-h;";i; s;ii;; ü*i Ft"g" Kl";", derden Hardlinern zuzurechnen war "'

itiüi"i*äi.ü'"i"i;;-ä;fü;;ä;öil.'i ' i-[;;;;i teit.. Se'at seit lee3 offener geworden ist "

r oo (lIä)'i5ic7 $trallos igkeii des Schuangersch,if*abbruchs)'
-Der Tatbestand des $ 218 rst nlcht verurrklrcht' wenn D---r
ila-it i.häiir*.lJ;;s.h";;;;*t "ftt"bü^.h u..l{n$ und dem Arzt durch eine B.'Jlt"i..'Au,..q

;;ils )i; Äb';'t il;l;;;;;?;;,.,-ü",, a"n sie sich äindestens drei Tase vor dem Eingriff hat

beraten lusen,
;:iä'S.#;L.tschaftsabbruch von einem,A-rzt rorgenommen wird und

l. Li, ä.. iäiü"ä"i. "i.[i -tt" als zwölf Vocheniergangen sind "

rjiri tork"ri, stdl, zt'.AuQ..tt95; aor $ 218 Rn' 16:

. E s i s t e i n N o v u m , d a ß . e i n e d u r c h p o s i t t v e s l u n v e r u r s a c h t e o b i e k t i v z u r e c h e n b a r e
ä:;h;,il;";i";,".e, aiä'i. ä.. i;;äJ;;;'s.h;t"ü"i.i.h' eines Tatbestandes fällt, schon als

nittii,"?b".t"ndt-äßig ausgesonden wird "
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ver) Sterbehilfe 94 und Suizidteilnahme 95 ein Gesetz in Kraft treten zu lassen. - Zur

Abtreibung sind in gut 20 Jahren rund 30 Gesetzesentwürfe in den Bundestag einge­

bracht 96 und vier Gesetze verabschiedet worden 97, wovon zwei sofort wieder durch

insgesamt drei vom Bundesverfassungsgericht erlassene Übergangsregelungen ersetzt

wurden 98. Das (vielleicht nur vorläufige? 9~ Ergebnis dieser legislatorischen Groß­

offensive ist eine strafrechtsdogmatisch nur als grotesk zu bezeichnende Konstrukti­

on 100, die genaugenommen nicht das Abtreiben, sondern das Nichtberatenlassen

94 Siehe die Richtlinie der Bundesärztekammer, Deutsches Arzteblatt (DABI.) 1979, 957:

"Beim Sterbenden, einem dem Tode nahe Erkrankten oder Verletzten

- > bei dem das Grundleiden mit infauster Prognose einen irreversiblen Verlauf genommen hat

und
- > der kein bewußtes und umweltbezogenes Leben mit eigener Persönlichkeitsgestaltung wird

führen können
lindert der Arzt die Beschwerden. Es ist aber nicht verpflichtet, alle der Lebensverlängerung

dienenden therapeutischen Möglichkeiten einzusetzen."

95 Siehe den Alternativ-Entwurf(AE) Sterbehilfe von Professoren des Strafrechts und der Medizin, 1986:

»§ 215 StGB (Nichthinderung einer Selbsttötung)

(1) Wer es unterläßt, die Selbsttötung eines anderen zu hindern, handelt nicht rechtswidrig, wenn

die Selbsttötung auf einer frei verantwortlichen, ausdrücklich erklärten oder aus den Umständen

erkennbaren ernstlichen Entscheidung beruht.
(2) Von einer solchen Entscheidung darf insbesondere nicht ausgegangen werden, wenn der andere

noch nicht 18 Jahre alt ist oder wenn seine freie Willensbestimmung entsprechend §§ 20, 21 StGB

beeinträchtigt ist."
96 BT-Drs IV/3137; VI/3434; 7/375; 7/443; 7/554; 7/561; 7/567; 7/4128; 7/4211; 12/551; 12/696; 12/

841; 12/898; 12/1178; 12/1179; 12/2605; 12/6643; 12/6669; 12/6715; 12/6944; 12/6988; 12/7098;

12/7660; 12/8609; 13/27; 13/268; 13/285; 13/395; 13/397; 13/402.

97 5. StrRG vom 18.06.1974; 15. StrAndG von 18.05.1976; Schwangeren- und Familienhilfegesetz (SFHG)

vom 27.07.1992; SFHGAndG (Anderungsgesetz) vom 29.06.1995.

98 BVerfGE 37, 324; 39, 1 (2I); 88, 203 (209ff.)

99 Rudolphi in Systematischer Kommentar Zum StGB (SK), 5. Aufl. 1996, vor § 218 Rn. 54:

»Es wäre ... mcht verwunderlich, wenn das BVerfG nach einer nicht allzu langen Zeit erneut über

die Verfassungsmäßigkeit des Rechts des Schwangerschaftsabbruchs zu entscheiden hätte."

FAZ vom 31.01.1997:
»Das Bundesverfassungsgericht muß sich in absehbarer Zeit mit einer Vorentscheidung zu der

Verfassungsbeschwerde des Münchner Arztes Stapf beschäftigen. Die Beschwerde ... richtet sich

gegen eine Reihe von Bestimmungen des bayerischen Gesetzes vom August vorigen Jahres, welche

das Schwangeren- und Famlhenhilfeänderungsgesetz des Bundes vom 21. August 1995 ergänzen ...

Die Verfassungsbeschwerde geht nur am Rande auf den politischen Haupteinwand gegen das

bayerische Gesetz ein, auf die dort, abweichend vom Bundesgesetz vom 21. August 1995, aber im

Einklang mit dem Urteil des Bundesverfasssungsgerichts vom 28. Mai 1993 festgelegte Pflicht der

Frauen, die eine Abtreibung erwägen, im Beratungsgespräch ihre Gründe zu nennen. Aus den

Ankündigungen, gegen jene oayerische Regelung durch Klagen beim Verfassungsgericht vorzugehen

- sie kamen vor allem aus den Reihen der bayerischen FDP - ist vorerst nichts geworden; bei der

FDP ... und auch bei der SPD befürchtet man offenbar, daß das Verfassungsgericht seine These, die

Schwangere, die eine Beratungsstelle aufsuche, habe an den Voraussetzungen der Beratung

'mitzuwirken', bekräftigen und damit dem im Bundesgestz festgehaltenen Schweigerecht

ausdrücklich widersprechen könnte."
DER SPIEGEL 32/1996, S. 59:
»Der zuständige Zweite Senat war schon immer für Überraschungen gut. Nach dem

Abtreibungsurteil von 1993 gab es obendrein ein Revirement. Nun sitzen drer--neue Richter am

BeratungstISch. Die Sozialdemokratin Jutta Limbach folgte dem Sozialdemokraten Ernst Gottfried

Mahrenholz im Vorsitz - vermutlich keine nennenswerte Veränderung bei Abstimmungen. Doch

der liberale Strafrechtler Winfried Hassemer ersetzte den schwer kalkulierbaren Ernst-Wolfgang

Böckenförde, der sich immer damit quälte, seine Herkunft als Sozialdemokrat und als praktizierender

Katholik miteinander zu versöhnen. Und schließlich trat der bisher eher farblose Christdemokrat

Hans-Joachim Jentsch an die Stelle von Hans Hugo Klein, der den Hardlinern zuzurechnen war ...

Mithin spricht vieles dafür, daß die Stimmung im Zweiten Senat seit 1993 offener geworden ist."

100 § 218a I StGB (Straf/osigkeit des Schwangerschaftsabbruchs):

"Der Tatbestand des § 218 ist nicht verwirklicht, wenn

1. die Schwangere den Schwangerschaftsabbruch verlangt und dem Arzt durch eine Bescheinigung

nach § 219 Abs. 2 Satz 2 nachgewiesen hat, daß sie sich mindestens drei Tage vor dem Eingriff hat

beraten lassen,
2. der Schwangerschaftsabbruch von einem Arzt vorgenommen wird und

3. seit der Empfängnis nicht mehr als zwölf Wochen vergangen sind."

Dazu Lackner, StGB, 21. Aufl. 1995, vor § 218 Rn. 16:

»Es ist ein Novum, daß eine durch positives Tun verursachte objektiv zurechenbare

Rechtsgutsverletzung, die in das Zentrum des Schutzbereichs eines Tatbestandes fällt, schon als

nichttatbestandsmäßIg ausgesondert wird."
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pönalisiert r0r - und der den Ländern so viele Sorgen bereitende Kindergartenplatz-

anspruch für Drei jährige 102 als verfassungsrechtl ich untaugliche Lebens-

schutzmaßnahme 1or. - Es bleibt abzuwarten, ob der aktuellen Diskussion um ein

Transplantationsgesetz, zu dem in den letzten Monaten auch schon einige Entwürfe

in den Bundestag eingebracht wurden, ein besseres Los beschieden sein wird 10a. -

Zur Gentechnik ist dem Gesetzgeber aber 1990 der große \üurf gelungen, eindeutig

und klar ro5 die Herstellung von Klonen 106, Hybriden und Chimären 107 2u verbie-

ten. Das ,,Aus" für Huxlqs Gammas, für Frankensteine sowie für Zentauren und

Meerjungfrauen wenigstens ist beschlossene Sache - vielleicht nur, weil man sle

Rudoloh in SK. por \ 21 8 Rn. 46:

-D ie  top ,mat isch .  E , inordrung d ieses  St ra fbe f re iungsgrundes bere i te t  kaum überwindbare

Sch* i . . igk . i t . " , . "u - "1  n"ch"dem BVer fG d ie  Kön-sequenzen, ,d ie .  s ich  an  s ich  aus  der

Rechrswidrigkeit eines Schwangerschaftsabbruchs ergeben, gerade nicht eintreten sollen ...

Dreher/Tröndle, aor$ 218 Rn. 13g:
-tr ri.rf...hrrdoe*aiische, Hins'icht bringt der Tatbestandsausschluß ... 

'Veruerfungen bei der

itrafrechtl ichen Ünrechtsbestimmung' und fühn zu einer 
'verfahrenen Situation' ..."

lOl Maurach/Schroeder, Strafrecht BT/1, E. Aufl. 1995,$ 6 Rn. l2:

"Auch das Verbor'des Schwangerschaftsäbbruchs innerhalb von zwölf Süochen ohne Beratung

äienr n"ch den Intentionen dei Gesetzgebers dem Schutz des werdenden Lebens... Allerdings

handelt es sich hier bereits um eine bloße abstrakte Gefährdung. Angesichts der, vorherigen

Fest legung der  me is ten  S-chwangeren vor  Aufsuchunq der  Beatungss te l le , . . .  wr rd  s tch  d teses

Recht igu t "h ie r  kaum auf rech terha l ten  lassen und s rch  der  Unrechtsgeha l t  zu  ernem b loßen

Formaüenverstoß ver{1üchtiRen.'
ß2 g 24 Kinder-und Jugendbilfegesaz (.KJHQ):.

It ir Kind h"t uo-"tolle.ä.ien drit ien Lebensjahr.bis zum Schuleintritt Anspruch aufdm Besuch

eines Kindereanens. Für Kinder im Alter unter drei Jahren und für Kinder rm schulpfl ichtigen

Alter sind nich Bedarf Plätze in Tageseinrichtungen vorzuhalten. Die Träger der ötfentltchen

Tueendhilfe haben darauf hinzuwirken, daß ein bedarfsgerechtes Angebot an GanztatsPlätzen zur

Ve"rfüsung steht."
Besr. SFHiG. BT-Drs 12/2605 (nea), S. 1:
-ö?. S.h*"r""r"n- und Familienhiif.g.s.t, t"-r."cht erhebliche Kosten, deren Ausgabe allerdings

,t.h "neesich"rs der angespannten Ha-ushaltslage von Bund, Ländern und Kommunen geboten rst,

,m den"schutz des deräenden Lebens sowie von schwangeren Frauen und von Mütrern zu

verbessern. Diese Kosten werden zwar auf verschiedene Träger veneilt, übersteigen jedoch die

Belastbarkeit einiger Bundesländer."
103 Besr. SFHG, S. 17:

_\üi" b.r.i i t die Bezeichnunq des Gesetzes zum Ausdruck bringt, werden in ihm gleichzeitig

ironkrete Hilfen mir Rechtsanipruch mgeb-oten, die in enger Zusamenarbeit mit den Mitarbeiter-

i"n." ""d Mitarbeitern uon Ii"r"tungi.t. l len für typisihe Schwangerschaftskonfliktsituationen

entwickelt worden sind."
Dazt BVerfGE 88' 203:
"Ä".1 a;.3.tt".rpfl i.hr ft lr d"r ungeborene Leben ist bezogen auf das einzelne Leben, nicht nur

auf menschliches Leben allsemein."
104 ..Omnibus"-Entuurf TPG;\PG'E dü Grünn; Gruppnmtuurf TPG eon 13'01.1997; siehe auch

RepE StrAndG 'OiBanhandcl "
lO5 Mirkische Odeneitins (MOZ) aom 04.03'1997, S. 1:

-Das Klonen von Meäschen ist nach Expenenansicht in Deutschland doch erlaubt. 
' \üüenn Sie

ä.*ir. i..n M.nschen klonen wollen, wärden Sie nicht bestraft ', sagte Ingo Hansmann, Direktor

des lnstitutes fur Hmangenetik und medizinische Biologie in Halle, gtltern in einem Pressegespräch

Er beziehe sich damit auJ eine Lücke im Embryonenschutzgesetz ... Hansmann begründete setne

Äu i r "s .  d " - i t ,  daß der  Ze l l kern  be im K lonen nur  99  Prozent  der  Erb in fo rmat ionen des

N".hfo-*.n siellt ... Daraus folge, daß ein geklontes Lebewesen nicht absolut identisch mit dem

Spender des Zellkerns sein müsse. Darauf bautledoch Paragraph sechs des Embryonenschutzgesetzes
aur  . - .

1 0 6 $ 6 / E S c D G ;
lVer künstl ich bewirkt, daß ein menschlicher Embryo mit der gleichen Erbinformation wie ein

ärd.."i E-brvo. ein Foetus, ein Mensch oder ein Verstorbener Äntsteht, wird mit Freiheitsstrafe

bis zu 5 Jahreri oder mit Geldstrafe bestraft. '
1,07 S 7I ESchG:

"Ver es unternimmt,
i. E-b-or"r mit unterschiedlichen Erbinformationen unter Verwendung mindestens etnes

menschlichen Embrvos zu einem Zellverband zu vereinigen,
i: ;; i  " i;; -.r..6li.h"n Embryo eine Zelle zu verbin?en, die eine andere Erbin{ormation als

die Zelle des Embrvos enthjlt und sich mit diesem weiter zu differenzieren vermag, oder

L durch Befruchtu;s einer menschlichen Eizelle mit dem Smen eines Tieres oder durch Befruchtung

.ineii i.r ischen Eizähe mit dem Samen eines Menschen einen differenzierungsfähigen Embryo zu

erzeugen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft '
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pönalisiert 101 - und der den Ländern so viele Sorgen bereitende Kindergartenplatz­
anspruch für Dreijährige 102 als verfassungsrechtlich untaugliche Lebens­
schutzmaßnahme 103. - Es bleibt abzuwarten, ob der aktuellen Diskussion um ein
Transplantationsgesetz, zu dem in den letzten Monaten auch schon einige Entwürfe
in den Bundestag eingebracht wurden, ein besseres Los beschieden sein wird 104. ­

Zur Gentechnik ist dem Gesetzgeber aber 1990 der große Wurf gelungen, eindeutig
und klar 105 die Herstellung von Klonen 106, Hybriden und Chimären 107 zu verbie­
ten. Das "Aus" für Huxleys Gammas, für Frankensteine sowie für Zentauren und
Meerjungfrauen wenigstens ist beschlossene Sache - vielleicht nur, weil man sie

Rudolphi in SK, vor § 218 Rn. 46:
"Die dogmatische Einordnung dieses Strafbefreiungsgrundes bereitet kaum überwindbare
Schwiengkeiten, zumal nach dem BVerfG die Konsequenzen, die sich an sich aus der
Rechtswidrigkeit eines Schwangerschaftsabbruchs ergeben, gerade nicht eintreten sollen .. ."
DreherlTröndle, vor § 218 Rn. 13g:
"In strafrechtsdogmatischer HinSIcht bringt der Tatbestandsausschluß ... 'Verwerfungen bei der
strafrechtlichen Unrechtsbestimmung' und führt zu einer 'verfahrenen Situation' .. ."

101 MaurachlSchroeder, Strafrecht BTll, 8. Auf!. 1995, § 6 Rn. 12:
"Auch das Verbot des Schwangerschaftsabbruchs innerhalb von zwölf Wochen ohne Beratung
dient nach den Intentionen des Gesetzgebers dem Schutz des werdenden Lebens ... Allerdings
handelt es SIch hIer bereIts um eme bloße abstrakte Gefährdung. AngeSIchts der vorhengen
Festlegung der meisten Schwangeren vor Aufsuchung der Beratungsstelle ... wird sich dieses
Rechtsgut hier kaum aufrechterhalten lassen und sich der Unrechtsgehalt zu einem bloßen
Formahenverstoß verflüchtigen."

102 § 24 Kinder· und ]ugendhilfegesetz (K]HG):
"Ein Kind hat vom vollendeten dritten Lebensjahr bis zum Schuleintritt Anspruch auf den Besuch
eines Kindergartens. Für Kinder im Alter unter drei Jahren und für Kinder im schulpflichtigen
Alter sind nach Bedarf Plätze in Tageseinrichtungen vorzuhalten. Die Träger der öffentlichen
Jugendhilfe haben darauf hinzuwirken, daß ein bedarfsgerechtes Angebot an Ganztagsplätzen zur
Verfügung steht."
Begr. SFHG, BT-DrS 1212605 (neu), S. 1:
"Das Schwangeren- und Familienhilfegesetz verursacht erhebliche Kosten, deren Ausgabe allerdings
auch angesichts der angespannten Haushaltslage von Bund, Ländern und Kommunen geboten ist,
um den Schutz des werdenden Lebens SOWIe von schwangeren Frauen und von Müttern zu
verbessern. Diese Kosten werden zwar auf verschiedene Träger verteilt, übersteigen jedoch die
Belastbarkeit einiger Bundesländer."

103 Begr. SFHG, S. 17:
"Wie bereits die Bezeichnung des Gesetzes zum Ausdruck bringt, werden in ihm gleichzeitig
konkrete Hilfen mit Rechtsanspruch angeboten, die in enger Zusammenarbeit mit den Mitarbeiter­
innen und Mitarbeitern von Beratungsstellen für typische Schwangerschaftskonfliktsituationen
entwickelt worden sind."
Dazu BVerfGE 88, 203:
"Auch die Schutzpflicht für das ungeborene Leben ist bezogen auf das einzelne Leben, nicht nur
auf menschliches Leben allgemein."

104 "Omnibu(-EntwurfTPG; TPG·E der Grünen; GruppenentwurfTPG vom 13.01.1997; siehe auch
RegE StrAndG· Organhandel ..

lOS Märkische Oderzeitung (MOZ) vom 04.03.1997, S. 1:
"Das Klonen von Menschen ist nach Expertenansicht in Deutschland doch erlaubt. 'Wenn Sie
derzeit einen ~enschenklonen wollen, werden Sie nicht bestraft', s~gte Ingo Hansmann, Direktor
des InstItutes für Humangen~t1kund medIZInIsche BIOlogIe m Halle, gestern m emem Pressegespräch.
Er beZIehe SIch damIt auf eme Lücke un Embryonenschutzgesetz ... Hansmann begründete seme
Aussage damit, daß der Zellkern beim Klonen nur 99 Prozent der Erbinformationen des
Nachkommen stellt ... Daraus folge, daß ein geklontes Lebewesen nicht absolut identisch mit dem
Spender des Zellkerns sein müsse. Darauf baut jedoch Paragraph sechs des Embryonenschutzgesetzes
auf ... "

106 § 6 J ESchG:
"Wer künstlich bewirkt, daß ein menschlicher Embryo mit der gleichen Erbinformation wie ein
anderer Embryo, ein Foetus, ein Mensch oder ein Verstorbener entsteht, wird mit Freiheitsstrafe
bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft."

107 § 7 J ESchG:
,.Wer es unternimmt,
1. Embryonen mit unterschiedlichen Erbinformationen unter Verwendung mindestens eines
menschlichen Embryos zu einem Zellverband zu vereinigen,
2. mit einem menschlichen Embryo eine Zelle zu verbinden, die eine andere Erbinformation als
die Zelle des Embryos enthält und sich mit diesem weiter zu differenzieren vermag, oder
3: durch Befruchtungeiner menschlichen Eizelle mit dem Samen eines Tie.res oder durch Befruchtung
emer tIenschen EIzelle mIt dem Samen emes Menschen emen dtfferenzlerungsfählgen Embryo zu
erzeugen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren oder mit Geldstrafe bestraft."



lVozu eigentlicb Medizinethik? 85

damals ohnehin für gentechnisch noch auf lange Zeit nicht machbar hielt 108)

Der Medizinethik ist es vor allem nicht gelungen, das Entstehen einer doppel-

bödigen Rechtslage zu verhindern - hat sie es überhaupt ernsthaft verzucht? 
'Wer

soziol-ökonomiscü privilegiert ist, wer zu den Durchsetzungsfähigen gehö.rt, kann

sich den Konsequenzen Ätziehen, treffen medizinethisch bedingte Verdikte ein-

mal ihn selbst - wohlgemerkt legal. Das Dogma heißt genaugenommen: ,,Du sol/sr

nicbt töten" - aber wenn Du geschickt bist' dann darfst Du doch'

Drei Beispiele: Aufgrund der Straflosigkeitsvoraussetzungen der indikations-

losen Abtreiüung sind nur sozio-ökonomisch Unterprivilegierte in der Gefahr, im

bürokratischen Hü.denlauf zu straucheln und sich bei einseitig ausgelegter Zwangs-

beratung ein Kind einredenloe oder sich durch die geringen Gelder lm der.Stiftung

,,Mrrtter"und Kindl< rli korrumpieren 112 zu lassen; das Verbot der ,,Abtreibung auf

Krankenschein" wird direkt dem Grundgesetz entnommen 1r3. - \Xfer beispielsweise

108 DER SPIEGEL 10/1997, S. 218:'-":\t;r;i.-.-;.h 
ri.ht ka""J", ""rsprechen wir auch nicht zu machen. Den geklonten Menschen

äarf und wird es nicht geben."
109  \  2191S IGB:'"' 

:ö;d.;;;;e dient dem Schutz des ungeborenen lebens. Sie hat sich von dem Bemühen lerten zu

ir:iä:äi;:":; i;;;;; d;. SÄ*-anserscha{t zu ermutigen und ihr Perspektiven für ein
^i;il;1,-ü; 

[i"d ," .;;ii;;;rl" roll f.' helfen, eine veräntwon]iche unä.gewissenhafte

;;;il;iä;;;; tr"ff.'. D"ü"i Ä'h der Frau bemßt sein, daß ds Ungeborene in jedem Stadium

dlii!".i;ä:;;üf.;;;h ,ü;;;;;;itü.' .in ag*.. Recht auf Leben ha"t und daß deshalb.nach der

ä::il;;il i;;rii.[*""e"?i8i'aftsabbruch"nur in Ausnahmesituationen in Betracht.kommen

Lä].j;ilä"tr.t';;;ä;;i,ä;; Ärstragen des Kindes eine Belastung eruächst, die so.schwer und

l,lfi:?-;;äi;li;i iil i;ß;ä.';;;$,i. öpi.is,.n," übersteigtl Die Beratungsoll durch Rar

iläriiläää;.*|**, äi. i" zrs"-menhang -ä de. Sch.*angeischaft bestehende Kcnfliktlage

,"[.*i""", ""a.ir& Notlre. ,bruhelfen. Dr-Nahere regelt das Schwangerschahskontllktgesetz.-
| ß Tuschuß'Eericht der AbBeordieten Männle, BT'DrS 1 I/l 434:' '" 

:*1#j,4i;'�i;"üi."'ääi ii;ö *",ä. ""a"r.,r";,, eingewandt, .... es [sei] ein rrnum_zu plauben,

daß mit einem Be.r"g. uon .i*" 1.500 DM eine 'schwerä Notlage' in dem in $ 218a SIGB delinienen

Sinne absewandt welden könne."
MOZ aim 23'/24.1 1.1 995:
"if.h";;i;J;;.i Br.d.*tift""g für Schwangere in Not von.1993 bis Ende Juni 1996 knapp 21

üilli;;;; M;;k;n l3 380 Sihwarigere in BranJenburgau:gereich"t worden'"

Beispiel eines Beschetdes der Bcrliner ,,Stiltung Htllelür dß IdmilLe'-:
-Sehr eeehne AntraRstellertn,
ä;:'il|;iläÄ;;l.r;;ifiils 

'Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen Lebens' erhalten Sie

foleende Hilfe:
bNZ 100,- für Stillbedarf ergänzen-d zur Sozialhilfe , -
Dü tiö:- itii Ltit"t*t"tttilg des Kindes ergänzend zur Sozialh'
DM 700,- für Vaschmaschrne.
öi; Hilf; i"'r*..t *äU"ri"n, a.n. rl. darf nur für diesen Zweck veruendet werden." -

nt(;;;'ää;;;;;;E;;i,;;;,iner Stiftung,,Mutw und Kind ' Schutz des ungeborenen Lebens":"^ ' ( i iä ; ' t \ , i i ; . f "  
a1r S, i i  " " .*  [4. . i ' "  f " i  A. f*"rd""gen,  d ie im Zu-sa-mmenhrng mir  der

(:ü**.;.;h;i'".ä'a"i. ö"ü""" rä*i. a.' Pflege und Eizi.hung eines Kleinkindes entstehen,

Hilfen e"ewähn werden, insbesondere für
1. die Eistausstattuns des Kindes'
2. die Veiterfuhrunides Haushalts,
3. die Vohnung und Einrichtung,
4. die Betreuuni des Kleinkrndes.
ir)'L:.ff;;;:;;il rra;ii.i"'i i.li if,"ng dürfen nur.gewähn oder. zugesagt werden, wenn die Hilfe

irf andere\üeis. nicht oder nicht rechtzeitrg mögltch tst oder nrcht ausrelcnt'
(3) Nähere Einzelheiten regeln die Richtlinien "

112 Hamburper Snatorin Marilng im Bundesrat am 18'12'1987:"'-ä;'ffi;ä;;h 
ä;;v;;i;i '",';;['ai; t";J';'esi'.^4g slaube, den \üillen,zum Kind kaufen zu

täi,i..,'äirii ' Ji"."i*."Fä".", iie, obwohl sozi'al b.düfüig, kei".n Abbruch in.Emägunt'i:hf 1
sind für Hilfen _aus dir.Stiftung n_icht vorgesehen, es.set denn. man akzeptrert strllscnvergen^o' qaD

;l;; 
^hitf;ü;;ilf 's. 

S.h*rng.r" uberlegunBen zu_ernem Abbruch 'oniuscht, auch wenn sre rhn

;;;;'fi;itkti;f .*asr, ,'ä auf diese"\üeise an finanzielle Hilfe zu kommen "

1ß BVerfGE 88,203:
.Dai Grundeesetz läßt es nicht zu, für die Vornahme eines schwrngerschaftsabbruchs, dessen

fr::"h;iiÄ;?;i;-.i;;; f;;;s;;i"lü -i,d, .inen Anspruch auf .Leiitungen {e1 se,seulichen
iü;;iäl,':;il:#;;;^;;;1ü;;'.'oi.-C.*eh'""g vÄ Sozialhilre rür nicht mit strare-bedrohte

l'.fi;;;;;i,;t;;üL'#hT;";üä;lE:l{:.1',"'," 11.9.:"X1l",iJiTfY*":5;i:lXff'S*':::
dem geäenüber  ebensowen ig  ver fassungsrecht l t ch  zu

A rbeiisJntselts."
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damals ohnehin für gentechnisch noch auf lange Zeit nicht machbar hielt lOS?

Der Medizinethik ist es vor allem nicht gelungen, das Entstehen einer doppel­
bödigen Rechtslage zu verhindern - hat sie es überhaupt ernsthaft versucht? Wer
sozio-ökonomisch privilegiert ist, wer zu den Durchsetzungsfähigen gehört, kann
sich den Konsequenzen entziehen, treffen medizinethisch bedingte Verdikte ein­
mal ihn selbst - wohlgemerkt legal. Das Dogma heißt genaugenommen: "Du sollst

nicht töten" - aber wenn Du geschickt bist, dann darfst Du doch.

Drei Beispiele: Aufgrund der Straflosigkeitsvoraussetzungen der indikations­
losen Abtreibung sind nur sozio-ökonomisch Unterprivilegierte in der Gefahr, im
bürokratischen Hürdenlauf zu straucheln und sich bei einseitig ausgelegter Zwangs­
beratung ein Kind einreden 109 oder sich durch die geringen Gelder 110 der Stiftung
"Mutter und Kind" 111 korrumpieren 112 zu lassen; das Verbot der "Abtreibung auf
Krankenschein" wird direkt dem Grundgesetz entnommen 113. - Wer beispielsweise

108 DER SPIEGEL 10/1997, S. 218:
"Was wir noch nicht können, versprechen wir auch nicht zu machen. Den geklonten Menschen
darf und wird es nicht geben."

109 § 219IStGB:
"Die Beratung dient dem Schutz des ungeborenen Lebens. Sie hat sich von dem Bemühen leiten zu
lassen, die Frau zur Fortsetzung der Schwangerschaft zu ermutigen und ihr Perspektiven für ein
Leben mit dem Kind zu eröffnen; sie soll ihr helfen, eine verantwortliche und gewissenhafte
Entscheidung zu treffen. Dabei muß der Frau bewußt sein, daß das Ungeborene in jedem Stadium
der Schwangerschaft auch ihr gegenüber ein eigenes Recht auf Leben hat und daß deshalb nach der
Rechtsordnung ein Schwangerschaftsabbruch nur in Ausnahmesituationen in Betracht kommen
kann, wenn der Frau durch das Austragen des Kindes eine Belastung erwächst, die so schwer und
außergewöhnlich ist, daß sie die zumutbare Opferr;renze übersteigt. Die Beratung soll durch Rat
und Hilfe dazu beitragen, die in Zusammenhang mIt der Schwangerschaft bestehende Konfliktlage
zu bewältigen und einer Notlage abzuhelfen. Das Nähere regelt das Schwangerschaftskonfliktgesetz."

110 Ausschuß-Bericht der Abgeordneten Männle, BT-DrS 11/1434:
"Seitens der Fraktion der SPD wurde andererseits eingewandt, .... es [sei] ein Irrtum zu glauben,
daß mit einem Betrage von etwa 1.500 DM eine 'schwere Notlage' in dem in § 218a StGB definierten
Sinne abgewandt werden könne."
MOZ vom 23.124.11.1996:
"Bisher sind aus der Bundesstiftung für Schwangere in Not von 1993 bis Ende Juni 1996 knapp 21
Millionen Mark an 13 380 Schwangere in Brandenburg ausgereicht worden."
Beispiel eines Bescheides der Berliner "Stiftung Hilfe für die Familie":
"Sehr r;eehrte Antragstellerin,
aus Mitteln der Bundesstiftung 'Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen Lebens' erhalten Sie
folgende Hilfe:
DM 100,- für Stillbedarf ergänzend zur Sozialhilfe
DM 910,- für Erstausstattung des Kindes ergänzend zur Sozialh.
DM 700,- für Waschmaschine.
Die Hilfe ist zweckgebunden, d.h. sie darf nur für diesen Zweck verwendet werden."

111 § 4 des Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung "Mutter und Kind - Schutz des ungeborenen Lebens":
"(1) Aus Mitteln der Stiftung können für Aufwendungen, die im Zusammenhang mit der
Schwangerschaft und der Geburt sowie der Pflege und Erziehung eines Kleinkindes entstehen,
Hilfen gewährt werden, insbesondere für
1. die Erstausstattung des Kindes,
2. die Weiterführung des Haushalts,
3. die Wohnung und Einrichtung,
4. die Betreuung des Kleinkindes.
(2) Leistungen aus Mitteln der Stiftung dürfen nur r;ewährt oder zugesagt werden, wenn die Hilfe
auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig möglIch ist oder nicht ausreicht.
(3) Nähere Einzelheiten regeln die Richtlinien."

112 Hamburger Senatorin Maring im Bundesrat am 18.12.1987:
"Es drängt sich der Verdacht auf,. die Bundesrer;ierung glaube, den Willen zum KÜld kaufen zu
können; denn dleJentgen Frauen, dIe, obwohl SOZial bedürftig, kemen Abbruch In Erwagung Ziehen,
sind für Hilfen aus der Stiftung ni~ht vorgesehen, es sei denn, man akzeptiert stillschweigend, daß
eine hilfsbedürftige Schwangere Uberlegungen zu einem Abbruch vortäuscht, auch wenn sie ihn
gar nicht wirklich erwägt, um auf diese Welse an finanzielle Hilfe zu kommen."

113 BVerfGE 88, 203:
"Das Grundgesetz läßt es nicht zu, für die Vornahme eines Schwangerschaftsabbruchs, dessen
RechtmäßIgkelt nicht festgestellt WIrd, einen Anspruch auf Leistungen der gesetzlIchen
Krankenversicherung zu gewähren. Die Gewährung von Sozialhilfe für nicht mit Strafe bedrohte
Schwangerschaftsabbrüche nach der Beratungsregelung in Fällen wirtschaftlicher Bedürftigkeit ist
dem gegenüber ebensowentg verfassungsrechtltch zu beanstanden wie die Fortzahlung des
Arbeitsentl':elts."
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eine Niere braucht und sich nicht rund drei Jahre in die \üarteschlange von 47.000

Dialysepatienren 1ra einreihen möchte, soll diese sich auch künftig in Indien, im Irak

oder in Pakistan für einige Tausend Dollar kaufen und implantieren lassen dürfen.

Dort kennt man viele'Süege, Spender zu finden 115. Die Richtigkeit der Straflosigkeit

des Organempfängers wird vom Gesetzgeber mit seiner ,,notstandsähnlichen Situa-

tion" begründet 116. Seltsam nur, daß wir diese Argumentation nicht etwa auch auf

süchtige Heroinkäufer anwenden, denen wir kaum auch nur Schuldminderung zu-

kommen lassen ...117 Die Nachbehandlung in der Bundesrepublik übernimmt übri-

gens die Solidargemeinschaft, zahlt also die Krankenkasse rr8. - IJnd geht es schließ-

lich ans Sterben, stehen Durchsetzungsfähigen und vielleicht Solventen Helfer wre

Hackethal lle oder Ayott t2a zur Seite, die mit medizinisch als auch juristisch ausge-

114 Siehe DER SPIEGEL 40/1995, S. 116'
iis Sl.tr" orn splEGEL 46/19i6, S. 2i9 ff.; Daus./Metz.Kurschel/Philipp, Deutsche Mediziniscbe

Wochmschrift @MW) 121 (1996), 1341 f 
-

116 ..Omnibu{-Entuur[TPG, S' 30.
ll7 YzI. BGH, Strafoerteidiser (StV) 1988, 198:

-ö", SCü h"t' i-*., Ji"d.r a'usgesprochen, daß die Abhängigkgg -vgg Btln [Betäubungsmitteln]
fur.i.h "l l" ln no.h nicht eine erhöli ihe Verminderung der Sc-huldfähigJ<eit begründet. Diese Folge

ist bei einem Rauschgiftsüchtigen nur ausnahmsweise gegeben, zum,Bersprel,wenn... der läter

unte.r stuken Entzugserschernungen lerdet und durch sle dazu ßetrreben vlrd, srch mlttels erner

Strattat LrroRen zu verscnarren ...
118 Daus/Metz-Kurschel/Philipp, DMW 121 (1996), 13a4:

_ tX1.n" . . .  d ie  in  D. r r rä l r i ^nd  *oh .änden D ia lysepat ien ten . . .  w issen,  daß s ie  nach e iner

to-*..ri"l l .n Trmsplantation in der Dritten Velt st]affrei bleiben, und nach der Rückkehr in

d ie  He imat  uon den^  deutschen Arz ten  bes tmög l ichs t  behande l t  werden,  wr rd  der  Trans-

pi"ri iorrtorri.-us weiter zunehmen. Viele deutscf,e Dialysepatienten sind.bereit und finanziell

i" itr ;" a"r Laee. die qefordenen Transplmtationskosten-aufzubringen. Die aktuell bestehende

V.i".-.. a."iüh.i ltr*k"nk*ren, diä in Indien anfallenden Kostä zu übernehmen, wird das

Gesäh:ift äar behindern, aber nicht effektiv eindämen."

119 Siehe OLG Müncbm, NJV 1987,2940:- - 
:N;;h di;; Krirerien'der RechtsprechunR scheidet eine unmittelbare Begehungstäterschaft aus

ö* Cif- wurde Frau E nicht eingeflößt. Sie-hat den Giftbecher vielmehr ohne Hilfe Dritter selbst

;; M;"d ;.futn und dro Gift s"etrunken. Dmit hat sie den lebensvernichtenden Akt eigenhandig

""i*"2tt. .1. Da sie aber bis zuläzt die freie Entscheidung darüber hatte, ob. sie das Gift einnimt

"ä.? "t[t, U.tt*rschte a.llein sie und nich.t Prof. H[ackethi] noch, sonst wer dx zm Jode 
führende

Geschehen. Der Beitrag der Angeschuldigten ging damit über den Gehrlten nrcht htnaus und ist

J.tträü"t..,r"n"se B.iTri lfe zurSelbsttötüng z-u denen ... Prof. H wrde auch nicht deshalb zum

i:ii..lin.. fo,"nesdelikts, weil er nach Einn"ahme des Giftes durch die Suizidentin keine-äztlichen

uiif*"ß;"tt-.. ireriffen hat ... Verlien der Suizident, so der BGH, infolge Bewußtlosigkeit

endeültis die tatsächliche Möglichkeit der Beeinflussung des Geschehens ('Tatherr,schah')'so hängt

der Eintätt des Todes ietzt alleiin vom Verhalten des Garanten ab ... Voraussetzung für den U bergang

der effektiven Tatherischaft und für das Vorliegen dir Kausalität ist. jedenfalls, daß der Garant die

i"tsaihliche Möelichkeir besitzt, durch sein Eiigreifen dem Geschehen die entscheidende Wende

zu seben ... Daß?rof. H als Arzt die tatsächlichJMöglichkeit erkannt hätte, den.Tod mit etner an

5i.f i".h.it crenzenden Vahrscheiniichkeit zu verhinäern, läßt sich nicht feststellen ..."

BVerfGE 72,248:
-O.1So.h;..d"führer lHacketall plant, die Beschwerdeführerin an einen Tropf anzuschließen,

äen sie selbst bedienen kann. Eine K'mmer des Geräts soll Traubenzuckersaft und die andere eine

ioä]i.6 *lit."a. N"ilo..löms.nthalten, wobei sich die Beschierdeftihrerin selbst entscheiden

i.tt,.ü rl. i i .n die Narkoselösu"ng beibringen wil l ... Die_Verfusungsbeschwerde ist unzulässig....

Damit wil l der Beschwerdeftihrer durch das Bundesvertassungsgertchts unter Ausschallung der

Srrafeerichte 
'freieesprochen' werden, bevor er überhaupt die beabsichtrgte Sterbehtlte geletstet

har. Zu dieser wil l ir^sich erst entschließen, *enn die Rechtsfragen zu $ 216 SIGB in seinem Sinne

entschieden worden sind."
VG Karlsrshe. lZ 1988,208:
..Sotange aie äechtsfragen zu-de.n gg 216,323c SIGB, die der Kläger [Hackethal] geklän wrssen

möchte, in seinem Sinne durch die hrertür zuständlgen stratgerrchte nlclt geklart slnd, Kann von

ä;; p;ür;i; i .h; ;"ri"ngt *"rd.r, rnrätig zu. bleiben] wenn siä 'on einer beabsichtrgten Srerbehilfe

-n d"-..k"nnbare. Z'iel unrerrichtet *:orden ist, vorab eine'verbindliche Entschiidung'darüber

,".r. i i .". daß diese nicht strafbar ist ... Kmn danach nicht beanstandet werden,-daß die Polizei

ä.- f[: is;r Ji" beabsichrigte'aktive Sterbehilfe'untersagt hat, so_erwe.ist.sich auch die mit dieser

it i i i" i.t i  vollziehbar erkl"änen Verfügung verbundene Zwangsgeldandrohung als rechtmäßig."

Siehe auch Hachethal, Humanes Sterbm, 1l988.

I2A TAZ oom 1).03.1994:-- 
;-. di. E*r. Große Strafkamer des Landgerichts Augsburg hält den ehemaligen Präsidenten der

O. " i rJ "n  Gese l lschaf t  fü r  Hum" .e i  S terben ID_GHS) ,  H,ans-Henn ing  At ro t t ,  der

Steuerhinterziehung und des Verstoßes gegen dr C. hemikdiengesetz für schuldtB. h r wurde gestern

wegen der unerlaubren veitergabe von Zyankalr zu elner frelheltsstrate von zwel Jahren aut
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eine Niere braucht und sich nicht rund drei Jahre in die Warteschlange von 47.000
Dialysepatienten 114 einreihen möchte, soll diese sich auch künftig in Indien, im Irak
oder in Pakistan für einige Tausend Dollar kaufen und implantieren lassen dürfen.
Dort kennt man viele Wege, Spender zu finden 115. Die Richtigkeit der Straflosigkeit
des Organempfängers wird vom Gesetzgeber mit seiner "notstandsähnlichen Situa­
tion" begründet 116. Seltsam nur, daß wir diese Argumentation nicht etwa auch auf
süchtige Heroinkäufer anwenden, denen wir kaum auch nur Schuldminderung zu­
kommen lassen ... 117 Die Nachbehandlung in der Bundesrepublik übernimmt übri­
gens die Solidargemeinschaft, zahlt also die Krankenkasse 118. - Und geht es schließ­
lich ans Sterben, stehen Durchsetzungsfähigen und vielleicht Solventen Helfer wie
Hackethal 1l9 oder Atrott 120 zur Seite, die mit medizinisch als auch juristisch ausge-

114 Siehe DER SPIEGEL 40/1996, S. 116.
115 Siehe DER SPIEGEL 46/1996, S. 259jf.; Daus/Metz·KurscheIlPhilipp, Deutsche Medizinische

Wochenschrift (DMW) 121 (1996),1341 ff.
116 "Omnibus·.Entwurf'rPG, S. 30.
117 Vgl. BGH, Strafverteidiger (StV) 1988,198:

.Der BGH hat immer wie.der ausgesprochen, daß die Abhängigkeit von Btm [Betäubungsmitteln]
für SIch allem noch nIcht eme e.rhebltche Vermmderung der Schuldfähigkelt begründet. DIese Folge
ISt bel emem Rauschgtftsuchttgen nur ausnahmsweise gegeben, zum Beispiel wenn ... der Täter
unter starken Entzugserscheinungen leidet und durch sie dazu getrieben wird, sich mittels einer
Straftat Drogen zu verschaffen .. ."

118 Daus/Metz.Kurschel/Philipp, DMW 121 (1996),1344:
"Wenn ... die in Deutschland wohnenden Dialysepatienten ... wissen, daß sie nach einer
kommerziellen Transplantation in .000er Dritten Welt straffrei bleiben, und nach der Rückkehr in
die Heimat von den deutschen Arzten bestmöglichst behandelt werden, wird der Trans·
plantionstourismus weiter zunehmen. Viele deutsche Dialysepatienten sind bereit und finanziell
auch in der Lage, die geforderten Transplantationskosten aufzubringen. Die aktuell bestehende
Weigerung deutscher Krankenkassen, die in Indien anfallenden Kosten zu übernehmen, wird das
Geschäft zwar behindern, aber nicht effektiv eindämmen."

119 Siehe OLG München, N]W 1987,2940:
"Nach diesen Kriterien der Rechtsprechung scheidet eine unmittelbare Begehungstäterschaft aus.
Das Gift wurde Frau E nicht eingeflößt. Sie hat den Giftbecher vielmehr ohne Hilfe Dritter selbst
zum Mund geführt und das Gift getrunken. Damit hat sie den lebensvernichtenden Akt eigenhändig
ausgeführt ... Da sie aber bis zuletzt die freie Entscheidung darüber hatte, ob sie das Gift einnimmt
oder nIcht, beherrschte allem sie und nIcht Prof. H[ackethal] noch sonst wer das zum Tode führende
Geschehen. Der Beitrag der Angeschuldigten ging damit über den Gehilfen nicht hinaus und ist
deshalb als straflose Beihilfe zur Selbsttötung zu werten ... Prof. H wurde auch nicht deshalb zum
Täter eines Tötungsdelikts, weil er nach Einnahme des Giftes durch die Suizidentin keine ärztlichen
Hilfsmaßnahmen ergriffen hat ... Verliert der Suizident, so der BGH, infolge Bewußtlosigkeit
endgültig die tatsächliche Möglichkeit der Beeinflussung des Geschehens ('Tatherrschaft') ..so hängt
der Eintritt des Todes jetzt allein vom Verhalten des Garanten ab ... Voraussetzung für den Ubergang
der effektiven Tatherrschaft und für das Vorliegen der Kausalität ist jedenfalls, daß der Garant die
tatsächliche Möglichkeit besitzt, durch sein Eingreifen dem Geschehen die entscheidende Wende
zu geben ... Daß Prof. H als Arzt die tatsächliche Möglichkeit erkannt hätte, den Tod mit einer an
Sicherheit grenzenden Wahrscheinlichkeit zu verhindern, läßt sich nicht feststellen .. ."
BVerfGE 76, 248:
"Der Beschwerdeführer [Hacketal] plant, die Beschwerdeführerin an einen Tropf anzuschließen,
den sie selbst bedienen kann. Eine Kammer des Geräts soll Traubenzuckersaft und die andere eine
tödlich wirkende Narkoselösung enthalten, wobei sich die Beschwerdeführerin selbst entscheiden
soll, ob sie sich die Narkoselösung beibringen will ... Die Verfassungsbeschwerde ist unzulässig ...
Damit will der Beschwerdeführer durch das Bundesverfassungsgenchts unter Ausschaltung der
Strafgerichte 'freigesprochen' werden, bevor er überhaupt die beabsichtigte Sterbehilfe geleistet
hat. Zu dieser will er sich erst entschließen, wenn die Rechtsfragen zu § 216 StGB in seinem Sinne
entschieden worden sind.·
VG Karlsruhe,]Z 1988,208:
"Solange die Rechtsfragen zu den §§ 216, 323c StGB, die der Kläger [Hackethal] geklärt wissen
möchte, in seinem Sinne durch die hierfür zuständigen Strafgerichte nicht geklärt smd, kann von
der Polizei nicht verlangt werden, untätig zu bleiben, wenn sie von einer beabsichtigten Sterbehilfe
mit dem erkennbaren ZIel unterrichtet worden ist, vorab eine 'verbindliche Entscheidung' darüber
zu treffen, daß diese nicht strafbar ist ... Kann danach nicht beanstandet werden, daß die Polizei
dem Kläger die beabsichtigte'aktive Sterbehilfe' untersagt hat, so erweist sich auch die mit dieser
für sofort vollziehbar erklärten Verfügung verbundene Zwangsgeldandrohung als rechtmäßig.·
Siehe auch Hackethai, Humanes Sterben, 1988.

120 TAZ vom 15.03.1994:
.... die Erste Große Strafkammer des Landgerichts Augsburg hält den ehemaligen Präsidenten der
Deutschen Gesellschaft für Humanes Sterben (DGHS), Hans-Henning Atrott, der
Steuerhinterziehung und des Verstoßes gegen das Chemikaliengesetz für schuldig. Er wurde gestern
wegen der unerlaubten Weitergabe von Zyankali zu einer Freiheitsstrafe von zwei Jahren auf
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klügelten Methoden nicht nur für ihre eigenen rechtlichen und vielleicht auch fi-

n"nii.ll.n Interessen, sondern auch dafür iorg.tt, daß, wenn schon im Tod, so aber

wenigstens nicht vor dem Tod aile gleich sind ...

Steht vielleicht ohnehin zu erwarten, daß zuktlnftig die Frage der Medizin: ,,Vas

darf - was muß getan werden?" weniger ethisch als ,,monetisch" beantwortet werden

wird 121? Ist es nicht so, daß schon jetzt weltweit gesehen medizinische Versorgung

nicht nach Kriterien des Lebensschutzes erfolgt, sondern eine Frage des Geldes istt2?

Die euphemistisch ,,Kostendämpfung im Gesundheitswesen" genannte Einführung

der Zwei-Klassen-Medizin h"t anch ittnerhalb der Bundesrepublik begonnenla. ,,Geld

oder Leben" könnte die Frage bald für Altere lauten, bei denen sich etwa eine Organ-

Ber.ährune verurte i l t  . . .  Zu Beginn des Verfahrens hat te Atrot t  von seinem Anwalt  ' .  ern

äi;J:;;ä8' ä'i;;ä;i; ;;.;.' i ' i;;.;;. Er' Atrott, habe selbsr an einige Personen lvenkati
rbgegeben und darüber hinaus Dritte veranlaßt,-es an Sterbewtlltge zu verabrelche-n ttDer nrcnt
' 

"'"?riorf"n. b.r.i.h"rune; rondern die Hilfe für todkranke Menschen sei sein Moliv Fewesen'
. 

', 'N"äi"-äral; 
;;;;;.";.;;; die Zyankali-Kapseln - meist zum Preis von 1 000 bis 5'000

'"l"ril ':;;;";";;';;;$ -:öt; St-to'n*"lt ließ'in sernem Plädover erkennen' daß Atrott

;::;*"r.:1,;";;i* z"l.ilAi[*d.iu"'Ji.nt h"b.. Die 134 ang4lagtin Fälle seien rur,die Spitze

desti$"rgs. Beieinem Einkaufspreis von l0bis 20 Pfennigen pro Grmm undelnem Vert(aulsPrers

von 3.000-Mark und mehr pro Gramm würde deutltch' vorum es gegängen s€r'

Die Weh am 16.04'1994:
-öi.'fj."i.li" ö.r.it..h"f, für Humanes Sterben (DGHS) hat offensichtlich-auch noch nach der

V;;;;f*äii';iÄil*." pÄiä."i"" u*t H.''i ig Atro'tt Gift tur einen Selbstmord angeboten

... Die Ziv'ilkammer des Landgerichts Augsburg hät es tür eruresen' dals wlchmann oer rrau

;;;;";h;il;;. ii;iiei ä.r Besctrattuns von curare-ahrucnem Gift, das zuverlässiger sei als Zv:nkal-i,

behilflich zu sein. Für nicht bewiesen}ält das Gericht dagegen dre Aussage der Frau, sle natte lur

das Gift 7000 Mark bezahlen sollen.'
Siehe auch ,4rror t, n"*."ri'Sürüi., in Sterbehitfe ' Mitleid oder Mord' 1984' S' 87 f'

121 Die lVeh am Sonntapam 01.10.1995:'' ' 
:ö:" i;;;';;; p;;?".r;;Mühih"u, ... irt, daß ein behindenes ungeborenes Leben einer Kosten-

i.i.tr"n f,"ahrrng unterzoRen werde und dann, wenn es zu teuer erschernt, abgetrleben weroen

.oll ... Krankenkaisen könnien ... Frauen- und Kinderärzte unter l)ruck setzen mlt dem l\rtument'

ihnen (den Kassen) 'als Krrä;;;;;i".t'ü.6i"a."". f indes entstünden'in erheblichem Maße

ä;;äi; ö'.ü;4"i' ', äiä|ii.i rriä*;";';;;h ;.; b.t..u.'d. Gynäkolose zu verantworten habe'

i:;;'ä;'Fdt.-:i"ßliiri u.i r..r'ir"üis"üEi["n""n einer Fehlb'ildung.die Eltern zrr Abtreibung

:;J[i:i#:'ää."i, i"ä"fi.l-a-lä x."l.-iti ' ai*"n Eingriff' niäht aber die Kosten für die

lebenslange Betreuung des Kindes anfallen "

bi,ii tüärs,änder2r Hospizhilfe, in DER SPIEG-E1.I1/1994' S' 79:
_Vielleicht arsumentreren J;'K#[ä;k;; b"iJ, D" kannst bei mir nur Mitglied werden, wenn

är "t.h ein P"atiententestament hxt. Das erspart Kosten'"
nzötf|piEö'tl'r')1t;i"thi;,r"f"o-"i Äiii-Vr.J"il .in. neue virkstoff-Kombination kann

80o/o der Patienten retten (in den reichen Ländern)'"
Kubse, Die ,,Heiligheit des Lebens' in der Medizin, S' .73:
-\üenn man ... zersen r..r"iä, ärnä" i;.t;ii[ J"i iittr.""aen kapitalistischen Länder kausal für den

t"ä."1f1.i." .f.,,".;;l;;i;;;ä;;ä 'i.i"il-i"a"' aer Drittei Velt verantwonlich ist und somit

auch für ... den Tod a"t.'tt-tJi.t"-tr"iiü"r" ft""kh.ir"n it di.r.n Ländern, dann vären die

.i*"i*"äri.ü""]u; di;;; i,;iirii;';;l;-ft. d*T;J "1i i"".. verantwonlich zu machen, deren

Lebensrettung sie unterlassen ..."
fi i;;;;:i;i;,äiäüü,'ääiärinr Klinische pbarmahotogic, zmtratkranhubaus Sanht-Jürgm-Stral?e

in Brcmm, in Vomätts 3/1996, S. 11:
. , l t l i . - t  "U.^ in d.n Kl in iken . ' i ; ; ; t ; . "g.  Budget ierung.  Das is t  s innvol l ,  wei l .sonst  d ie Kosten

;;Ä, il;;;i;;äli;';;lä;-;"d. öLiÄ".i; g könrien Leistun gen.nicht mehr zur verftigung

eestellt werden, weil in Arzneimittelbudget die Minel für die entsprechende- I heraPre nrcht menr

?;;i;;U;:i;ä .:.i; ilä;;;f i;i;i;"iji.u?rn"'"pi"n, etwa bei beitimmten Neruenerkrilkllq-11

;ä;.-E;i'Elei|.;;kli.Ur, Jä ü"" '."ä. *irtr*. bhemotherapie zur Verfügung steht' Sie kostet

oropat ientprolahrt0oooöL4;; [ ;  . ; ; i , t l r i *g ioooUi,  l0000'Mark Dasist- inäemBudgetnicht
""lJfr. 

"ä.irää".i.;;eä;;-ü;;.n *ir rol.h"'t.'ren, innovrtiven Therapien in der Klinik nichr

mehr durchführen.'
DER SPIEGEL 50/1996, S. 29:
:6:; i:fi#;#cri"iä. sir*r., r"ch einem Schlaganfall in die Münchner Uniklinik einpeli.efen,

li";.; r"s'end.n DurchfCllen und hohem Fieber -. Me_hrere Medikamente R:ob,tenen dre A,rzte
l i t t unter rasend.n Durchfcllen und hohem Fieber ... Me-hrere MedlKamente R:gD,teI:n 

orc 1,I
""., Jo.h k.in.s hatte Erfolg .. Ein arfwendiger Blu-ttest.brachte AulklärunB:,D-r1rl:jtj::t^: *K:

iäilil:ffi til'ö;äö;"r;;;l;;üü",t,ä;i'g.s.. M.äit *.n," resistent g"eworden waren ... Das

;;;;il#. ö;i:';#;.'"1"ü;;;iii;;li$;' f;?;."kokkerresistenz war där ereteTall di::'-'-\T:
orominente Oofer einer lebensgefihrl ichen Enterokokkenreslstenz war der erste ri l l  qleser ̂ rL'

il;'äii"il;";f';"iji;i;;;ä-i;.i'i"-ü"t'"na"t' hatte' Doch Strack ist nach ÜberJeugunq des
I  D  r  - - , i - r , - ^ -  r . , - ^ ^ -  ü - : - - - - - -  L - i ^ -  R " . i t ä t .  T e r r < e n d .  s e i e n  i n  D e u t s c h l a n dffi ü'äi. ;'::ä: [iäi;iö i ü; H Jiö" ii i". 

-n"'i, 
r,, i """'d'' :l: l : 1.?-":'::-T:*M ü n c h e n e r  B a k t e r i o l o g e n  l ü r g e n  H e e s e m a n n  k e t n e  K a r l t a t :  I  a u s e n o e  s e l e n  r l r  v c u L s r r ' a r r u

öffi;ä.""l';i''ö.i;i1;ill;*.ü;;h; äll:l.t*[..:g.:]:li*:.ly.-11::i,Y,::*',{::m o q l l c n e r w c l s c  s ( t l u r l  d r r  ' "  b - - - - : -  : '  ,

äi"g'."i i ir i .tt- Oaß die Symptome so selten erkannr würden' hänge auch mtt den sParzwrngen der
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klügelten Methoden nicht nur für ihre eigenen rechtlichen und vielleicht auch fi­
nanziellen Interessen, sondern auch dafür sorgen, daß, wenn schon im Tod, so aber
wenigstens nicht vor dem Tod alle gleich sind ...

Steht viel1eicht ohnehin zu erwarten, daß zukünftig die Frage der Medizin: "Was
darf - was muß getan werden?" weniger ethisch als "monetisch" beantwortet werden
wird lll? Ist es nicht so, daß schon jetzt weltweit gesehen medizinische Versorgung
nicht nach Kriterien des Lebensschutzes erfolgt, sondern eine Frage des Geldes ist122?
Die euphemistisch "Kostendämpfung im Gesundheitswesen" genannte Einführung
der Zwei-Klassen-Medizin hat auch innerhalb der Bundesrepublik begonnen123

• "Geld
oder Leben" könnte die Frage bald für Ältere lauten, bei denen sich etwa eine Organ-

Bewährung verurteilt ... Zu Beginn des Verfahrens hatte Atrott von seinem Anwalt ... ein
umfassendes Geständnis verlesen lassen. Er, Atrott, habe selbst an einige Personen Zyankali
abgegeben und darüber hinaus Dritte veranlaßt, es an Sterbewillige zu verabreichen. Aber nicht

;0 persönliche Bereicherung, sondern die Hilfe für todkranke Menschen sei sein Motiv gewesen.
'ce Namen wurden vorgetragen, an dIe Zyankah-Kapseln - meist zum Preis von 3.000 biS 5.000
Mark - abgegeben wurden ... Der Staatsanwalt ließ in seinem Plädoyer erkennen, daß Atrott
ausgesprochen gut am Zyankalihandel verdient habe. Die 134 angeklagten Fälle seien nur die Spitze
des Eisbergs. Bel einem Einkaufspreis von 10 bis 20 Pfennigen pro Gramm und einem Verkaufspreis
von 3.000 Mark und mehr pro Gramm würde deutlich, worum es gegangen sei."
Die Welt am 16.04.1994:
.Die Deutsche Gesellschaft für Humanes Sterben (DGHS) hat offensichtlich auch noch nach der
Verhaftung ihres früheren Präsidenten Hans Hennig Atrott Gift für einen Selbstmord angeboten
... Die ZiVilkammer des Landgerichts Augsburg hält es für erwiesen, daß Wichmann der Frau
versprochen hat, ihr bei der Beschaffung von curare-ähnlichem Gift, das zuverlässiger sei als Zyankali,
behilflich zu sein. Für nicht bewiesen hält das Gericht dagegen die Aussage der Frau, sie hätte für
das Gift 7000 Mark bezahlen sollen."
Siehe auch Atrott, Humanes Sterben, in Sterbehilfe - Mitleid oder Mord, 1984, S. 87jf.

121 Die Welt am Sonntag am 01.10.1995:
.Die Sorge von Professor Mühlhaus ... ist, daß ein behindertes ungeborenes Leben einer Kosten­
Nutzen Rechnung unterzogen werde und dann, wenn es zu teuer erscheint, abgetrieben werden
soll ... Krankenkassen könnten ... Frauen- und Kinderärzte unter Druck setzen mit dem Argument,
ihnen (den Kassen) 'als Kostenträgern' eines behinderten Kindes entstünden 'in erheblichem Maße
finanzielle Schäden:, die ihrer Meinung nach der bet~euende GynäkoloJ>e zu verantworten habe.
Für den Fall, daß Sich bel rechtzemgem Erkennen emer Fehlbildung d,e Eltern zur Abtreibung
entschieden, würden ja lediJ>lich die Kosten für diesen Eingriff, nicht aber die Kosten für die
lebenslange Betreuung des Kmdes anfallen.«
Dörner, Mitbegründerder Hospizhilfe, in DER SPIEGEL 11/1994, S. 79:
•Vielleicht argumentieren die Krankenkassen bald: Du kannst bei mir nur Mitglied werden, wenn
du auch ein Patiententestament hast. Das erspart Kosten."

122 DER SPIEGEL 2/1997 (Titelseite): .Das AidS-Wunder - eine neue Wirkstoff-Kombination kann
80% der Patienten retten (in den reichen Ländern)."
Kuhse, Die "Heiligkeit des Lebens" in der Medizin, S. 73:
•Wenn man ... zeigen könnte, daß die Politik der führenden kapitalistischen Länder kausal für den
bedenklichen ökonomischen Zustand vieler Länder der Dritten Welt verantwortlich ist und somit
auch für ... den Tod durch leicht heilbare Krankheiten in diesen Ländern, dann wären die
Verantwortlichen für diese Politik auch für den Tod all jener verantwortlich zu machen, deren
Lebensrettung sie unterlassen ..."

123 Schönhofer, Direktor des Instituts für Klinische Pharmakologie, Zentralkrankenhaus Sanktjürgen-Straße
in Bremen, in Vorwärts 3/1996, S. 11: -
"Wir haben in den Kliniken eine strenge Budgetierung. Das ist sinnvoll, weil sonst die Kosten
nicht unter Kontrolle zu halten smd. Glelchzeltlg können Leistungen nicht mehr zur Verfügung
gestellt werden, weil im Arzneimittelbudget die Mittel für die entsprechende Therapie nicht mehr
verfügbar sind ... In der Regel [sind das] teure Therapien, etwa bei bestimmten Nervenerkrankungen
oder bel EIerstockkrebs, wo eme neue, wlfksame Chemotherapie zur Verfügung steht. Sie kostet
pro Patient pro Jahr 100000 Mark, statt bislang 6000 bis 10000 Mark. Das ist in dem Budget nicht
mehr vorhanden, und dann können wir solche teuren, innovativen Therapien in der Klinik nicht
mehr durchführen."
DER SPIEGEL 50/1996, S. 29:
.Der Schauspieler Günter Strack, nach einem Schlaganfall in die Münchner Unikli~ikeinr;eli~fert,
litt unter rasenden Durchfällen und hohem Fleber ... Mehrere Medikamente I'rob,erten die Arzte
aus, doch keines hatte Erfolg ... Ein aufwendiger Bluttest brachte Aufklärung: Die Infektion rührte
von Bakterien im Darm (Enterokokken), die gegen Medikamente resistent geworden waren ... Das
prominente Opfer einer lebensgefährlichen Enterokokkenresistenz war der erst~ Fall dieser Art,
aen der IntensIvmediziner Gärtner zu behandeln hatte. Doch Strack ist nach Uberzeugung des
Münchener Bakteriologen Jürgen Heesemann keine Rarität: Tausende seien in Deutschland
möglicherweise schon an den heimtückischen Enterokokken gestorben, nur selten würde es
diagnostiziert. Daß die Symptome so selten erkannt würden, hänge auch mit den Sparzwängen der
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transplantation nicht mehr ,,lohnt" 12a. Bettenabbau, Stellenstreichungen beim Pfle-
gepersonal und Kürzungen im Sachetat werden möglicherweis e die )etzt schon dis-
kutienen Szenarien, wer denn im Krankenhaus zu retten ist, wenn die Akutfälie die
Ressourcen übersteigen, schneli Realität werden iassen 125. In Großbritannien, in
dieser Hinsicht uns vielleicht schon einiges voraus, machte 1995 der Fall des ,,Child
B" Schlagzeilen, weil der donige Sozialversicherungsträger bei einem kleinem Mäd-
chen die Finanzierung einer teuren Krebstherapie wegen zu geringer Erfolgsaussich-
ten ablehnte - das Geld reichte offenbar sonst für andere nicht 126.

von Bonn verordneten Gesundheitsreform zusammen. Heesemann'. 
'Mit Bil l igtests hätten wir die

Ursachen niemals gefunden.' Privatp zrient Strachhabe auch überlebt, weil er sich den teuren Bluttest
leisten konnte-" 

-

124 Eser, in Auer/Menzel/Eser, Zuischen Heilauftras und Sterbehilfe, 1977, S. 133:
-Gewiß mae es schockieren, daß das Leben übeihaupt in Relaiion zu den mit der Lebenserhaltung
uerbundenö Kosten zu setzen sei. Denn wenn nach überkommener Auffassune nicht einmal Lebei
geeen Leben aufrechenbar sein soll. um wieviel wenieer Leben sesenüber äateriellen Gütern)
inäes scheint es, daß auch in diesem Punkt hehre Reclitsgrundsätietr... i ts uon der Wirklichkeit
des modernen Krankheitswesens überholt wurden. \üas blreits mit der Notwendigkeit des Arztes
b e g i n n r ,  s e i n e  b e s c h r ä n k r e n  M ö g l i c h k e i t e n  s e l e k t i v  e i n z u s e t z e n ,  u n d  w r i s i c h  ü b e r  d i e
Niihtbezahlbarkeir möslicheryeisilebenswichtiaer Therrpien fonsetzt, endet schon gar nicht
mehr selten in der Frage] ob sich der Einsatz an räh -.;gli.h.. Lebensverlängerungsmaßnahm..
überhauot  . . .h ' loh . t5 - ;
Amold,Leiter der Arbeitsgruppe ,,Gesrndheitssystemforschung" der [Jniversität Tübingm, in Stern
11/1997. S. 156:
.Venn ich einen 80iährigen Patienten habe, dessen Behandlung l0O 000 Mark kosten würde, muß
ich überlegen, wofür icl idro Geld dann nicht ausgeben könnrä- etwa für die Forschung."
Birnhachci, in Hepselmann/MerhcL, S. 44:
-ln Eneland ist es offizielle policy, Patienren mit Nierenversagen über einer gewissen Altersgrenze
Jie Fin"anzieruns der andeinfall i  erforderlichen Dialyse voriuenthalten un-d dadurch sterb'en zu
lassen. '

125 Eser, aaO, S. 134 ff.:
..Liest der Fall däieeen so, daß der eine Parient bereits an ein Cerät angescli lossen ist, dessen auch
iin alnderer bedtirTti d"t V"rrorgungsbedürfnis also nicht gleichzeitig äntstanden ist, so bleibt für
eine Vahl in der Veise, daß de"r erite zugunsten des zwe-iten Patienten'abgehängt'wird, nach
herkömmlichen Maßstäben kein Raum ..]Letzterem dennoch den Vorzueiu e.b.n, wäre nur
dann möelich. wenn mrn auch dro Leben bzw. die ihm verbleibenden Ch"ancei für 

iabwägbar'

hält. Tut äan dies nicht, so bleibt freil ich auch für jenen fast schon makabren Vorschlag, vorsorglich
Geräte freizuhalten, um sie dann notfalls in dringenderen Fällen parat zu haben, kiein Raum ...
Doch so sehr auch imer wieder beteuen wird, diß das Leben jedär Abwägung entzogen sei und
auch bleiben müsse, so scheint die Pruis... durch sti l lschweigende Selektion und PrioritätenserzunB
Iängsr über solche Postulate hinwegqegangen zu sein ... Dem äntspricht die deutlich zu beobachtendä
Teidenz- auch im Hinblick "rT-aid.i. Interessen als die betroffenen Patienten selbst die
Lebensveilängerungspflicht nicht mehr absolut zu setzen, sondern einer Abwägung zu unteruerfen,
sei es im Hin"blick"auf drängendere Behandlunesbedürfnisse anderer Petien-ten-oder sei es auch
unter Berücksichtigung familiär-sozialer und nic-ht zuietzt auch winschaftlicher Faktoren.'
Die Woche 10/1997. S. 26:
,,Von derzeit zehn Prozent, prognostizien der Kölner Gesundheitsökonom Karl Lauterbach, müsste
sich die Zahl der Inrensivbetien 5is zm Jahr 2010 vervierfachen ... Doch auf Grund der Budgetrerung
von Krankenhausleisrungen'-..d.n Ji. ökonomischen Zwänge im Gesundheitswesen-zu e'nei
Gefahr fur die ärztl iche Ethik' ..."

126 Independent on Sunday, vom 12.03.1995, S. 1;
.A tän-yeer-old girl dying from leukaemia and refused funher treatment by her local health authority
wil l beein orivaü canceriherapv this week after a f 75.000 donation from an anonymous benefactor.
The aii l , lrom Crmbrideeshii i and known onlias 

tB' "fr., , High Coun ruling that she should
not Üe identif ied, has alieady had two courses'of ch.motherepyänd a bone marrow transplant.
Her familv had asked fo, m'ore chemotherapv and another t.äisplatt, but cancer specialisis last
-orth e"ie her less than a 1O per cent chance of survival even with th" treatments, and refused
rhem. ih. errl 's case has been widelv seen as a refusal of possibly l i fe-saving treatment because of
financial co"nsiderations ... The case 6as raised in acute forir the thornv qu.ti io. of priority setrrng
in  rhe  NHS,  where  l im i ted  fund ing  meets  po ten t ia l l y  l im i t less  demand . . .  Th" .o t t * i r t .e 'sa id  in  ä
repon six weeks ago rhat some t.ä"t-..t 'r, such as'fenil ity trertments, were excluded from the
N'HS because theyäere considered only marginally benefiöial."
Amold, aaO, S. 166 f,:
-lch bin drvon übeizeuer, daß wir bei einem Geldmansel zu ihnlichen Strategien finden müssen
*i. di. B.it... Bei der"Entscheiduns über eine besonäers aufwendise Behandluns müssen wir
s tä rker  a ls  b isher  darau fachten ,  w ie"hoch d ie  Opponun i tä tskos ten i ind . . .  Dazu lann. . .  auch
gehören, eine Behendlung bei schlechter Prognose zu verweigern."
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transplantation nicht mehr "lohnt" 124. Bettenabbau, Stellenstreichungen beim Pfle­
gepersonal und Kürzungen im Sachetat werden möglicherweise die jetzt schon dis­
kutierten Szenarien, wer denn im Krankenhaus zu retten ist, wenn die Akutfälle die
Ressourcen übersteigen, schnell Realität werden lassen 125. In Großbritannien, in
dieser Hinsicht uns vielleicht schon einiges voraus, machte 1995 der Fall des "Child
B" Schlagzeilen, weil der dortige Sozialversicherungsträger bei einem kleinem Mäd­
chen die Finanzierung einer teuren Krebstherapie wegen zu geringer Erfolgsaussich­
ten ablehnte - das Geld reichte offenbar sonst für andere nicht 126.

von Bonn verordneten Gesundheitsreform zusammen. Heesemann: 'Mit Billigtests hätten wir die
Ursachen niemals gefunden.' Privatpatient Strack habe auch überlebt, weil er sich den teuren Bluttest
leisten konnte."

124 Eser, in Auer/Menzel/Eser, Zwischen Heilauftrag und Sterbehilfe, 1977, S. 133:
"Gewiß mag es schockieren, daß das Leben überhaupt in Relation zu den mit der Lebenserhaltung
verbundenen Kosten zu setzen sei. Denn wenn nach überkommener Auffassung nicht einmal Leben
gegen Leben aufrechenbar sein soll, um wieviel weniger Leben gegenüber materielle!, Gütern?
Indes schemt es, daß auch m dIesem Punkt hehre Rechtsgrundsätze bereIts von der WIrklIchkeit
des modernen Krankheitswesens überholt wurden. Was bereits mit der Notwendigkeit des Arztes
beginnt, seine beschränkten Möglichkeiten selektiv einzusetzen, und was sich über die
Nichtbezahlbarkeit möglicherweise lebenswichtiger Therapien fortsetzt, endet schon gar nicht
mehr selten in der Frage, ob sich der Einsatz an sich möglicher Lebensverlängerungsmaßnahmen
überhaupt noch 'lohnt'."
A moid, Leiter der Arbeitsgruppe" Gesundheitssystemforschung" der Universität Tübingen, in Stern
11/1997, S. 166:
"Wenn ich einen 80jährigen Patienten habe, dessen Behandlung 100000 Mark kosten würde, muß
ich überlegen, wofür ich das Geld dann nicht ausgeben könnte - etwa für die Forschung."
Bimbacher, in Hegse/mann/Merkel, S. 44:
"In England ist es offizielle policy, Patienten mit Nierenversagen über einer gewissen Altersgrenze
die Finanzierung der andernfalls erforderlichen Dialyse vorzuenthalten und dadurch sterben zu
lassen."

125 Eser, aaO, S. 134 ff.:
"Liegt der Fall dagegen so, daß der eine Patient bereits an ein Gerät angeschlossen ist, dessen auch
ein anderer bedürfte, das Versorgungsbedürfnis also nicht gleichzeitig entstanden ist, so bleibt für
eine Wahl in der Weise, daß der erste zugunsten des zweiten Patienten 'abgehängt' wird, nach
herkömmlichen Maßstäben kein Raum ... Letzterem dennoch den Vorzug zu geben, wäre nur
dann möglich, wenn man auch das Leben bzw. die ihm verbleibenden Chancen für 'abwägbar'
hält. Tut man dies nicht, so bleibt freilich auch für jenen fast schon makabren Vorschlag, vorsorglich
Geräte freizuhalten, um sie dann notfalls in dringenderen Fällen parat zu haben, Kein Raum ...
Doch so sehr auch immer wieder beteuert wird, daß das Leben jeder Abwägung entzogen sei und
auch bleiben müsse, so scheint die Praxis ... durch stillschweigende Selektion und Prioritätensetzung
längst über solche Postulate hinweggegangen zu sein ... Dem entspricht die deutlich zu beobachtende
Tendenz, auch im Hinblick auf andere Interessen als die betroffenen Patienten selbst die
Lebensverlängerungspflicht nicht mehr absolut zu setzen, sondern einer Abwägung zu unterwerfen,
sei es im Hinblick auf drängendere Behandlungsbedürfnisse anderer Patienten oder sei es auch
unter Berücksichtigung familiär-sozialer und nicht zuletzt auch wirtschaftlicher Faktoren."
Die Woche 10/1997, S. 26:
"Von derzeit zehn Prozent, prognostiziert der Kölner Gesundheitsökonom Karl Lauterbach, müsste
sich die Zahl der Intensivbetten bis zum.Jahr 2030 vervierfachen ... Doch auf Grund der Budgetierung
von Krankenhausleistungen 'werden die ökonomischen Zwänge im Gesundheitswesen zu einer
Gefahr für die ärztliche Ethik' ..."

126 Independent on Sunday, vom 12.03.1995, S. 1:
"A ten-year-old girl dying from leukaemia and refused further treatment by her local health authority
will begin private cancer therapy this week after aL75,000 donation from an anonymous benefactor.
The girl, from Cambridgeshire and known only as 'B' after a High Court ruling that she should
not be identified, has already had two courses of chemotherapy and a bone marrow transplant.
Her family had asked far more chemotherapy and another transplant, but cancer specialists last
month gave her less than a 10 per cent chance of survival even with the treatments, and refused
them. The girl's case has been widely seen as a refusal of possibly life-saving treatment because of
financial considerations ... The case has raised in acute form the thorny question of priority setting
in the NHS, where limited funding meets potentially limitless demand ... The committee said in a
report six weeks ago that some treatments, such as fertility treatments, were excluded from the
NHS because they were considered only marginally beneficial."
AmoLd, aaO, S. 166[:
"Ich bin davon überzeugt, daß wir bei einem Geldmangel zu ähnlichen Strategien finden müssen
wie die Briten. Bei der Entscheidung über eine besonders aufwendige Behandlung müssen wir
stärker als bisher darauf achten, wie hoch die Opportunitätskosten sind ... Dazu kann ... auch
gehören, eine Behandlung bei schlechter Prognose zu verweigern."



lV ozu eigentlicb Medizinetbikl

Diese und ähnliche Fragen könnten uns in Zukunft beschäftigen. Eine Medizin-

ethik, die selbst Streit um Einzelheiten von Kompromißlinien nicht verhindern
konnte wie etwa, ob eine Schwangerschaftsberatung ,,offen' sein darf 127, ob der
(tote) Organspender zu Lebzeiten der Explantation ausdrücklich zugestimmt haben
muß oder ihr nur nicht widersprochen haben darf r28, oder ob das Unterlassen der
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Die lVoche 10/1997, S. 26:
- D e r  b r i t i s c h e  C h i r u r e  R e n ä  C h a n s  e n t w i c k e l t e . . .  d i e  S o f t w a r e  R i Y A D H . . .  A n h a n d

ö.oerr*-i.n.. Reeeln ärrechnet er ...äie Überlebenswahrscheinlichkeit ... Für jeden einzelnen

Frii*t"r *.rd. ,uä.- Kostenprognosen auf der Grundlage statistischer Beobachtungen erstellt

... l . Eneland *ird Changs Progr'mÄ schon in über 50 Intensivstationen eingesetzt. Don entscheidet

J.. CoÄo"r.r mit darü6er, oE die \üeiterbehandlung eines Todkranken iinnvoll ist und ob ihre

K o r t e n  i o ,  d e r  G e s e l l s c h a f t  z u  r e c h t f e r t i g e n  i i n d .  S e i t  d i e  A u s g a b e n  d e s  b r i t i s c h e n

Gesundheitssystems radrkal gekürzt wurden, drängen Intensivmedizinei auf.eine 'gerechtere'

Vrn"ilun" kriappe, Ressourc"en. So kam es bereits äu Musterprozessen, weil Arzte l iostspielige

Behand luäeen 'b 'e i  Pa t ien ten  mi t  wen ig  Auss ich t  au f  He i lung verwe igen ha t ten  . . .  we i l  in

Deutschlanä auf den Intensivsrationen die Kosten aus dem Rudär laufen, testen erste Mediziner

auch hier zu Lande Chanes Sofrware ... 
'Venn die englischen Verhältnisse auch bei uns eingetreten

sind, ... haben wir das Prägramm optimien und sindauf diese Lage besser vorbereitet 
'"

MOZ von 28.02.199/, S. 5:

"b.r nniria.n, der Ä.zt.kmmrr Hamb,urg, Frank Ulrich.MonrBomery sagte. dazu: 
'Wenn das

Überleben eines Menschen von winschafrl i ihen Kriterien abhängig gemacht wird, dann sind wir

ethisch da, wo die Nazis aufgehön haben.'"
127 \ 219 I StGB i.d.F. des SFHG'aom 27'07'1992 (aufgehoben durch BVerfGE 88' 203):

]Die Beratune dient dem Lebensschurz durch Rat und Hilfe ft lr die Schwangere unter Anerkennung

äes hohen Vänes des voreebunlichen Lebens und der Eigenverantwonung der Frau. Die Beratung

so l l  dazu be i t raeen,  d ie" im Zusammenhang mi r  derSchwangerschaf t  bes tehende Not -  und

Konf l i k t laee  z r ibewäl r igen.  s ie  so l l  d ie  Schwangere  in  d ie  Lage verse tzen,  e rne  veran t -

*on.rssbe"mßte eiqene Giwissensentscheidung zu treTfen. Aufgabe dei Beratung ist die umfasende

-.airi".;|t..,ozi"l ' . u.d iuristische Informaiion der Schwa"ngeren. Die Beiatung umfaßt die

O^.I."un" d., Rechtr"nspiüche von Mutter und Kind und dei möglichen praktisihen Hilfen,

i"iU"ä"f,.r. solcher, die äie Fonsetzung der Schwangerschafr und diiLage vön Mutter und Kind

erleichtern. Die Beratung trägt auch zui Vemeidun-g künfriger ungewollter Schwangerschaften

D e l .

BVerfGE 88,203 (282):
. .D ie 'Bera tuns  im S.h* "nee. r .ha f tskonf l i k t  bedar f  der  Z ie lo r ien t ie rung au f .den Schutz  des

u r g e b o r . r . n ' - L . b e n s .  h i - n .  E i n e  b l o ß  i n f o r m i e r e n d e .  B e r a t u n { 1 , d i e . - d e n  k o n k r e t e n

Sch'*angerschafrskonflikt nicht aufnimmt und zum Thema eines,persör.l ich gefühnen Cesprächs

zu mach"en sucht, sich auch nichr um konkrete Hilfe im Blick auf dtesen Konthkt bemüht, l lelSe dre

Fiau im Stich rrd uerfehlt. ihren Auftrag. Die Berarerinnen oder Berater müssen sich von dem

Bemühen leiten lassen, die Frau zur Foäsetzung ihrer Schwangerschaft zu ermutigen und ihr

Perspekriven fur e-in Leben mrt dem Kind zu eröflnen."
t 28 $ 2 17(des verabschiedeten, aber vor Inkrafttreten wieder aufgehobenen) rheinland'pfälziscbm TPG

vom 23.06.1994:
-ö.r .ntr.h^.rde Arzt muß sich vor der Entnahme die Gewißleit verschaffen. daß keine

;Ü;ir;;J. frkta^ng des Verstorbenen vorlegt. Zu diesem Zweck muß er feststellen, ob der

Verstorbene über einä Ausweis nach Abs. 3 dieär Vorschrift verfügt. lst. ein.Ausweis nach Abs. l

nicht auseesrellt oder nicht auf{indbar, so ist einer der nächsten Angehörigen nach einem der

en,""h-! entseeenstehenden Vil ien ies Verstorbenen zu befragen -. Ist eln Widerspruch des

Verstorbenen [.ien ein. Entnahme nicht feststellbar, darf sie erfolgen."

SS 15 I TPG-E der Grünm:
löL E.t.rh-. uon Orsanen Lebender nach irreversiblem Ausfall aller meßbaren Hirnfunkttonen

ilt zulissia. *enn durch"den torl iegenden Organspendeausweis die Einwill igung dokume.ntien ist

... Die Ein"wil l ieune in eine Organspände ... muß schrift l ich auf einem mtlichen Orgaropendeauswets

erklän und eig"enliändig tttei..h i ieben werden. "
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Diese und ähnliche Fragen könnten uns in Zukunft beschäftigen. Eine Medizin­
ethik, die selbst Streit um Einzelheiten von Kompromißlinien nicht verhindern
konnte wie etwa, ob eine Schwangerschaftsberatung "offen" sein darf 127, ob der
(tote) Organspender zu Lebzeiten der Explantation ausdrücklich zugestimmt haben
muß oder ihr nur nicht widersprochen haben darf 128, oder ob das Unterlassen der

Die Woche 10/1997, S. 26:
"Der britische Chirurg Rene Chang en~wickelte ... die Software RIYADH ... Anhand
programmierter Regeln errechnet er ... die Uberlebenswahrscheinlichkeit ... Für jeden einzelnen
Patienten werde zudem Kostenprognosen auf der Grundlage statistischer Beobachtungen erstellt
... In England wird Changs Programm schon in über 50 Intensivstationen eing~setzt. Dort entscheidet
der Computer mit darüber, ob die Welterbehandlung emes Todkranken smnvoilist und ob Ihre
Kosten vor der Gesellschaft zu rechtfertigen sind. Seit die Ausgaben des britischen
Gesundheitssystems radikal gekürzt wurden, drängen Intensivmediziner auf..eine 'gerechtere'
Verteilung knapper Ressourcen. So kam es bereits Zu Musterprozessen, weil Arzte kostspielige
Behandlungen bei Patienten mit wenig Aussicht auf Heilung verweigert hatten ... Weil m
Deutschland auf den Intensivstationen die Kosten aus dem Ruder laufen, testen erste Mediziner
auch hier zu Lande Changs Software ... 'Wenn die englischen Verhältnisse auch bei uns eingetreten
sind, ... haben wir das Programm optimiert und sind auf diese Lage besser vorbereitet.'"
MOZ vom 28.02.1991., S. 5:
"per Präsident der Arztekammer Hamburg, Frank Ulrich Montgomery sagte dazu: 'Wenn das
Uberleben eines Menschen von wirtschaftlichen Kriterien abhängig gemacht wird, dann sind wir
ethisch da, wo die Nazis aufgehört haben.'"

127 § 219 I StGB i.d.F. des SFHG vom 27.07.1992 (aufgehoben durch BVerfGE 88, 203):
"Die Beratung dient dem Lebensschutz durch Rat und Hilfe für die Schwangere unter Anerkennung
des hohen Wertes des vorgeburtlichen Lebens und der Eigenverantwortung der Frau. Die Beratung
soll dazu beitragen, die im Zusammenhang mit der Schwangerschaft bestehende Not- und
Konfliktlage zu bewältigen. Sie soll die Schwangere in die Lage versetzen, eine verant­
wortungsbewußte eigene Gewissensentscheidung zu treffen. Aufgabe der Beratung ist die umfassende
medizinische, soziale und juristische Information der Schwangeren. Die Beratung umfaßt die
Darlegung der Rechtsansprüche von Mutter und Kind und der möglichen praktischen Hilfen,
insbesondere solcher, die die Fortsetzung der Schwangerschaft und die Lage von Mutter und Kind
erle~chtern. Die Beratung trägt auch zur Vermeidung künftiger ungewollter Schwangerschaften
bel.
BVerfGE 88, 203 (282):
"Die Beratung im Schwangerschaftskonflikt bedarf der Zielorientierung auf den Schutz des
ungeborenen Lebens hin. Eine bloß informierende Beratung, die den konkreten
Schwangerschaftskonflikt nicht aufnimmt und z~m Then:>a eines persönlich geführten Gesprächs
zu machen sucht, Sich auch nicht um konkrete Hilfe Im Blick auf diesen Konflikt bemüht, ließe die
Frau im Stich und verfehlte ihren Auftrag. Die Beraterinnen oder Berater müssen sich von dem
Bemühen leiten lassen, die Frau zur Fortsetzung ihrer Schwangerschaft zu ermutigen und ihr
Perspektiven für em Leben mit dem Kmd zu eröffnen."

128 § 2 IV (des verabschiedeten, aber vor Inkrafttreten wieder aufgehobenen) rheinland·pfälzischen TPG
vom 23.06.1994:
"Der entnehmende Arzt muß sich vor der Entnahme die Gewißheit verschaffen, daß keine
ablehnende Erklärung des Verstorbenen vorliegt. Zu diesem Zweck muß er feststellen, ob der
Verstorbene über einen Ausweis nach Abs. 3 dieser Vorschrift verfügt. Ist ein Ausweis nach Abs. 3
nicht ausgestellt oder nicht auffindbar, so ist einer der nächsten Angehörigen nach einem der
Entnahme entgegenstehenden Willen des Verstorbenen zu befragen ... Ist ein Widerspruch des
Verstorbenen gegen eine Entnahme nicht feststellbar, darf sie erfolgen."
§§ 15 I TPG·E der Grünen:
"Die Entnahme von Organen Lebender nach irreversiblem Ausfall aller meßbaren Hirnfunktionen
ist zulässig, wenn durch den vorliegenden Organspendeausweis die Einwilligung dokumentiert ist
... Die Einwilligung in eine Organspende ... muß schriftlich auf einem amtlichen Organspendeausweis
erklärt und eigenhändig unterschrieben werden."



90 Uwe Scheffler

Lebensverlängerung des schon Sterbenden auch durch aktives Tun geschehen kann129,

würde dann überhaupt niemand mehr hören IlD. Um die Heiligkeit des Lebens oder
um Gottes Plan ginge es dann nicht mehr.

Wozu dann noch Medizinethik?

129 LG Ravensbury" NStZ 1987, 229:
.Zusammenfassend ist die Kammer der Ansicht, daß ein unweigerlich dem Tode geweihter Mensch,
der aus eigener Kraft nicht mehr weiterleben kann und dessen 'Lebensverlängerung' mit Hilfe
technischer Geräte unzweifelhaft nur eine Verlängerung des Sterbevorganges bedeutet, verlangen
kann, daß solche Maßnahmen ... abgebrochen werden. Jemand, der diesem Verlangen nachkommt,
gleichgültig, ob durch Unterlassen oder durch aktives Tun, tötet nicht (auf Verlangen), sondern
leistet Beistand im Sterben. "
Bockelmann, Strafrecht des Arztes, 1968, S. 112; 125:
.... die Abschaltung des Reanimators [wäre] eine aktive Tötungshandlung und nicht nur die
Unterlassung weiterer, auf Fristung des Lebens gerichteter Maßnahmen ... Wie übrigens, wenn
man den Fall setzt, daß ein irgendwer aus purer Bosheit, nur um das Ende des Sterbenden zu
beschleunigen, den Apparat abstellt· kann wohl zweifelhaft sein, daß das eine Tötungshandlung
wäre? Müßte man sie als Unterlassung werten, $0 müßte man sie straflos lassen, denn eine
GarantensteIlung, kraft derer er zur Fristung des Lebens des Moribunden verpflichtet wäre, hat
der Nichtarzt nicht."

130 Die beiden letztgenannten .Streite um Einzelheiten von Kompromißlinien" sind allerdings zur
Zeit gerade im Begriff, zu Grundsatzfragen zu mutieren. Ursache ist der beginnende Abschied
vom H.rntodkntenum, postuhen vom Repon der Harvard Med.c:t1 School 1968 . kurz nach der
ersten Herztransplantation " auf das seitdem, wie Maurach/Schroeder, Strafrecht AT/I, § 1 Rn. 12
noch 1995 feststellen konnten, .allgemein abgestellt" wurde. So formuliene noch Ende 1993 der
Wissenschaftliche Beirat der Bundesärztekammer apodiktisch, daß .der nachgewiesene irreversible
Ausfal!.der gesamten Hirnfunktion (.Hirntodj auch beim Menschen ein sicheres Todeszeichen"
sei (DAB/. 1993, 2933). Seit der Expenenanhörung des Deutschen Bundestages am 28. Juni 1995
jedoch scheuen sich alle Entwürfe zu Transplantationsgesetzen, von der .Organentnahme bei Toten"
zu sprechen· mit Konsequenzen:
1. Lebt ein .Hirntoter" noch (näher dazu Wagner/Brocker, Zeitschrift für Rechtspolitik[ZRP/1996,
226ff. m.w.N.) läge Totschlag (§ 212 StGB) durch den Organtransplanteur beim ausschließlichen
Abstellen auf einen fehlenden Widerspruch des Spenders vor.
2. Darf ein Respirator bei dem· noch lebenden· .Hirntoten" nicht aktiv abgeschaltet werden,liegt
also selbst bei Einwilligung unzweifelhaft eine strafbare Tötung auf Verlangen (§ 216 5tGB) vor,
wären Organtransplantationen insoweit völlig ausgeschlossen, .es sei denn, der Arzt erhofft sich
einen erlösenden technischen Defekt oder er läßt s.ch von findigen Juristen den Ratschlag geben,
das Beatmungsgerät so konstruieren zu lassen, daß es immer nur eine begrenzte Zeit läuft und
daher zum Weiterlaufen jeweils eines neuen Impulses bedürfte" (Eser, in Auer/Menzel/Eser, S. 139).
Selbst wenn man aber im Abschalten grundsätzlich ein strafloses .Unterlassen durch Tun" erblickt,
wäre es immer noch problematisch, daß das Abstellen nicht vom .Beistand im Sterben" motivien,
sondern vom Zweck der Organtransplantation zeitlich bestimmt wird.
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